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Geleitwort

In einer wett bewerbsorienti erten Marktwirtschaft  brauchen wir 
einen Staat, der eine „Schiedsrichter-Funkti on“ wahrnimmt und 
eine verlässliche Rahmenordnung für unternehmerische Täti g-
keiten schaff t. In der Praxis ist der Staat aber längst nicht nur 
Schiedsrichter, sondern Mitspieler – die Staatswirtschaft  ist auf 
dem Vormarsch! Die Spielregeln des freien Wett bewerbs wer-
den immer weiter ausgehebelt und die Grenzen staatlicher Wirt-
schaft stäti gkeit zulasten der Privatwirtschaft  verschoben. So fi n-
den sich in der Tagespresse regelmäßig Lehrstücke darüber, was 
schiefgehen kann, wenn der Staat Unternehmer spielt. Die Zeche 
zahlt dann der Steuer- bzw. Gebührenzahler. 

Aber auch die Unternehmen leiden unter der zunehmenden 
Staatswirtschaft . Dabei müssen doch gerade jene Wirtschaft s-
akteure, die einen Großteil ihrer Erträge über Steuern abführen, 
darauf vertrauen können, dass der Staat nicht gleichzeiti g als 
Wett bewerber gegen sie auft ritt  – zumal die öff entliche Hand mit 
zahlreichen Wett bewerbsvorteilen in puncto Bonität, Konkurs-
fähigkeit, Körperschaft -, Umsatz- und Grunderwerbsteuer ausge-
statt et ist. 

Dass sich die öff entliche Hand längst nicht nur auf die sogenann-
te „Daseinsvorsorge“ beschränkt, wird anhand der vorliegenden 
Studie deutlich. Bei der wirtschaft lichen Betäti gung ist die öff ent-
liche Hand äußerst ideenreich, sei es im Erholungs-, Gastrono-
mie- oder Veranstaltungsbereich. Viele dieser Unternehmen sind 
wirtschaft lich nicht rentabel und werden jahrelang mit Hilfe von 
Steuergeld künstlich am Leben gehalten, bis sie wirtschaft lich 
endgülti g am Ende sind und Arbeitsplätze auf dem Spiel stehen. 
Hinter „unternehmerischen Flops“ der öff entlichen Hand stehen 
häufi g politi sche Fehleinschätzungen, Postengeschacher und zu 
laxe Aufsichtskontrollen. 
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Diese Entwicklung nimmt das Deutsche Steuerzahlerinsti tut des 
Bundes der Steuerzahler zum Anlass, um die öff entliche Beteili-
gungspoliti k genauer unter die Lupe zu nehmen. In der Sonder-
informati on „Staat vor Privat? Risiken kommunaler Wirtschaft s-
täti gkeit“ haben wir bereits die zunehmende Staatstäti gkeit auf 
kommunaler Ebene untersucht und mit zahlreichen Fallbeispielen 
untermauert. Mit der vorliegenden Sonderinformati on „Staat vor 
Privat? Zur Staatswirtschaft  der Länder“ legen wir eine erste Un-
tersuchung der Länderhaushalte vor. Diese Studie wird Anknüp-
fungspunkt für weitere verti eft e Analysen sein. 

Mit unserer Transparenzoff ensive verfolgen wir ein klares Ziel. 
Wir wollen faire Wett bewerbsbedingungen für private Unterneh-
men und erteilen der zunehmenden Staatswirtschaft  zulasten 
der Steuer- und Gebührenzahler eine klare Absage. Lassen Sie 
uns wieder mehr soziale Marktwirtschaft  und weniger Staatswirt-
schaft  wagen!

Reiner Holznagel

Präsident des Bundes der Steuerzahler Deutschland e. V.
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1. Einführung

„Das Mißtrauen, mit dem die Geschäft swelt auf alle staatlichen 
Unternehmen blickt, hat viel Berechti gung. Es bestehen große 
Schwierigkeiten, zu sichern, daß solche Unternehmungen unter 
denselben Bedingungen geführt werden wie Privatunternehmun-
gen; und nur wenn diese Bedingung erfüllt ist, ist prinzipiell dage-
gen nichts einzuwenden.“

Hayek (1971): Die Verfassung der Freiheit, Tübingen, S. 289f.

Ob Deutsche Bundespost, Deutsche Telekom, die zahlreichen 
Staatsbanken oder die volkseigenen Betriebe in der DDR – 
öffentliche Unternehmen blicken in Deutschland auf eine lange 
Traditi on zurück. Seit dem Zweiten Weltkrieg sind zwar relati v 
viele Staatsunternehmen privati siert worden; die Liste der öff ent-
lichen Unternehmen und Unternehmensbeteiligungen ist aber 
noch immer lang. Allein der Bund ist an über 300 öff entlichen Ein-
richtungen und Unternehmen mitt el- oder unmitt elbar zu mehr 
als 50 Prozent beteiligt. Hinzu kommen die mehr als 1.400 Unter-
nehmen der Länder.1 

Anlass genug, ein Resümee zu ziehen und den aktuellen Stand 
der öff entlichen Beteiligungspoliti k zu untersuchen. In welchen 
Bereichen ist die öff entliche Hand akti v? Wie begründet sie das 
staatliche Täti gwerden? Welche Risiken ergeben sich für den 
Steuerzahler? Dies alles sind Fragen, die in dieser Studie zu klären 
sind.

Wie bereits angedeutet, gibt es nicht nur auf Ebene der Kom-
munen, sondern auch auf Ebene von Bund und Ländern öff ent-
liche Unternehmen. Über die öffentlichen Unternehmen der 
Kommunen hat das Deutsche Steuerzahlerinsti tut (DSi) bereits 

1 Vgl. Bundeskartellamt (2014) und Stati sti sches Bundesamt (2015b).
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mehrere Analysen veröff entlicht.2 Im Fokus dieser Studie stehen 
nun die öffentlichen Fonds, Einrichtungen und Unternehmen der 
Länder.

Im Jahr 2012 gab es auf Ebene der Länder 1.429 öff entliche Fonds, 
Einrichtungen und Unternehmen (FEUs). Zu den öff entlichen FEUs 
zählen all jene Einheiten, die durch eine Aufgabenauslagerung, 
eine Unternehmensneugründung oder einen Beteiligungserwerb 
entstanden sind. An diesen Einheiten waren die Länder unmitt el-
bar oder mitt elbar mehrheitlich beteiligt.3 

   

  

2 Vgl. KBI (2012) und DSi (2014).
3 Vgl. Stati sti sches Bundesamt (2015b).
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2. Rechtsformen staatlicher Wirtschaft stäti gkeit

Die staatliche Wirtschaft stäti gkeit erstreckt sich sowohl auf öf-
fentlich-rechtliche als auch auf privatrechtlich organisierte Unter-
nehmensformen. Zu den öff entlich-rechtlichen Unternehmens-
formen gehören Eigenbetriebe und Anstalten öff entlichen Rechts 
(AöRs):

Eigenbetriebe sind organisatorisch verselbstständigte, aber 
rechtlich unselbstständige Einrichtungen der Landesverwaltung. 
Rechtsgrundlage für die Eigenbetriebe ist die Landeshaushalts-
ordnung (LHO). Manchmal werden die Eigenbetriebe der Länder 
auch als Betriebe nach § 26 LHO bezeichnet. Für den Steuerzahler 
bzw. die öff entliche Hand ergibt sich bei Eigenbetrieben das be-
sondere Risiko einer unbeschränkten Trägerhaft ung. Eigenbetrie-
be können sowohl hoheitliche als auch wirtschaft liche Täti gkeiten 
ausüben.4 Hoheitsbetriebe sind Körperschaft en des öff entlichen 
Rechts, die überwiegend der Ausübung öff entlicher Gewalt die-
nen. Hoheitsbetriebe gehören nicht zu den Betrieben gewerbli-
cher Art und unterliegen daher nicht der Steuerpfl icht. Typische 
Hoheitsbetriebe sind Friedhöfe oder die Abwasserableitung. Bei 
solchen Hoheitsbetrieben lassen sich Defi zite nicht immer ver-
meiden. Insofern muss die politi sche Zielsetzung darin bestehen, 
die Zuschussbedarfe zu minimieren. Daneben gibt es aber auch 
Eigenbetriebe, die zu den Betrieben gewerblicher Art gehören. 
Beispiele für Landesbetriebe sind der Landesbetrieb Straßenbau 
und Verkehr Schleswig-Holstein und der Landesbetrieb Rathaus-
Service Hamburg.5

Viele Länder sind zudem an Einrichtungen beteiligt, die als AöRs 
fi rmieren. Im Unterschied zu Eigenbetrieben sind AöRs sowohl 

4 Vgl. Stati sti sches Bundesamt (2013), S. 4.
5 Vgl. Stati sti sches Bundesamt (2014a).
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organisatorisch als auch rechtlich verselbstständigt. Rechtsgrund-
lage der AöRs sind auf Landesebene die Landesorganisati onsge-
setze und verschiedene Spezial-Gesetze. Das Ausmaß der Träger-
haft ung hängt von verschiedenen Faktoren ab, wie zum Beispiel 
der Rechtsfähigkeit der AöR.6 Beispiele sind die Landesmedienan-
stalt Saarland LMS oder der HSH Finanzfonds AöR.7

Zu den privatrechtlich organisierten Unternehmensformen ge-
hören zum Beispiel die Akti engesellschaft  (AG) und die Gesell-
schaft  mit beschränkter Haft ung (GmbH). Rechtsgrundlagen sind 
das Akti enrecht bzw. das GmbH-Gesetz. Bei beiden Kapitalge-
sellschaft en ist die Haft ung des Trägers bzw. der Gesellschaft er 
auf die Erbringung von Einlagen und etwaiger Nachschüsse be-
grenzt.8 Beispiele sind die Verkehrsverbund Berlin-Brandenburg 
GmbH oder die BioPro Baden-Württ emberg GmbH.9

Öffentliche Unternehmen können auf dem Weg zwischen ei-
ner „Entstaatlichung“ und einer vollständigen „Privati sierung“ 
unterschiedliche Rechtsformen annehmen. Die Umwandlung 
öff entlich-rechtlicher Betriebe in eine privatrechtliche Organisa-
ti onsform mit öff entlichem Eigentum, wie z. B. einer GmbH oder 
einer AG, wird als eine „formelle Privati sierung“ bezeichnet. Da-
bei schlüpft  die öff entliche Hand lediglich in das „Gewand eines 
Privatrechtsubjekts“10. Eine echte Zurückdrängung des Staates 
fi ndet hingegen nur statt , wenn sich der Staat auch als Gesell-
schaft er bzw. Anteilseigner zurückzieht, sodass die entsprechen-
de Leistung ausschließlich privat fi nanziert, hergestellt und ver-
teilt wird. Im Falle einer solchen „materiellen Privati sierung“ wer-

6 Vgl. Schmidt (2011), S. 154-164.
7 Vgl. Stati sti sches Bundesamt (2014a). 
8 Vgl. Hain (2008), S. 17-20.
9 Vgl. Stati sti sches Bundesamt (2014a). 
10 KBI (1978), S. 9.
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den Chance, Risiko und Haft ung in private Hände gegeben. Der 
öff entliche Aufgabenbestand geht zurück.11

Eine Privati sierung ist nach Ansicht des Deutschen Steuerzahler-
insti tuts immer dann geboten, wenn sie zu einer Kostensenkung 
(Entlastung der öff entlichen Haushalte) führt, ohne dass dies eine 
Beeinträchti gung der mit der staatlichen Leistungserstellung ver-
folgten öff entlichen Ziele zur Folge hat. Zu diesen Zielen gehören 

1. Sicherung der Leistungsqualität,
2. Zumutbarkeit des Entgelts für die Bürger (bzw. entsprechend 

der Nachfrage),
3. Verhinderung unverhältnismäßiger sozialschädlicher Auswir-

kungen.

Diese „Privati sierungsformel“ knüpft  an das Subsidiaritätsprinzip 
an. Nach diesem Prinzip darf die öff entliche Hand ausschließ-
lich dann täti g werden, wenn eine privatwirtschaft liche Initi ati ve 
nicht ausreicht, um eine im (tatsächlichen) öff entlichen Interesse 
liegende Aufgabe befriedigend zu erfüllen. Das staatliche Täti g-
werden muss also zu einem gewissen Mehrwert führen. Insofern 
kann das Subsidiaritätsprinzip auch als eine Art Kompetenzab-
grenzungsregel zwischen Privaten und dem Staat verstanden 
werden.12 Nähere Ausführungen zum Subsidiaritätsprinzip finden 
sich in Kapitel 5.

11 Vgl. KBI (1978), S. 9ff .
12 Ebd., S. 15ff . und S. 22ff .
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3. Branchenzugehörigkeit öffentlicher 
Unternehmen und Verschuldung 

Zu den 1.429 öffentlichen FEUs der Bundesländer und Stadtstaa-
ten zählen auch Insti tuti onen,13 die hoheitliche Aufgaben im en-
geren Sinn erfüllen. So etwa die 142 Einrichtungen, die im Bereich 
der öff entlichen Verwaltung, Verteidigung und Sozialversicherung 
täti g sind und einer besonderen Analyse bedürfen. Betriebe, die 
hoheitliche Aufgaben wahrnehmen, erfüllen spezifi sche öff ent-
lich-rechtliche Aufgaben und sind dabei oft mals auf Zuschüsse 
angewiesen.14

Viele der 1.429 Unternehmen waren aber auch jenseits der so-
genannten „Daseinsvorsorge“ täti g. So waren 155 Unternehmen 
dem Grundstücks- und Wohnungswesen zuzurechnen und 174 
in der Unternehmensverwaltung, -führung und -beratung täti g. 
Einige Unternehmen betäti gten sich aber auch mit Getränkeher-
stellung (5), im Bereich der Lager- und Verkehrsdienstleistungen 
(84), in der Gastronomie (9), in der Werbung und Marktf orschung 
(5) oder in der Reisebranche (5).15 

Die Länder waren über ihre FEUs indirekt in erheblichem Maß 
verschuldet. Die in den FEUs befi ndlichen Schulden müssen zu 
den in den Kernhaushalten ausgewiesenen Schulden hinzuge-
rechnet werden, da diese ebenfalls entsprechende Haft ungsver-
pfl ichtungen nach sich ziehen können. Tabelle 1 bildet neben den 
Schulden der Kernhaushalte auch die Schulden der öff entlichen 
FEUs ab. Dazu gehören Kredit- und Wertpapierschulden, aber 
auch Kassenkredite.

13 Diese vom Stati sti schen Bundesamt herausgegebene Zahl der FEUs bezieht sich auf 
die Jahresabschlüsse 2012.

14 Vgl. Stati sti sches Bundesamt (2015a).
15 Ebd.
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Tab. 1: Schulden der Länder beim nicht-öff entlichen Bereich (2014)   

Länder Schulden in 
Mrd. Euro (gesamt)

davon in den 
Kernhaushalten

davon in den 
öff entlichen FEUs

Bay 25,41 95 % 5 %

BB 20,51 81 % 19 %

BER 73,38 81 % 19 %

BRE 22,23 92 % 8 %

BW 58,19 77 % 23 %

HE 50,55 87 % 13 %

HH 34,06 68 % 32 %

MV 9,81 96 % 4 %

NN 60,53 94 % 6 %

NRW 187,23 73 % 27 %

RP 33,39 98 % 2 %

SH 28,31 95 % 5 %

SL 15,59 87 % 13 %

SN 3,32 95 % 5 %

ST 20,37 100 % 0 %

THÜ 15,99 96 % 4 %

Quelle: Stati sti sches Bundesamt (2015c).

Im Jahr 2014 steckten Schulden in Höhe von insgesamt 112 Mil-
liarden Euro in den öff entlichen Fonds, Einrichtungen und Un-
ternehmen der Länder und Stadtstaaten. Die Kernhaushalte der 
Länder und Stadtstaaten waren Ende 2014 mit rund 547 Milliar-
den Euro verschuldet. Bezogen auf Kern- und Schatt enhaushalte 
befanden sich demnach 17 Prozent der Schulden in öff entlichen 
FEUs.16

16 Vgl. Stati sti sches Bundesamt (2015c). Einbezogen sind ausschließlich die Schulden 
beim nicht-öff entlichen Bereich. Um Doppelzählungen zu vermeiden, wurden die 
Schulden, die die Gebietskörperschaft en und ihre FEUs untereinander aufgenommen 
haben, nicht in die Analyse einbezogen.
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4. Rechtsrahmen staatlicher Wirtschaft stäti gkeit

4.1 Nati onaler Rechtsrahmen

Die „soziale Marktwirtschaft “ als Wirtschaft sordnung wird im 
Grundgesetz an keiner Stelle ausdrücklich erwähnt. Das ist auch 
nicht erforderlich, denn die Grundrechte der Berufsfreiheit (Art. 
12 GG), der Freizügigkeit (Art. 11 GG) und der Eigentumsgaran-
ti e (Art. 14 GG) lassen nur eine marktwirtschaft liche Wirtschaft s-
ordnung zu. Damit bekennt sich der Verfassungsgeber implizit 
zur Marktwirtschaft  und zum freien Wett bewerb. Das Bekennt-
nis zum freien Wett bewerb hat aber auch seine Grenzen. Nach 
geltender Rechtsprechung schützt die in Art. 12 GG garanti erte 
Berufsfreiheit nicht vor öffentlicher Konkurrenz, d. h. auch Un-
ternehmen, die sich in staatlicher Trägerschaft  befi nden, ist die 
Teilnahme am Wirtschaft sleben erlaubt. Das gilt aber auch nur 
solange, wie die staatlichen Unternehmen keine unerlaubte Mo-
nopolstellung erlangen, die Wett bewerbsfreiheit in „unerträg-
lichem Maße eingeschränkt“ oder ein Privatunternehmen in sei-
nen Wett bewerbsmöglichkeiten „unzumutbar geschädigt“ wird. 
Diese Einschränkungen sehen bereits die einfachgesetzlichen 
Regelungen des Wett bewerbsrechts vor – wie etwa das Gesetz 
gegen Wett bewerbsbeschränkungen (GWB).17

Wird die öff entliche Hand unternehmerisch täti g, muss sie sich 
an die gleichen Spielregeln halten wie die Privatwirtschaft . Nach 
§ 130 I GWB erstreckt sich der Anwendungsbereich des GWB 
auch auf Unternehmen, „die ganz oder teilweise im Eigentum 
der öff entlichen Hand stehen oder die von ihr verwaltet oder be-

17 Unter einfachgesetzlichen Regelungen können solche Regelungen verstanden wer-
den, die nicht in der Verfassung stehen. Siehe BVerwG, Beschluss vom 21. März 1994, 
1 B 211/94 – Wirtschaft sförderung, NJW 1995, 2938, 2939. Vgl. Bundeskartellamt 
(2014), S. 10.
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trieben werden.“18 Mit dieser Regelung soll „Waff engleichheit“ 
zwischen privaten und öff entlichen Unternehmen hergestellt 
werden. Allerdings ist rechtlich bislang nicht eindeuti g geklärt, 
wann eine Unternehmenstäti gkeit der öff entlichen Hand vorliegt. 
Während das europäische Kartellrecht die Unternehmenstäti g-
keit der öff entlichen Hand vor allem auf das Anbieten von Gütern 
und Dienstleistungen auf einem besti mmten Markt beschränkt, 
sieht das deutsche Kartellrecht eine Unternehmenstäti gkeit auch 
bei einer Beschaff ungstäti gkeit der öff entlichen Hand als erfüllt. 
Schwierigkeiten bereitet zum Teil auch die Abgrenzung von „wirt-
schaft lichen“ und „hoheitlichen“ Täti gkeiten.19 Der Begriff  des 
Hoheitsbetriebs und das Merkmal der „Ausübung hoheitlicher 
Gewalt“ sind gesetzlich nicht defi niert.20

4.2 Europäischer Rechtsrahmen

Auch das Gemeinschaft srecht erlaubt eine wirtschaft liche Be-
täti gung der öff entlichen Hand. Allerdings darf diese den Wett -
bewerb auf dem gemeinsamen Markt nicht beeinträchti gen. So 
besti mmt Art. 106 AEUV, dass die Mitgliedstaaten in Bezug auf 
öff entliche Unternehmen und solche Unternehmen, denen sie 
besondere oder ausschließliche Rechte gewähren, keine Maß-
nahmen treff en (bzw. beibehalten dürfen), die dem europäischen 
Primärrecht widersprechen. Dazu gehört/gehören insbesondere 

 � Diskriminierungen aus Gründen der Staatsangehörigkeit (Art. 
18 AEUV), 

 � Unternehmensvereinigungen bzw. -beschlüsse und aufeinan-
der abgesti mmte Verhaltensweisen, die zu einer Verfälschung 

18 Von der kartellrechtlichen Missbrauchsaufsicht ausgenommen sind seit der jüngsten 
GWB-Novelle öff entlich-rechtliche Gebühren und Beiträge. Zu den sich daraus erge-
benden Problemen siehe Monopolkommission (2014), S. 453ff .

19 Vgl. Bundeskartellamt (2014), S. 10ff .
20 Vgl. Sauter, § 4 KStG Rn. 50.
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des Wett bewerbs innerhalb des Binnenmarkts und einer Be-
einträchti gung des zwischenstaatlichen Handels in der EU füh-
ren können (Art. 101 AEUV; mit Ausnahmen), 

 � jede missbräuchliche Ausnutzung einer marktbeherrschenden 
Stellung auf dem Binnenmarkt oder einem wesentlichen Teil 
desselben, die den zwischenstaatlichen Wett bewerb in der EU 
beeinträchti gen kann (Art. 102 AEUV) und

 � jede staatliche oder aus staatlichen Mitt eln gewährte Beihilfe, 
die den Wett bewerb beschränken oder verfälschen und den 
Handel zwischen den Mitgliedstaaten beeinträchti gen kann 
(Art. 107 AEUV; mit Ausnahmen).

Allerdings sieht Art. 106 II AEUV auch Ausnahmen vor. Ausnah-
men gelten für Unternehmen, die Aufgaben im „allgemeinen 
wirtschaft lichen Interesse“ wahrnehmen, wenn diese die ihnen 
übertragenen Aufgaben sonst nicht erfüllen können. Diese Aus-
nahmeregelung wird damit begründet, dass der Staat in der Lage 
sein soll, existenziell notwendige Güter und Dienstleistungen zu 
angemessenen Preisen anzubieten.21

Art. 106 II AEUV ist zunächst einmal wenig konkret.22 Unmitt el-
bar erkennbar ist aber, dass nicht das betraute Unternehmen 
selbst, sondern nur die übertragene Aufgabe schutzbedürft ig ist. 
Dementsprechend reichen Behinderungen des betrauten Unter-
nehmens (z. B. durch private Konkurrenz) bis hin zu Einnahme-
verlusten nicht aus, um eine Freistellung von den europäischen 
Wett bewerbsregeln zu begründen. Eine Freistellung ist aber 

21 Vgl. Bundeskartellamt (2014), S. 9f.
22 Art. 106 II AEUV: „Für Unternehmen, die mit Dienstleistungen von allgemeinem wirt-

schaft lichen Interesse betraut sind oder den Charakter eines Finanzmonopols haben, 
gelten die Vorschrift en der Verträge, insbesondere die Wett bewerbsregeln, soweit die 
Anwendung dieser Vorschrift en nicht die Erfüllung der ihnen übertragenen beson-
deren Aufgabe rechtlich oder tatsächlich verhindert. Die Entwicklung des Handels-
verkehrs darf nicht in einem Ausmaß beeinträchti gt werden, das dem Interesse der 
Union zuwiderläuft .“
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dann gerechtf erti gt, wenn die Einnahmeverluste einen ruinösen 
Charakter haben, sodass die Erfüllung der übertragenen Auf-
gabe nicht mehr möglich ist. Da es bislang keine abschließende 
unionsrechtliche Defi niti on der „Dienstleistungen von allgemei-
nem wirtschaft lichen Interesse“ gibt, kann es zu einer extensiven 
Auslegung dieses Begriff s und zu einer „Flucht aus der Anwen-
dung der Wett bewerbsregeln für den ,öff entlichen Sektor´“23 
kommen.24 Positi v formuliert, wird es den Mitgliedstaaten damit 
gestatt et, bei der Sicherstellung ihrer gemeinwirtschaft lichen 
Dienstleistungen unterschiedliche Politi ken zu verfolgen. D ieser 
Dezentralisierungsansatz steht im Einklang mit den nati onal di-
vergierenden Traditi onen und den in (Parlaments-)Wahlen mehr-
heitlich geäußerten Präferenzen. Ein einheitlicher europäischer 
Maßstab ist aus systemwett bewerblicher Sicht nicht erforderlich. 
Vielmehr sollten die Mitgliedstaaten im Wett bewerb miteinander 
überlegene Theorien und Politi kkonzepte erproben. Daher ob-
liegt es dem deutschen Gesetzgeber, „Dienstleistungen von all-
gemeinem wirtschaft lichen Interesse“ auf einzelstaatlicher Ebene 
zu defi nieren. Ein möglicher Maßstab könnten Markt- und Wett -
bewerbsversagenstatbestände sein (siehe Kapitel 5). 

4.2.1 Beihilfenrecht

Wie im letzten Unterkapitel bereits kurz beschrieben, sind die 
Mitgliedstaaten der EU an das europäische Beihilfenrecht gebun-
den. Beihilfen sind staatliche Subventi onen für einzelne Unter-
nehmen oder Wirtschaft sbereiche. Die Vergabe von Beihilfen in 
einem Mitgliedsland kann negati ve Auswirkungen auf Unterneh-
men in anderen Mitgliedsländern haben. So können ausländische 
Unternehmen vom Wett bewerb ausgeschlossen werden. Es sind 
aber auch Produkti onsverlagerungen in die beihilfegewährenden 

23 Kling (2014), S. 32.
24 Ebd., S. 28-36.
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Länder möglich. Entsprechend kann ein „Subventi onswett lauf“ 
zwischen den Mitgliedstaaten in Gang gesetzt werden. Um diesen 
zu verhindern, wurde auf europäischer Ebene eine Beihilfenkont-
rolle eingeführt. Die Bedeutung der Beihilfenkontrolle liegt also in 
der Präventi on und dem Abbau von Wett bewerbsverzerrungen.25

Das Beihilfenrecht ist in den Art. 107 bis Art. 109 AEUV gere-
gelt. Beihilfen im Sinne des Beihilfenrechts sind staatliche oder 
aus staatlichen Mitt eln gewährte Begünsti gungen für bestimmte 
Unternehmen oder Produktionszweige, die den Wettbewerb 
verfälschen und den zwischenstaatlichen Handel beeinträchtigen 
können. Eine solche Begünsti gung stellen Leistungen dar, mit 
denen dem Empfänger-Unternehmen ein geldwerter Vorteil ver-
schaff t wird; für die es also keine angemessene (marktübliche) 
Gegenleistung erbringen muss. Dazu gehören etwa zugeführte 
Geldmitt el, aber auch Belastungsminderungen (Befreiung von 
Soziallasten, Sondertarife, Steuer- und Abgabenerleichterungen 
etc.).26

Art. 107 AEUV enthält aber kein absolutes Beihilfenverbot. In 
manchen Fällen erachtet der europäische Verordnungsgeber Bei-
hilfen als mit dem Binnenmarkt vereinbar. So gibt es Beihilfen, für 
die eine Legalausnahme geschaff en wurde. Dazu gehören Leis-
tungen, die aufgrund besonderer sozialer Umstände oder außer-
gewöhnlicher Schadensereignisse dem Nachteilsausgleich die-
nen. Beispiele sind Beihilfen sozialer Art an einzelne Verbraucher, 
Beihilfen bei außergewöhnlichen Ereignissen oder Naturkata-

25 Vgl. Lagner (2009), S. 18ff . Ob es ökonomisch sinnvoll ist, die Beihilfenkontrolle bei 
der Europäischen Kommission anzusiedeln, soll an dieser Stelle nicht weiter diskuti ert 
werden. Ein großes Problem der Beihilfenkontrolle besteht darin, dass die von der EU 
vergebenen Mitt el (z. B. Regional- und Agrarförderung) nicht unter die Beihilferege-
lungen des europäischen Wett bewerbsrechts fallen. Diese Fördermitt el fallen unter 
die relati v laxen Regelungen der WTO. Die Kommission verfügt also selbst über Mitt el, 
um eine besti mmte Industriepoliti k zu verfolgen. Siehe dazu die sehr lesenswerten 
Ausführungen der Monopolkommission (2008), S. 43ff .

26 Art. 107 I AEUV und Koenig (2011), S. 54ff .



21

strophen oder auch Beihilfen zum Ausgleich der durch die Teilung 
Deutschlands verursachten wirtschaft lichen Nachteile.27

Zudem gibt es weitere Ausnahmen vom Beihilfenverbot, die im Er-
messen der Europäischen Kommission stehen. Ermessensausnah-
men sind Beihilfen, die die Kommission als mit dem Binnenmarkt 
vereinbar erklären kann. Dazu gehören etwa Beihilfen zur Förde-
rung der wirtschaft lichen Entwicklung von Gebieten, in denen die 
Lebenshaltung außergewöhnlich niedrig ist oder erhebliche Un-
terbeschäft igung herrscht, Beihilfen zur Förderung wichti ger Vor-
haben von gemeinsamen europäischem Interesse, besti mmte sek-
torale Beihilfen und Beihilfen, die der Kulturförderung dienen.28

Die Gewährung von staatlichen Beihilfen unterliegt der Kontrol-
le durch die Europäische Kommission. Die Mitgliedstaaten sind 
verpfl ichtet, alle (beabsichti gten) Beihilfen bei der Kommission 
anzumelden. Diese untersucht im Rahmen der Beihilfenkontrolle, 
ob die Beihilfe in ein bestehendes oder möglicherweise zukünf-
ti g entstehendes Wett bewerbsverhältnis eingreifen und den zwi-
schenstaatlichen Handel beeinträchti gen kann. Eine Beeinträchti -
gung des zwischenstaatlichen Handels wird angenommen, wenn 
sich die Beihilfe innerhalb der EU über das Gebiet des die Beihilfe 
gewährenden Mitgliedstaats hinaus auswirken kann. Eine solche 
Auswirkung nimmt der Europäische Verordnungsgeber nicht an, 
wenn der Gesamtbetrag einer Beihilfe an ein Unternehmen in ei-
nem Zeitraum von drei Jahren den Betrag von 200.000 Euro pro 
Mitgliedstaat nicht überschreitet („De-minimis“-Beihilfen).29

27 Art. 107 II AEUV.
28 Art. 107 III AEUV. Um auch bei den Ermessensausnahmen transparente und bere-

chenbare Beihilfeentscheidungen herbeizuführen, hat sich die Kommission in ver-
schiedenen Wirtschaft sbereichen an selbst aufgestellte Leitlinien etc. gebunden. Die-
se sind einsehbar unter Europäische Kommission (2014).

29 Diese Regelung gilt für Beihilfen an Unternehmen aller Wirtschaft szweige. Es gibt 
aber auch Ausnahmen. Siehe Art. 1 und Art. 2 der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der 
Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Arti kel 107 und 108 
des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen, 
ABl. der EU L 352/1 vom 24.12.2013. Siehe auch Art. 107 bis 109 AEUV.
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4.2.2 Exkurs: Beihilfen für Regionalfl ughäfen 

Es gibt eine Reihe von Wirtschaft sbereichen und Branchen, die 
der deutsche Staat regelmäßig mit Steuergeld subventi oniert. Er-
innert sei nur an die zahlreichen Landesbanken, die während und 
nach der Finanzmarktkrise mit milliardenschweren Staatshilfen 
gestützt werden mussten. In jüngster Zeit geraten aber auch im-
mer mehr Regionalfl ughäfen in das Visier der europäischen Wett -
bewerbshüter. Aus aktuellem Anlass werden diese im Folgenden 
genauer unter die Lupe genommen:

Im Februar 2014 hat die Europäische Kommission neue Leitlinien 
zur Beihilfenkontrolle für Flughäfen und Luft verkehrsgesellschaf-
ten herausgegeben. Zu den wichti gsten Neuerungen gehört, dass 
staatliche Beihilfen für Investi ti onen in die Flughafeninfrastruktur 
nur zulässig sind, wenn ein „echter Verkehrsbedarf“ besteht und 
die öff entliche Förderung notwendig ist, um die Verkehrsanbin-
dung innerhalb eines Gebiets sicherzustellen. Betriebsbeihilfen 
für regionale Flughäfen mit weniger als drei Millionen Passagie-
ren jährlich werden nur unter besti mmten Voraussetzungen für 
einen Übergangszeitraum von zehn Jahren zugelassen. Zu den 
Voraussetzungen gehört, dass die Flughäfen einen Geschäft splan 
erarbeiten, aus dem hervorgeht, dass die Betriebskosten nach 
Ablauf der zehn Jahre voll gedeckt werden. Anlaufb eihilfen für 
Flughäfen, die eine neue Flugverbindung anbieten wollen, sind 
nur erlaubt, wenn sie für einen begrenzten Zeitraum gewährt 
werden. Aufgrund der vorgenommenen Modernisierungen sind 
in Deutschland nun vor allem solche Regionalfl ughäfen gefähr-
det, die sich nicht selbst fi nanzieren können und dazu wohl auch 
in der Zukunft  nicht in der Lage sein werden.30

30 Vgl. European Commission (2014a), European Commission (2014b) und Europäische 
Kommission (2014a): Leitlinien für Staatliche Beihilfen für Flughäfen und Luft verkehrs-
gesellschaft en, Mitt eilung der Kommission, ABl. der EU C 99/3 vom 04.04.2014.
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In Deutschland gibt es etwa 40 Verkehrsfl ughäfen. Diese Ver-
kehrsfl ughäfen können nach internati onalen Verkehrsfl ughäfen 
und Regionalfl ughäfen unterteilt werden. Als Regionalfl ughäfen 
werden in Deutschland all jene Verkehrsfl ughäfen bezeichnet, die 
nach deutschem Luft recht nicht als internati onale Flughäfen de-
fi niert worden sind. Dazu gehören die folgenden 19 Flughäfen:

 � Flughafen Braunschweig-Wolfsburg (kein Linienverkehr),
 � Flughafen Dortmund,
 � Flughafen Frankfurt-Hahn,
 � Flughafen Friedrichshafen,
 � Flughafen Heringsdorf,
 � Flughafen Karlsruhe/Baden-Baden,
 � Flughafen Kassel-Calden,
 � Flughafen Rostock-Laage,
 � Flughafen Lübeck-Blankensee,
 � Flughafen Magdeburg/Cochstedt (kein Linienverkehr),
 � Flughafen Memmingen,
 � Flughafen Neubrandenburg,
 � Flughafen Niederrhein (Airport Weeze),
 � Flughafen Paderborn/Lippstadt,
 � Flughafen Schwerin-Parchim (kein Linienverkehr),
 � Flughafen Siegerland (kein Linienverkehr),
 � Flughafen Stralsund-Barth (kein Linienverkehr),
 � Flughafen Sylt,
 � Flughafen Zweibrücken (kein kommerzieller Linienverkehr).31

Zur besseren Übersicht sind in Tabelle A1 im Anhang einige we-
sentliche Kennziff ern der Regionalfl ughäfen angegeben. Anhand 
dieser Tabelle ist ersichtlich, dass viele ein negati ves Jahresergeb-
nis ausweisen und auf Verlustausgleiche/Zuschüsse ihrer Gesell-

31 Vgl. Bundesamt für Kartographie und Geodäsie (2013). Der Flughafen Essen-Mülheim 
ist vor allem ein Schulfl ughafen. Der Flughafen Nordholz wird als Militärfl ughafen ein-
gestuft . 
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schaft er angewiesen sind. Diese Zuschüsse waren zum Teil auch 
Gegenstand verschiedener Beihilfeverfahren, die die Europäische 
Kommission eröff net hat. Eine Übersicht zu den seit Januar 2010 
abgeschlossenen Beihilfeverfahren fi ndet sich im Anhang in Ta-
belle A 2. Die Europäische Kommission defi niert einen Flughafen 
dann als „Regionalfl ughafen“, wenn dieser bis zu drei Millionen 
Passagiere pro Jahr hat. Insofern kann sich die „europäische De-
fi niti on“ von der „nati onalen Defi niti on“ eines „Regionalfl ugha-
fens“ unterscheiden.32 Unter den genannten Beihilfeverfahren 
wurde die Prüfung der Flughafen Leipzig-Altenburg-Nobitz GmbH 
in Teilen mit einer Negati ventscheidung beendet. So erachtete die 
Europäische Kommission die Dienstleistungs- und Marketi ngver-
einbarungen zugunsten der Fluggesellschaft  Ryanair als nicht mit 
dem gemeinsamen Markt vereinbar. Die Fluggesellschaft  musste 
die erhaltenen Beihilfen zurückzahlen. 

Auch die Prüfung der Flughafen Zweibrücken GmbH führte zu 
einer Negati ventscheidung. Nicht mit dem gemeinsamen Markt 
vereinbar waren die Flughafendienstleistungen und Marketi ng-
vereinbarungen zugunsten verschiedener Fluggesellschaft en, 
eine vom Land Rheinland-Pfalz abgegebene Bürgschaft serklärung 
für einen Kredit sowie Investitions- und Betriebskostenzuschüsse 
zugunsten der Flughafen Zweibrücken GmbH. In der Folge wur-
den die Fluggesellschaft en bzw. die Flughafen Zweibrücken GmbH 
aufgefordert, die rechtswidrigen Beihilfen zurückzuzahlen. 

Insbesondere der Fall des Flughafens Zweibrücken ist deswegen 
so interessant, weil die Europäische Kommission in ihrer Entschei-
dungsbegründung explizit auf die lokale Nähe zum Flughafen 
Saarbrücken Bezug nimmt:

32 Vgl. Europäische Kommission (2014a): Leitlinien für Staatliche Beihilfen für Flughäfen 
und Luft verkehrsgesellschaft en, Mitt eilung der Kommission, ABl. der EU C 99/3 vom 
04.04.2014.
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“Considering that Zweibrücken airport is located approximately 
40 kilometers by road from Saarbrücken airport, which had been 
in operati on for decades, had not operated at full capacity when 
Zweibrücken airport entered the market, and was loss-making, 
the Commission found that the aid to Zweibrücken airport un-
necessarily duplicated already existi ng, unprofi table airport in-
frastructure in the same region. Therefore, the aid cannot be 
justi fi ed under EU state aid rules, and gave an undue economic 
advantage to Zweibrücken airport over its competi tors, in parti cu-
lar Saarbrücken airport. This incompati ble aid must now be paid 
back.“33

Die Flughafen Zweibrücken GmbH wurde mitt lerweile (zum Markt-
preis) an die TRIWO AG verkauft .34 Die ehemalige Betreibergesell-
schaft  hatt e bereits im Jahr 2014 Insolvenz angemeldet. Dieses 
Beispiel zeigt, dass defi zitäre Regionalfl ughäfen den Steuer zahler 
Millionen kosten können. Auch einige andere Regionalfl ughäfen 
in Deutschland befi nden sich in unmitt elbarer Nähe zu ande-
ren Flughäfen.35 Die Prüfung der „lokalen Nähe“ ist mitt lerweile 
ein regelmäßiger Bestandteil der Beihilfeverfahren. In der Folge 
könnten auch weitere Beihilfen in Zukunft  für unrechtmäßig er-
klärt und entsprechende Rückforderungen angeordnet werden. 
Es steht also zu befürchten, dass das Beispiel Zweibrücken kein 
Einzelfall bleiben wird.

33 European Commission (2015a).
34 Der Verkauf erfolgte nach Ansicht der Europäischen Kommission im Rahmen eines 

off enen, transparenten und diskriminierungsfreien Ausschreibungsverfahrens zum 
Marktpreis. Daher ist der Verkauf – nach Prüfung der Kommission – beihilfenrechtlich 
nicht relevant.

35 Allein in Mecklenburg-Vorpommern gibt es die Flughäfen Rostock-Laage, Stralsund-
Barth, Heringsdorf, Neubrandenburg und Schwerin-Parchim; davon Rostock-Laage, 
Heringsdorf und Neubrandenburg mit öff entlichem Linienverkehr. Im Raum Hessen/
NRW liegen die Regionalfl ughäfen Kassel-Calden, Paderborn-Lippstadt, Dortmund, 
Essen-Mülheim und Weeze sehr nah beieinander (Entf ernung Kassel-Paderborn rd. 
70 km).
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4.2.3 Zwischenfazit Regionalfl ughäfen und resulti erende 
Empfehlungen 

Die Beihilfeverfahren der Europäischen Kommission erstrecken 
sich auf viele unterschiedliche Wirtschaft sbereiche und Branchen 
– von der Filmwirtschaft  über den Bankensektor bis zur Energie-
wirtschaft . 

Bei genauerer Betrachtung ist aber besonders auff ällig, dass sich 
viele der Beihilfeverfahren auf den Luft verkehr beziehen (2013 
rund acht Prozent aller angemeldeten Beihilfen).36 Gegenstand 
dieser Beihilfeverfahren sind häufi g Regionalfl ughäfen. Als Regio-
nalfl ughafen stuft  die Kommission alle Flughäfen ein, die bis zu 
drei Millionen Passagiere im Jahr haben. Solche kleineren Flug-
häfen sind häufi g im öff entlichen Eigentum und auf öff entliche 
Fördermitt el angewiesen. Subventi onsbedürft ig sind in aller Re-
gel vor allem „Minifl ughäfen“ mit einem jährlichen Passagierauf-
kommen von unter einer Million. Aber auch die größeren Regio-
nalfl ughäfen sind oft  auf Zuschüsse angewiesen.

Deutschland verfügt über ein dichtes Netz an Regionalfl ughäfen. 
Viele dieser Flughäfen befi nden sich im Einzugsgebiet anderer 
(regionaler oder internati onaler) Flughäfen. Daraus ergeben sich 
sowohl in Bezug auf die Passagiernachfrage als auch in Bezug auf 
den Bedarf der Fluggesellschaft en Überkapazitäten. Das Missver-
hältnis zwischen Angebot und Nachfrage kann zulasten der Ren-
tabilität gehen, dann sind Zuschüsse oder Verlustübernahmen er-
forderlich. Dass Regionalfl ughäfen auch langfristi g nicht aus den 
roten Zahlen herauskommen, nimmt die Kommission an, wenn 
diese regelmäßig Betriebsbeihilfen erhalten. Nach Ansicht der 
Kommission muss ein Flughafen (bzw. die Betriebsgesellschaft ) in 
der Lage sein, zumindest die Betriebskosten selbst zu tragen. Be-

36 Siehe European Commission (2015b).
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triebsbeihilfen, die länger als zehn Jahre gezahlt werden, gelten 
als unrechtmäßig.37

Bei vielen Regionalfl ughäfen spielen Markt- und Rentabilitätser-
wägungen nur eine untergeordnete Rolle, vielmehr stehen regio-
nalpoliti sche Interessen im Vordergrund. So soll die regionale An-
bindung verbessert, die Att rakti vität der Region gehoben oder die 
Arbeitsplatzsituati on verbessert werden. Ohne ein umfassendes 
Finanzierungskonzept sind diese Ziele aber mitt el- bis langfristi g 
nicht zu erreichen. Insbesondere muss ein Flughafen in der Lage 
sein, sich selbst zu tragen und nicht am „Tropf der öff entlichen 
Kassen“ zu hängen. Sonst zahlen am Ende die Steuerzahler.

Um Steuergeld zu schonen, sind verschiedene Maßnahmen denk-
bar. Zunächst einmal spricht vieles dafür, die Flughafenplanung 
auch weiterhin dezentral zu gestalten und dem regionalen Wett -
bewerb zu überlassen. Der Nachteil einer zentralisierten Flugha-
fenplanung bestünde darin, dass Verantwortung und Finanzie-
rung auseinanderfallen würden. Dies leistet Informati onsasym-
metrien und Mitnahmeeff ekten Vorschub. 

Dennoch bedarf es in gewissem Umfang einer „zentralen Koor-
dinierung“, z. B. in Form einer „Task Force“ oder eines Forums. 
Teilnehmer dieses Forums sollten Vertreter des Bundesverkehrs-
ministeriums, der Länder und ggf. der Kommunen sein. Ziel dieses 
Forums sollte es sein, die regional unterschiedlichen Interessen 
in Einklang zu bringen und Leitlinien für ein gemeinsames Luft -
verkehrskonzept zu erarbeiten. Gegenstand dieses Forums sollte 

37 Vgl. Europäische Kommission (2014b).
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neben dem Austausch über aktuelle Beihilfeverfahren auch die 
Publikati on konsolidierter Lageberichte sein.38 

Derzeit fehlt ein länderübergreifender Luft verkehrsbericht, der 
nicht nur auf die im (teilweise) öff entlichen Eigentum befi ndli-
chen Groß-, sondern auch auf Regionalfl ughäfen Bezug nimmt. 
Dieser Bericht sollte jährlich erstellt werden und zu jedem Flug-
hafen folgende Daten enthalten:

 � Passagieraufk ommen, Anzahl Flugbewegungen, Anzahl von 
Starts und Landungen (sämtliche Passagierfl ugzeuge und Luft -
fracht), 

 � durchschnitt liche Anzahl von Starts/Landungen von Linienma-
schinen pro Tag,

 � Entf ernung zu den drei nächsten Flughäfen mit gewerblichem 
Linien-(Flugverkehr), 

 � Umfang des gewerblichen Luft verkehrs, 

 � Umfang der alternati ven Nutzung (militärisch, zu Schulungs-
zwecken, Verpachtung etc.),

 � Erfolgskennzahlen (Ergebnis der gewöhnlichen Geschäft stäti g-
keit, Jahresergebnis), 

 � Ergebnisabführungs- bzw. Verlustübernahmeverträge, 

 � Investi ti ons-, Betriebskostenzuschüsse oder sonsti ge Zuschüs-
se,

 � andere Vereinbarungen, die als Beihilfe angemeldet werden 
müssen.

38 Die bestehende Initi ati ve „Luft verkehr für Deutschland“ könnte Anknüpfungspunkt 
eines solchen Forums sein. Diese Initi ati ve steht unter der Schirmherrschaft  des Bun-
desministers für Verkehr und digitale Infrastruktur (Alexander Dobrindt). Teilnehmer 
sind auch die Deutsche Flugsicherung, der Flughafen München, Fraport, Air Berlin, 
die Luft hansa und der Bundesverband der Deutschen Luft verkehrswirtschaft . Siehe 
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (2015).
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Spätestens wenn ein Flughafen über mehr als drei Jahre öff ent-
liche Betriebskostenzuschüsse erhält bzw. regelmäßig auf Inves-
ti ti onsbeihilfen angewiesen ist, sollten alternati ve Nutzungskon-
zepte erarbeitet werden. Zu erwägen sind (Teil-)Privati sierungen, 
was eine Investorensuche erfordert. Die Erarbeitung eines alter-
nati ven Nutzungskonzepts sollte durch das Leitungsgremium der 
Task-Force (bzw. des Forums) angeordnet und überprüft  werden. 
Die Teilnehmer der Task-Force (bzw. des Forums) sollten sich in-
nerhalb eines Rotati onsverfahrens mit der Leitung abwechseln. 
Auf diese Weise kann das Risiko von strategischen Interessenkoa-
liti onen verringert und die Funkti onsfähigkeit des Forums verbes-
sert werden. 

Mit diesen Überlegungen endet der kurze Einschub zu den im öf-
fentlichen (Teil-)Eigentum befi ndlichen Regionalfl ughäfen.39 Das 
anschließende Kapitel 5 ist einer grundsätzlichen ordnungspoliti -
schen Analyse staatlicher Wirtschaft stäti gkeit gewidmet. Weiter 
wird der Frage nachgegangen, unter welchen Voraussetzungen 
eine staatliche Interventi on in den Markt gerechtf erti gt ist.

39 Die in öff entlichem Eigentum befi ndlichen Großfl ughäfen sind zum Teil auch stark zu-
schussbedürft ig, würden aber den Rahmen dieses kurzen Exkurses sprengen. 
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5. Volkswirtschaft liche Würdigung öff entlichen 
Unternehmertums

Ordnungspoliti sch besonders kriti sch sind zweifelsohne vor allem 
solche Beteiligungen, bei denen das Beteiligungsunternehmen 
keinen öff entlichen Zweck verfolgt, also rein erwerbswirtschaft -
lich täti g ist. Auch die Begründung, dass die im Rahmen der er-
werbswirtschaft lichen Betäti gung erzielten Gewinne zur (Teil-)
Finanzierung öff entlicher Aufgaben verwendet werden, ändert 
nichts an der Art der Betätigung. Sie bleibt rein erwerbswirt-
schaft lich und kann die Beteiligung als solche also nicht überzeu-
gend rechtf erti gen.40 

Bei einer erwerbswirtschaft lichen Betäti gung tritt  der Staat als 
Konkurrent zur Privatwirtschaft  auf. Das führt zu einer Durchbre-
chung des Subsidiaritätsprinzips (lat. „subsidium“ für Rückhalt, 
Hilfe, Beistand). Das Subsidiaritätsprinzip kann als ein Grundsatz 
der Aufgabenteilung zwischen Privaten und dem Staat verstanden 
werden. Nach diesem Prinzip darf der Staat in einem marktwirt-
schaft lich orienti erten System stets nur nachrangig tätig werden, 
also ausschließlich dann, wenn die Privatwirtschaft  zur (effi  zien-
ten) Bewälti gung einer im öff entlichen Interesse liegenden Aufga-
be nicht in der Lage ist. 

Es gibt öff entliche Unternehmen, die ihre Betäti gung mit einem 
öff entlichen Zweck rechtf erti gen und sich dabei auf die „Daseins-
vorsorge“ berufen. Der Begriff  der Daseinsvorsorge geht auf Ernst 
Forsthoff  (1938) zurück. Dieser defi nierte Daseinsvorsorge als 

40 Vgl. Grupp (1976), S. 371f.
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„die Darbietung von Leistungen, auf welche der in die modernen 
massentümlichen Lebensformen verwiesene Mensch lebensnot-
wendig angewiesen ist“41. 

Diese Begriff sbeschreibung ist nicht nur ungenau, sie liefert auch 
Spielräume für unterschiedlichste Interpretati onen. Bis heute gibt 
es für den Begriff  der Daseinsvorsorge keine genaue Inhaltsbe-
schreibung, geschweige denn eine Legaldefi niti on.42 Zur Rechtf er-
ti gung staatlicher Wirtschaft stäti gkeit muss daher ein alternati ver 
Maßstab gefunden werden. Hier können verschiedene Effi  zienz-
gesichtspunkte herangezogen werden, die inhaltlich in die gleiche 
Richtung zielen wie das Subsidiaritätsprinzip.

Grundsätzlich kann eine Interventi on des Staates bei Vorliegen 
eines Markt- oder Wett bewerbsversagens gerechtf erti gt sein. 
Ob dies allerdings tatsächlich erforderlich ist, hängt immer vom 
konkreten Einzelfall ab und muss im Zeitablauf stets neu geprüft  
werden. 

Eingriff e in den Markt können ökonomisch mit einer erheblichen 
Störung des Wett bewerbsprozesses begründet werden:

Ein Beispiel dafür sind (unregulierte) natürliche Monopole. Beim 
Aufb au und Betrieb einer Netzinfrastruktur (Energie-, Wasser-
netze, für die Müllsammlung genutztes Straßennetz) treten öko-
nomische Besonderheiten auf. Die Verlegung eines Netzes ver-
ursacht hohe Fixkosten. Daher lohnt es sich, das Netz möglichst 
auszulasten. Mit steigender Auslastung sinken die Durchschnitt s-
kosten, weil sich die Fixkosten auf eine größere Output-Menge 
verteilen. Die genannten Netzeigenschaft en können dazu führen, 
dass es ökonomisch ineffi  zient ist, die Bereitstellung des Netzes 
auf mehrere Anbieter aufzuteilen. Es ist also kostengünsti ger, ei-

41 Forsthoff  (1938), S. 7.
42 Vgl. Neu (2009), S. 10.
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nen Alleinanbieter auf diesem Markt zuzulassen. In diesem Fall 
spricht man in der Wett bewerbstheorie von einem „natürlichen 
Monopol“. Aber auch „natürliche Monopole“ rechtf erti gen nicht 
zwingend eine staatliche Alleinanbieterschaft . Auch wenn „in“ 
dem entsprechenden Markt kein Wett bewerb möglich ist, kann 
Wett bewerb „um“ den Markt initi iert werden. Wett bewerb „um“ 
einen Markt bedeutet, dass die Bedienung des entsprechenden 
Ver- oder Entsorgungsgebiets im Rahmen einer Ausschreibung 
regelmäßig neu vergeben wird. Dadurch haben die Alleinanbieter 
immer nur eine zeitlich befristete Monopolstellung und sind po-
tenziellem Wett bewerb ausgesetzt. Wichti g ist zudem, dass ledig-
lich im Bereich der Netzinfrastruktur ein „natürliches Monopol“ 
vorliegt. Das heißt, auf allen vor- und nachgelagerten Marktstu-
fen (Produkti on, Handel) ist durchaus Wett bewerb möglich.43 

Eingriff e in den Markt können ökonomisch aber auch dann be-
gründet sein, wenn dieser in seiner Funkti onsweise beeinträch-
ti gt ist:

Ein Beispiel dafür sind öff entliche Güter. Solche Güter können von 
mehreren Nutzern gleichzeiti g genutzt werden (Nichtrivalität). 
Zudem ist es technisch nicht bzw. nur zu unverhältnismäßig ho-
hen Kosten möglich, besti mmte Nutzer vom Konsum dieses Gutes 
auszuschließen (Nichtausschließbarkeit). Ein Beispiel dafür sind 
Straßenlaternen im öff entlichen Raum. Da alle Bürger die Stra-
ßenbeleuchtung kostenlos nutzen können, ist keiner bereit, dafür 
zu zahlen. Damit diese dennoch zur Verfügung stehen, muss der 
Staat eingreifen. Das heißt aber ausdrücklich nicht, dass der Staat 
die entsprechenden Güter produzieren und auf den Markt brin-
gen muss, sondern nur, dass er die Bereitstellung sichert. Dafür 
gibt es Ausschreibungen und Vergabeverfahren. Zudem neigen 
politi sche Entscheidungsträger häufig dazu, „öffentliche Güter“ 

43 Vgl. Schulze (2003), S. 6-16.
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aus politischen Gründen künstlich zu kreieren, obwohl es sich 
dabei eigentlich um „private Güter“ handelt.44 

Auch wenn Fälle eines Markt- oder Wett bewerbsversagens auft re-
ten, rechtf erti gt dies also nicht automati sch, dass der Staat selbst 
wirtschaft lich täti g wird. Dies ist nur erforderlich, wenn es keine 
milderen (und weniger interventi onisti schen) Abhilfemöglichkei-
ten gibt. Die entsprechenden Leistungen könnten aber ebenso 
gut ausgeschrieben oder Konzessionen vergeben werden.45

Wie oben beschrieben, kann bei Vorliegen eines Wett be-
werbsversagens (zum Beispiel im eigentlichen Netzbetrieb) 
oder eines Marktversagens (zum Beispiel bei der universitä-
ren Grundlagenforschung) eine staatliche Initi ati ve gerechtf er-
ti gt sein. Bei den in den Fallstudien der Länder dargestellten 
Unternehmen(sbeteiligungen) handelt es sich aber eben nicht 
um ordnungspoliti sch legiti mierte Eingriff e. Der Staat betäti gt 
sich bei den genannten Beispielen als Unternehmer, obwohl ge-
rade kein Markt- oder Wett bewerbsversagen vorliegt. Diese Form 
des Markti nterventi onismus ist nicht nur wett bewerbspoliti sch 
zu kriti sieren, sie birgt auch enorme Risiken für die Steuerzahler.

44 Vgl. Bundeskartellamt (2014), S. 7f.
45 Ebd., S. 8.
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6. Risiken für die Steuerzahler

Mit einer unternehmerischen Betäti gung ist auch immer ein 
wirtschaft liches Risiko verbunden. Dieses Risiko wird bei öff ent-
lichen Unternehmen auf die Steuerzahler überwälzt. Dadurch 
sinken die Anreize, effi  zient zu wirtschaft en. Häufi g werden öf-
fentliche Unternehmen über Verlustausgleiche, Zuschüsse oder 
Kapitalerhöhungen jahrelang künstlich am Leben gehalten. Im 
Vergleich zur Privatwirtschaft  sinkt bei öff entlichen Unternehmen 
dadurch das Insolvenzrisiko.46 Die Folgen sind ineffi  ziente Struktu-
ren und ein fakti scher Bestandsschutz.

Hinzu kommen Wett bewerbsverzerrungen. Gegenüber der Privat-
wirtschaft  genießen öff entliche Unternehmen häufi g einen Zins-
vorteil; sie haben einen günsti geren Zugang zum Kapitalmarkt. 
Die dadurch entstehenden Wett bewerbsvorteile können zulasten 
der Privatwirtschaft  gehen.47 Darüber hinaus werden öff entliche 
Unternehmen teilweise auch steuerlich bevorteilt. Körperschaf-
ten öff entlichen Rechts, die in der Form eines Hoheitsbetriebs 
täti g sind, unterliegen nicht der Körperschaft - und Umsatzsteuer. 
Anstalten öff entlichen Rechts sind zudem von der Grunderwerb-
steuer befreit.48

Außerdem setzen öff entliche Unternehmen den Markt-Preis-
Mechanismus außer Kraft . Staatlich bereitgestellte Güter und 
Dienstleistungen werden häufi g staatlich tarifi ert. Dadurch wird 
die Konsumentscheidung verzerrt. Liegt der „politi sch gesetzte“ 
unter dem „ökonomisch effi  zienten Preis“, sind Subventi onen 
notwendig. Dadurch geht die Signalwirkung des Preises verlo-
ren. Unter wett bewerblichen Marktstrukturen informieren Preise 
über Knappheiten. Sie zeigen den tatsächlichen Marktwert eines 

46 Vgl. Bundeskartellamt (2014), S. 4-9.
47 Ebd., S. 4.
48 § 4 Abs. 5 KStG, § 2 UStG und § 4 GrEStG.
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Gutes oder einer besti mmten Dienstleistung an. Subventi oniert 
der Staat ein besti mmtes Angebot, kann dies eine Entscheidungs-
änderung der Marktt eilnehmer verursachen. Aufgrund des nied-
rigeren (subventi onierten) Preises können sich nun mehr Bür-
ger dieses Gut bzw. die entsprechende Dienstleistung leisten.49 
Weiterhin leistet ein öff entliches Angebot einem „Gewöhnungs-
eff ekt“ Vorschub, die politi schen Kosten einer Abschaff ung sind 
also entsprechend hoch.

Dabei erkennt der Bürger oft  nicht, dass er einen Teil dieses An-
gebots bereits über seine Steuern fi nanziert hat. Zwischen Kern-
haushalten und öff entlichen Unternehmen fl ießen unterschied-
liche Zahlungsströme. Dem Laien fällt es nicht leicht, Quersub-
venti onierungen, Verlustausgleiche und Zuschussbedarfe zu 
erkennen. Daher kann ein subventi oniertes Angebot auch zu 
einer Irreführung des Steuerzahlers führen. Unter wett bewerb-
lichen Marktstrukturen stellen Gewinnaufschläge Entgelte für die 
Übernahme eines besti mmten betrieblichen Risikos dar. Tarifi erte 
Leistungen preisen dieses Risiko aber häufi g nicht ein, sondern 
verteilen es auf die Steuerzahler.50

Schließlich verfügt der Staat bei einem unternehmerischen Täti g-
werden oft  nicht über die Kenntnisse und das Know-how, um sich 
an die ständig ändernden Markt- und Wett bewerbsbedingungen 
anzupassen. Öff entliche Unternehmen neigen im Vergleich zur 
Privatwirtschaft  oft  zu einer „gewissen Trägheit“, die durch das 
geringe Insolvenzrisiko noch zusätzlich befördert wird. Dadurch 
entstehen wiederum neue fi nanzielle Risiken.51

49 Vgl. Kooths (2008), S. 97-99. Die Preissubventi onierung unterliegt der Ceteris-Paribus-
Annahme.

50 Ebd., S. 97-99.
51 Vgl. Bundeskartellamt (2014), S. 4-9.
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7. Fallstudien aus den Bundesländern

Die einzelnen Bundesländer und Stadtstaaten geben in unter-
schiedlicher Art und Weise über ihre Unternehmensbeteiligun-
gen Auskunft . Die Erstellung eines Beteiligungsberichts bzw. einer 
Beteiligungsübersicht hat sich mitt lerweile bundesweit durchge-
setzt. Explizit vorgesehen ist dies allerdings nur in zwei Landes-
haushaltsordnungen (LHO). In den meisten Bundesländern und 
Stadtstaaten fehlt es bislang an einer gesetzlichen Regelung, die 
die Erstellung und Publikati on eines Beteiligungsberichts obliga-
torisch vorsieht. Die in einigen Leitlinien, sogenannte Corporate 
Governance Kodexe, niedergeschriebenen Vorgaben haben le-
diglich einen empfehlenden Charakter. Sie können die umfassen-
de und regelmäßige Erstellung eines Beteiligungsberichts nicht 
nachhalti g sicherstellen (siehe Tabelle 2). Auf die einzelnen Län-
derregelungen wird im Folgenden noch genauer eingegangen.

Tab. 2:  Übersicht Beteiligungsberichtspfl ichten der Bundesländer und 
Stadtstaaten 

Bundesland
Regelung                                    

in LHO
Corporate                     

Governance Kodex
Beteiligungs-                      

bericht

Baden-
Württ emberg

Nein
indirekte 

Berichtspfl icht
Veröff entlichung

Bayern Nein Nein Veröff entlichung

Berlin
§ 65 II LHO & in Be-
teiligungshinweisen

Nein Veröff entlichung

Brandenburg Nein Ja Veröff entlichung

Bremen Nein Ja Veröff entlichung

Hamburg Nein Ja Veröff entlichung
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Hessen Nein Nein
Beteiligungs-

übersicht

Mecklenburg-
Vorpommern

Nein Nein
Beteiligungs-

übersicht

Niedersachsen Nein
in Beteiligungs-

hinweisen
Veröff entlichung

Nordrhein-
Westf alen

Nein Nein Veröff entlichung

Rheinland-
Pfalz

Nein Nein Veröff entlichung

Saarland Nein Nein Veröff entlichung

Sachsen Nein Nein
Beteiligungs-

übersicht

Sachsen-
Anhalt

Nein
im „Handbuch 
Beteiligungs-

management“
Veröff entlichung

Schleswig-                
Holstein

§ 65 VII LHO SH Ja Veröff entlichung

Thüringen Nein Nein Veröff entlichung

Eigene Zusammenstellung.

Alle Bundesländer und Stadtstaaten betäti gen sich mehr oder 
weniger wirtschaft lich. Dafür haben sie entweder entsprechende 
Geschäft sbereiche aus ihren Kernhaushalten ausgegliedert, ein 
neues Unternehmen gegründet oder eine entsprechende Unter-
nehmensbeteiligung erworben.  

Die Staatswirtschaft  der einzelnen Bundesländer und Stadtstaa-
ten wird im Folgenden einer genaueren Analyse unterzogen. Wie 
Tabelle 2 bereits erahnen lässt, sind die Rahmenregelungen des 
Beteiligungsmanagements von Land zu Land verschieden. Zur 
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besseren Übersicht fi ndet sich im Anhang ein Vergleich der lan-
desspezifi schen Berichtspfl ichten. Hier gibt es Informati onen zur 
Regelmäßigkeit des Beteiligungsberichts, zur Anzahl der unmit-
telbaren Beteiligungen und hinsichtlich der Ausführlichkeit des 
Berichts in Bezug auf öff entlich-rechtliche, privatrechtliche, un-
mitt elbare und mitt elbare Beteiligungen.

In den Landeshaushaltsordnungen aller Bundesländer und Stadt-
staaten werden die Bedingungen für ein wirtschaft liches Täti g-
werden der öff entlichen Hand genannt. Regelmäßig genügt 
hierbei die Erfüllung sehr weit gefasster Voraussetzungen. Die 
öff entliche Hand darf sich bereits dann an der Gründung eines 
Unternehmens in privater Rechtsform bzw. an einem bestehen-
den Unternehmen in solch einer Rechtsform beteiligen, wenn 

1. ein wichti ges Interesse des Landes vorliegt und 

2. sich der vom Land angestrebte Zweck nicht besser und wirt-
schaft licher auf andere Weise erreichen lässt.52

Das marktwirtschaft lich eng orienti erte Subsidiaritätsprinzip ver-
langt hingegen, dass die öff entliche Hand nur dann tätig werden 
darf, wenn die Privatwirtschaft  nicht in der Lage ist, den ange-
strebten Zweck bereits ebenso gut und wirtschaft lich zu errei-
chen. Die unter Punkt 2 genannte Bedingung stellt das Subsidiari-
tätsprinzip geradezu auf den Kopf, indem der Privatwirtschaft  die 
Nachweispfl icht auferlegt wird, eine besti mmte Leistung besser 
und wirtschaft licher als die (mit Steuerprivilegien) ausgestatt ete 
öff entliche Hand zu erfüllen.

52 Siehe § 65 LHO (Baden-Württ emberg), § 65 LHO (Bayern), § 65 LHO (Berlin), § 65 LHO 
(Brandenburg), § 65 LHO (Bremen), § 65 LHO (Hamburg), § 65 LHO (Hessen), § 65 LHO 
(Niedersachsen), § 65 LHO (Nordrhein-Westf alen), § 65 LHO (Rheinland-Pfalz), § 65 
LHO (Saarland), § 65 LHO (Sachsen), § 65 LHO (Sachsen-Anhalt), § 65 LHO (Schleswig-
Holstein), § 65 LHO (Thüringen).
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Für die weitere Analyse werden die einzelnen Landeshaushalte 
und Beteiligungsberichte nach solchen Einrichtungen und Un-
ternehmen durchforstet, die ordnungspoliti sch nicht begründet 
werden können, ihre Berechti gung also nicht aufgrund eines 
Markt- oder Wett bewerbsversagens haben. Viele Bundesländer 
und Stadtstaaten verfügen über ein dichtes Beteiligungsnetz, ge-
ben über dieses aber nur bedingt Auskunft . Daher kann bei den 
untersuchten Beteiligungen kein Anspruch auf Vollständigkeit er-
hoben werden. 

Die Analyse beschränkt sich auf Fallbeispiele, die die Staatswirt-
schaft  der Länder und Stadtstaaten untermauern:

Im ersten Teil der jeweiligen Länderanalyse sind solche Unterneh-
men bzw. Unternehmensbeteiligungen aufgeführt, die unmitt el-
bar in Konkurrenz zur Privatwirtschaft  stehen und darüber hin-
aus ein negati ves Jahresergebnis erwirtschaft en, also auf einen 
Verlustausgleich bzw. öff entliche Zuschüsse angewiesen sind. 
Derarti ge Akti vitäten belasten nicht nur die Privatwirtschaft , weil 
die öff entliche Hand mit ihr um Marktanteile konkurriert, son-
dern auch den Steuerzahler. Das gilt vor allem dann, wenn das 
Insolvenz- und Verlustrisiko auf den Gebühren- bzw. Steuerzahler 
überwälzt wird. Hier fl ießen öff entliche Gelder.

Im letzten Abschnitt  der jeweiligen Länderanalyse sind zudem 
solche Engagements aufgeführt, bei denen die öff entlichen Un-
ternehmen ein positi ves Jahresergebnis erzielen und nicht auf 
öff entliche Zuschüsse angewiesen sind. Wie bereits beschrieben, 
können Ausfl üge in die Privatwirtschaft  in einer Marktwirtschaft  
auch nicht mit einer Gewinnerzielung gerechtf erti gt werden. Die 
steuerzahlenden Unternehmen müssen darauf vertrauen kön-
nen, dass der Staat nicht gleichzeiti g als Konkurrent gegen sie auf-
tritt . Auch diese Engagements stehen nur exemplarisch für eine 
Vielzahl öff entlicher Betäti gungen. 
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7.1  Baden-Württ emberg

In der Landeshaushaltsordnung Baden-Württ emberg gibt es kei-
ne formale Regelung, die die Verwaltung zur Aufstellung eines Be-
teiligungsberichts verpfl ichtet. Auch der Public Governance Kodex 
des Landes Baden-Württ emberg stellt allenfalls indirekt auf die 
Aufstellung eines Beteiligungsberichts ab.53

Auch wenn die Landeshaushaltsordnung keine diesbezüglichen 
Berichtspfl ichten vorsieht, wird jährlich ein Beteiligungsbericht 
erstellt. Der letzte Beteiligungsbericht liegt für das Jahr 2014 
vor. Hier werden die Beteiligungsverhältnisse des Landes zum 
31.12.2013 dargestellt. Aufgeführt sind sowohl die staatlichen 
Beteiligungen an Unternehmen des privaten als auch an Unter-
nehmen des öff entlichen Rechts. Zum damaligen Zeitpunkt war 
das Land Baden-Württ emberg direkt an etwa 75 Unternehmen 
beteiligt. Hinzu kommt eine Reihe mitt elbarer Beteiligungen. 

Zu den Beteiligungsunternehmen gehört zum Beispiel die Flug-
hafen Friedrichshafen GmbH. An dieser Gesellschaft  hält das 
Land gegenwärti g einen Anteil von 5,74 Prozent.54 Unterneh-
mensgegenstand sind die Anlage und der Betrieb des Flughafens 
einschließlich der Luft verkehrseinrichtungen am Bodensee. Die 
GmbH erwirtschaft ete im Jahr 2013 einen Fehlbetrag in Höhe von 
1,2 Mio. Euro.55 

53 So sieht der Kodex vor, dass die Gesamtvergütung jedes einzelnen Mitglieds der Ge-
schäft sleitung nach dessen Zusti mmung im Beteiligungsbericht des Landes zu veröf-
fentlichen ist. Damit stellt der Kodex indirekt auf die Erstellung eines Beteiligungsbe-
richts ab. Vgl. Public Governance Kodex des Landes Baden-Württ emberg einschließlich 
der Anmerkungen zur Anwendung, Bst. F, Absatz I, Ziff er 96.

54 Die übrigen Anteile halten die Stadt Friedrichshafen (39,38 %), der Landkreis Bo-
denseekreis (39,38 %), die ZF Friedrichshafen AG (4,32 %), die Technischen Werke 
Friedrichshafen GmbH (4,11 %), die Luft schiffb  au Zeppelin GmbH (3,54 %), die IHK 
Bodensee-Oberschwaben (1,57 %), die DADC Luft - und Raumfahrt Beteiligungs GmbH 
(0,98 %) und die MTU Friedrichshafen GmbH (0,98 %). Vgl. Bodensee-Airport Fried-
richshafen (2015).

55 Vgl. Flughafen Friedrichshafen GmbH, Jahresabschluss zum Geschäft sjahr vom 
01.01.2013 bis zum 31.12.2013, veröff entlicht im Bundesanzeiger am 30.03.2015.
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In den roten Zahlen steckt auch die Rhein-Neckar Flugplatz 
GmbH. An dieser hält das Land einen Anteil von 25 Prozent.56 Un-
ternehmensgegenstand ist unter anderem der Betrieb, die Unter-
haltung und der Ausbau mehrerer Flugplätze inklusive der Neben-
einrichtungen. Das Ergebnis der gewöhnlichen Geschäft stäti gkeit 
belief sich im Jahr 2014 auf -1,04 Mio. Euro. Dementsprechend 
war die Gesellschaft  im Jahr 2014 auf eine Verlustübernahme von 
gut einer Million Euro angewiesen.57

In Deutschland gibt es eine Reihe von Regionalfl ughäfen, die für 
ihre Betriebsgesellschaft en zu einem „Subventi onsloch“ gewor-
den sind. Auf die Probleme und Handlungsempfehlungen in Be-
zug auf Regionalfl ughäfen wurde bereits in Kapitel 4.2.2 und 4.2.3 
ausführlich eingegangen.

Ein weiteres Beispiel für ein defi zitäres Beteiligungsunternehmen 
ist die MFG Medien- und Filmgesellschaft  Baden-Württ emberg 
mbH. An ihr ist das Land zu 51 Prozent beteiligt.58 Unternehmens-
gegenstand der MFG ist die Förderung des Medienstandorts Ba-
den-Württ emberg und der Filmkultur. Die MFG weist für 2013 ein 
Jahresergebnis von minus 1,3 Mio. Euro aus. Der Zuschuss des 
Landes belief sich im gleichen Jahr auf gut 13 Mio. Euro.59 Ziel 
dieser Subventi onierung ist die Förderung der deutschen Film-

56 Die übrigen Anteile halten die Stadt Heidelberg (6,67 %), die Stadt Ludwigshafen 
(8,33 %) und die Stadt Mannheim Beteiligungsgesellschaft  mbH (60 %).

57 Vgl. Rhein-Neckar-Flugplatz GmbH, Jahresabschluss zum Geschäft sjahr vom 
01.01.2014 bis 31.12.2014, veröff entlicht im Bundesanzeiger am 10.08.2015.

58 Die restlichen Anteile hält die SWR Media Services GmbH (49 %).
59 Vgl. Beteiligungsbericht des Landes Baden-Württ emberg 2014, S. 164ff . Laut Bun-

desanzeiger weist die Gesellschaft  für das Jahr 2014 ein Jahresergebnis in Höhe von 
0 Euro aus. Das Geschäft svolumen der MFG betrug im Jahr 2014 rund 22,5 Mio. 
Euro. Dieser Betrag setzte sich aus 9,3 Mio. Euro Finanzbeiträgen der Gesellschaft er, 
3,7 Mio. Euro Projekterträgen, 0,6 Mio. Euro Zuschuss des ZDF und 0,6 Mio. Euro 
Komplementärmitt el des Landes, 6,5 Mio. Euro weiteren Zuwendungen des Landes 
für die Filmförderung zur Produkti onsförderung, 1,5 Mio. Euro Erträgen aus Darle-
hensrückzahlungen und aus stornierten Förderzusagen sowie 0,2 Mio. Euro übrigen 
betrieblichen Erträgen und Zinserträgen zusammen. Siehe MFG, Jahresabschluss zum 
Geschäft sjahr vom 01.01.2014 bis 31.12.2014, veröff entlicht im Bundesanzeiger am 
10.08.2015.
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wirtschaft , um sie – z. B. gegenüber der US-amerikanischen Kon-
kurrenz – wett bewerbsfähig zu machen. Hier stellt sich die Frage, 
ob es tatsächlich einer solchen Förderung bedarf oder ob nicht 
die Konsumenten darüber entscheiden sollten, welche Filme sie 
präferieren und entsprechend nachfragen. Zumindest ist in der 
Filmförderung eine umfassende Erfolgskontrolle erforderlich. Die 
meisten Bundesländer können es sich schlichtweg nicht leisten, 
Filmprodukti onen zu unterstützen, die letzten Endes nur wenige 
Zuschauer in die Kinos locken.

Zudem ist das Land an der Popakademie Baden-Württ emberg 
GmbH beteiligt. Mehrheitsgesellschaft er der Akademie sind das 
Land Baden-Württ emberg und die Stadt Mannheim. Unterneh-
mensgegenstand ist die Stärkung und Förderung neuer populärer 
Musikformen. Im Jahr 2013 belief sich der Zuschuss des Landes 
auf rund 2,2 Mio. Euro. Insgesamt konnte die Gesellschaft  Ende 
2013 ein positi ves Jahresergebnis von gut 200.000 Euro auswei-
sen.60 Die Popakademie ist zugleich eine Hochschuleinrichtung 
und ein „Kompetenzzentrum für die Musikwirtschaft “. Zum zwei-
ten Bereich gehört unter anderem die Förderung regionaler Mu-
sikgruppen und -akti vitäten. Hier setzt die Kriti k des Baden-Würt-
tembergischen Rechnungshofs an. Dieser kriti siert einige der 
neben der Ausbildung laufende Akti vitäten als strategisch nicht 
fundiert und schlägt den Umbau der Gesellschaft  zu einer „ech-
ten Hochschule“ vor. Somit könnten Defi zite vermieden werden.61

Weiterhin hält das Land Baden-Württ emberg eine Beteiligung an 
der Blühendes Barock Gartenschau Ludwigsburg GmbH. Die Be-
teiligung beläuft  sich auf 50 Prozent.62 Unternehmenszweck der 
Gesellschaft  ist unter anderem die Pfl ege der Gartenanlage beim 
Schloss Ludwigsburg und die Führung eines Schaugartens. Die Ge-

60 Vgl. Beteiligungsbericht des Landes Baden-Württ emberg 2014, S. 206ff .
61 Vgl. Rechnungshof Baden-Württ emberg (2015).
62 Die restlichen 50 % der Anteile hielt die Stadt Ludwigsburg.
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sellschaft  wies für 2013 ein Ergebnis der gewöhnlichen Geschäft s-
täti gkeit in Höhe von rund minus 630.000 Euro aus. Der Zuschuss 
des Landes belief sich im gleichen Jahr auf 340.000 Euro. Die Ge-
sellschaft  unterhält im Schlosspark Ludwigsburg neben einer Gar-
tenschau auch einen Märchengarten und eine Kleinbahn. Um die 
Zuschüsse gering zu halten und die GmbH als (wett erabhängige) 
Freizeiteinrichtung auch langfristi g wett bewerbsfähig zu machen, 
könnten z. B. für die Sonderveranstaltungen (Musikfeuerwerk, 
Lichterzauber) auch „marktnähere“ Preiskalkulati onen hilfreich 
sein.63

Eine weitere Beteiligung hält das Land an der Leichtbau BW 
GmbH. Die Landesbeteiligung beläuft  sich auf 100 Prozent. Un-
ternehmensgegenstand ist die Stärkung des Wirtschaft s-, For-
schungs- und Technologiestandorts Baden-Württ emberg in Bezug 
auf den Leichtbau. Allerdings erzielte die Gesellschaft  für 2013 
ein Jahresergebnis von minus 220.000 Euro. Die Gesellschaft  be-
fand sich 2013 noch in der Aufb auphase; sie wurde im gleichen 
Jahr gegründet.64 Hier stellt sich die Frage, ob es im Bereich die-
ser spezifi schen Industrie- und Innovati onsförderung nicht auch 
eine rein privatwirtschaft liche Lösung gäbe und inwiefern der 
Industriestandort Baden-Württ emberg davon profi ti ert. Aus den 
genannten Gründen ist von Beginn an eine umfassende Erfolgs-
kontrolle erforderlich.

Zu den weiteren öff entlichen Einrichtungen und Unternehmen 
gehört das Haupt- und Landgestüt Marbach. Dabei handelt es 
sich um einen Landesbetrieb, der sich vor allem der Pferdezucht 
und -haltung widmet. Es werden aber auch verschiedene Veran-
staltungen (Marbach Classics, Hengstparade und Festi vals) ange-
boten. Auf den Anlagen fi nden ein Gestütsmuseum und ein Ge-

63 Vgl. Beteiligungsbericht des Landes Baden-Württ emberg 2014, S. 220ff .
64 Ebd., S. 53ff .
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stütsshop Platz. Im Wirtschaft splan des Betriebs65 ist für das Jahr 
2013 ein Jahresfehlbetrag66 von 4,4 Mio. Euro angegeben. Auch 
für die Jahre 2014 bis 2016 wird mit Fehlbeträgen67 zwischen 
4,8 und 5,1 Mio. Euro gerechnet. Das Gestüt ist auf hohe Zufüh-
rungen aus dem Landeshaushalt angewiesen.68 Gerade vor dem 
Hintergrund der prekären fi nanziellen Situati on muss die Frage 
erlaubt sein, ob die Pferdehaltung und -zucht eine staatliche Auf-
gabe ist und ob gegebenenfalls eine Privati sierung angestoßen 
werden sollte.69

Darüber hinaus ist das Land Baden-Württ emberg auch an zahl-
reichen Unternehmen beteiligt, die zwar ein positi ves Jahres-
ergebnis erzielen, bei denen allerdings fraglich ist, warum der Staat 
an dieser Stelle unternehmerisch täti g wird. Ein Beispiel ist die 
Badische Staatsbrauerei Rothaus AG, deren Anteile zu 100 
Prozent von der Beteiligungsgesellschaft  des Landes Baden-
Württ emberg mbH gehalten werden. Die AG hält zudem eine 
100- prozenti ge Beteiligung am Brauereigasthof Rothaus GmbH. 
Der Brauerei gasthof betreibt einen Hotel- und Gastronomiebe-
reich.70 Hier stellt sich aus ordnungspoliti scher Sicht die Frage, 
warum der Staat mit seiner unternehmerischen Betäti gung in den 
Markt eingreift  und somit als Konkurrent bei Leistungen auft ritt , 
die ebenso gut oder möglicherweise sogar besser von der Privat-
wirtschaft  bereitgestellt werden können. 

Zusammenfassend ist das Land Baden-Württ emberg in vielfälti -
ger Form wirtschaft lich täti g: Im Beteiligungsbericht wird aber – 
vor allem bei den mitt elbaren Beteiligungen – nur ansatzweise 

65 Dieser ist als Anlage zum Staatshaushaltsplan des Landes Baden-Württ emberg 
2015/2016 beigefügt.

66 Vor Zuführungen/Ablieferungen vom/an das Land.
67 Vor Zuführungen/Ablieferungen vom/an das Land (Planzahlen).
68 Zuführungen für den laufenden Betrieb: 4,6 Mio. Euro (2013; Ist), 4,9 Mio. Euro (2014; 

Plan), 4,7 Mio. Euro (2015; Plan), 4,7 Mio. Euro (2016; Plan).
69 Siehe Anlagen zum Staatshaushaltsplan des Landes Baden-Württ emberg 2015/2016.
70 Vgl. Beteiligungsbericht des Landes Baden-Württ emberg 2014, S. 169ff .
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über den Erfolg dieser Unternehmen Auskunft  erteilt. Gerade bei 
den defi zitären Beteiligungsunternehmen müsste der Steuerzah-
ler aber umfassend über deren Erfolg und die fi nanziellen Ver-
fl echtungen zum Kernhaushalt informiert werden.

7.2  Bayern 

Auch die Haushaltsordnung des Freistaats Bayern sieht in ihrer 
gegenwärti gen Fassung keine Pfl icht zur Aufstellung eines Beteili-
gungsberichts vor. Ein solcher wird aber auch ohne formale Rege-
lung erstellt und auf der Internetseite der Bayerischen Staatsre-
gierung veröff entlicht. Der letzte Beteiligungsbericht geht auf das 
Jahr 2014 zurück und erfasst den Beteiligungsstand zum 31. De-
zember 2013. Zu diesem Zeitpunkt hatt e der Freistaat Bayern 53 
Unternehmen in privater Rechtsform, drei Anstalten öff entlichen 
Rechts sowie 14 Staatsbetriebe in seinem Beteiligungsportf olio.71

Zu den Beteiligungsunternehmen gehört zum Beispiel die Flugha-
fen Nürnberg GmbH (mitt lerweile umbenannt in Albrecht Dürer 
Airport Nürnberg), an der jeweils zu 50 Prozent der Freistaat Bay-
ern und die Stadt Nürnberg beteiligt sind.72 Für das Jahr 2014 be-
lief sich der Fehlbetrag der Gesellschaft  auf 19,44 Mio. Euro. Um 
die Funkti onsfähigkeit des Flughafens auch in Zukunft  zu sichern, 
haben sich die Gesellschaft er auf eine Teilentschuldung der Flug-
hafen Nürnberg GmbH geeinigt. Es wurde geplant, dass beide Ge-
sellschaft er im Jahr 2015 einen Eigenkapitalzuschuss von jeweils 
20 Mio. Euro an die Flughafen Nürnberg GmbH leisten sollen.73 
Zu der Problemati k von Regionalfl ughäfen siehe Kapitel 4.2.2 und 
4.2.3.

71 Vgl. Beteiligungsbericht des Freistaats Bayern (2014), S. 3. Erfasst werden nur die un-
mitt elbaren Beteiligungen.

72 Die restlichen 50 Prozent der Anteile hielt die Stadt Nürnberg.
73 Vgl. Beteiligungsbericht des Freistaats Bayern (2014), S. 39ff . und Flughafen Nürnberg 

GmbH, Jahresabschluss zum Geschäft sjahr vom 01.01.2014 bis zum  31.12.2014, ver-
öff entlicht im Bundesanzeiger am 02.07.2015.
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Eine weitere Unternehmensbeteiligung hält der Freistaat Bayern 
an der Bayreuther Festspiele GmbH. Der Anteil des Freistaats 
beläuft  sich auf 25 Prozent.74 Unternehmensgegenstand der Ge-
sellschaft  ist die Durchführung der Bayreuther Festspiele und der 
Betrieb der damit verbundenen Nebentäti gkeiten. Im aktuell ver-
fügbaren Jahresabschluss (01.10.2013 bis 30.09.2014) weist die 
Gesellschaft  ein Ergebnis der gewöhnlichen Geschäft stäti gkeit in 
Höhe von minus 3,9 Mio. Euro aus. Die öff entlichen Zuschüsse 
belaufen sich in diesem Zeitraum auf rund 5,9 Mio. Euro. Davon 
stammen jeweils 2,23 Mio. Euro vom Freistaat Bayern und der 
Bundesrepublik Deutschland, über eine Million von der Stadt 
Bayreuth und rund 0,4 Mio. Euro vom Bezirk Oberfranken. Neben 
diesen öff entlichen Zuschüssen leistete der Verein „Gesellschaft  
der Freunde von Bayreuth e. V.“ Zuschüsse in Höhe von insgesamt 
0,75 Mio. Euro.75 In Anbetracht der hohen Nachfrage stellt sich 
die Frage, ob die Bayreuther Festspiele durch so hohe öff entliche 
Zuschüsse subventi oniert werden müssen. Es ist anzunehmen, 
dass das Publikum auch durchaus bereit wäre, den Kosten ange-
messene, d. h. höhere Preise zu zahlen. 

Es gibt aber auch Beteiligungsunternehmen, die zwar Überschüs-
se erzielen, bei denen allerdings fraglich ist, warum sich der Frei-
staat hier wirtschaft lich engagiert und dabei mitunter auch ein 
wirtschaft liches Risiko eingeht. Laut aktuell vorliegendem Betei-
ligungsbericht war der Freistaat Ende 2013 zum Beispiel an dem 
Staatlichen Hofb räuhaus in München beteiligt. Unternehmens-
zweck des Staatsbetriebs sind die Herstellung und der Vertrieb 
von Bier und alkoholischen Getränken sowie der im Brauereige-
werbe üblichen Nebengeschäft e. Der Staatsbetrieb erwirtschaft e-

74 Die restlichen Anteile hielten die Stadt Bayreuth (25 %), die Bundesrepublik Deutsch-
land (Beauft ragter der Bundesregierung für Kultur und Medien) (25 %) und die Gesell-
schaft  der Freunde von Bayreuth e. V. (25 %).

75 Vgl. Bayreuther Festspiele GmbH, Jahresabschluss zum Geschäft sjahr vom 01.10.2013 
bis 30.09.2014, veröff entlicht im Bundesanzeiger am 19.10.2015 und Beteiligungsbe-
richt des Freistaats Bayern (2014), S. 148ff .
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te im Jahr 2013 einen Überschuss von 4,5 Mio. Euro.76 Eine weite-
re Beteiligung hält der Freistaat an der Luitpoldhütt e AG. Die Be-
teiligungshöhe beläuft  sich auf 26 Prozent. Unternehmenszweck 
sind die Entwicklung, Herstellung und der Vertrieb von Guss-
rohrteilen. Der Überschuss belief sich im Jahr 2013 auf 0,9 Mio. 
Euro. Pikanterweise ist im Beteiligungsbericht vermerkt, dass der 
Freistaat mit der Beteiligung kein unmitt elbares staatliches Inte-
resse verfolgt.77 Erwähnenswert ist zudem die Landesbeteiligung 
an der Reiter-Stadion München GmbH. An dieser Gesellschaft  ist 
der Freistaat zu 100 Prozent beteiligt. Unternehmenszweck ist 
die Verwaltung von Reitanlagen im Gebiet München-Riem. Die 
GmbH erwirtschaft ete im Jahr 2013 einen Überschuss von 36.000 
Euro.78 

Zusammenfassend gibt es auch bei den Beteiligungsunternehmen 
des Freistaats Bayern vielfälti ge Privati sierungspotenziale. Mit der 
Staatswirtschaft  ist mitunter auch ein beachtliches wirtschaft li-
ches Risiko verbunden. Im Unterschied zur Privatwirtschaft  wird 
dieses Risiko (teilweise) auf die Steuerzahler überwälzt.

7.3 Berlin

Die Landeshaushaltsordnung Berlin sieht zwar eine Off enlegungs-
pfl icht des Beteiligungsmanagements gegenüber dem Abgeord-
netenhaus vor, diese muss allerdings nicht explizit über einen 
Beteiligungsbericht erfolgen.79 Auch in den „Hinweisen für Betei-
ligungen des Landes Berlin an Unternehmen“ wird nur indirekt 

76 Vgl. Beteiligungsbericht des Freistaats Bayern (2014), S. 243ff .
77 Ebd., S. 70.
78 Ebd., S. 77f.
79 § 65 II LHO Berlin: „Beteiligungen an privatrechtlichen Unternehmen erwirbt, verwal-

tet und veräußert für Aufgaben der Hauptverwaltung die Senatsverwaltung für Finan-
zen, für Bezirksaufgaben das Bezirksamt (Abteilung Finanzen). Der Senat unterrichtet 
das Abgeordnetenhaus in zweckentsprechender Form.“
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auf die Aufstellung eines Beteiligungsberichts abgestellt.80 Auch 
wenn es formal nicht zwingend vorgesehen ist, erstellt der Stadt-
staat in regelmäßigen Abständen einen Beteiligungsbericht. Der 
letzte Beteiligungsbericht liegt für das Jahr 2015 vor. Er ist in zwei 
Bände untergliedert und bezieht sich auf das Geschäft sjahr 2014. 
Unter den unmitt elbaren Beteiligungen weist der Bericht 55 Ein-
richtungen und Unternehmen aus.81

Zu den Beteiligungsunternehmen gehört die Friedrichstadt-Pa-
last Betriebsgesellschaft  mbH. An dieser Gesellschaft  hält Berlin 
eine Unternehmensbeteiligung in Höhe von 100 Prozent. Unter-
nehmensgegenstand ist der Betrieb des traditi onsreichen Berli-
ner Revue-Theaters Friedrichstadt-Palast. Im Jahr 2014 wies die 
Betriebsgesellschaft  einen Jahresüberschuss in Höhe von knapp 
100.000 Euro aus. Die Zuführungen vom Land Berlin beliefen sich 
im gleichen Jahr auf 8,55 Mio. Euro.82 Für den Fall, dass sich die 
Zuwendungsbedarfe trotz der wachsenden Besucherzahlen (im 
Jahr 2013 wurde ein Besucherrekord von 518.670 zahlenden Gäs-
ten erreicht) nicht deutlich verringern, sollte auch über eine Pri-
vati sierung nachgedacht werden. Die Berliner FDP hatt e im Jahr 
2009 bereits einen ähnlichen Vorstoß gewagt.83

80 Vgl. Senatsverwaltung für Finanzen des Landes Berlin (2009), Anlage 3: „Die Rege-
lungen des Zweiten Vergütungs- und Transparenzgesetzes des Landes Berlin vom 
19. April 2011 sehen eine Off enlegung der Vergütungen von Mitgliedern aller Unter-
nehmensorgane vor. Im Hinblick darauf erklären Sie mit der Unterzeichnung dieses 
Schreibens Ihr Einverständnis, dass die Ihnen gegebenenfalls für Ihre Täti gkeit als Auf-
sichtsratsmitglied pro Geschäft sjahr gewährten Gesamtbezüge […] im Anhang zum 
Jahresabschluss oder an anderer geeigneter Stelle sowie im Beteiligungsbericht des 
Landes Berlin angegeben werden.“ In puncto Beteiligungscontrolling unterliegt Berlin 
zudem einem Corporate Governance Kodex, der allerdings keine Beteiligungsberichts-
pfl ichten vorsieht. Siehe Berliner Corporate Governance Kodex.

81 Vgl. Senatsverwaltung für Finanzen Berlin (2015), S. 12. 
82 Ebd., S. 117-119.
83 Ebd., S. 115ff . und Friedrichstadt-Palast Berlin (2014).
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Eine Beteiligung in Höhe von 20 Prozent hält das Land Berlin zu-
dem an der Rundfunk Orchester und Chöre GmbH Berlin.84 Die 
Gesellschaft  war 2014 auf Zuführungen aus dem Landeshaushalt 
in Höhe von 6,78 Mio. Euro angewiesen. Sie erzielte im Jahr 2014 
ein negati ves Jahresergebnis in Höhe von rund 330.000 Euro.85 
Um die staatlichen Fördersummen gering zu halten, sollten ver-
mehrt private Finanzierungsalternati ven (Sti ft er, Sponsoren) an-
gestrebt werden.

Eine 100-prozenti ge Beteiligung hält das Land Berlin an der Tem-
pelhof Projekt GmbH. Unternehmensgegenstand der Gesell-
schaft  ist die Entwicklung und Nachnutzung des ehemaligen Flug-
hafengeländes Berlin-Tempelhof. So kann das Flughafengelände 
zum Beispiel als Eventlocati on genutzt werden. Die Zuführungen 
des Landes Berlin beliefen sich im Jahr 2014 auf knapp 3 Mio. 
Euro. Die Gesellschaft  erzielte im gleichen Jahr ein Ergebnis von 
rund 200.000 Euro.86 Auch hier stellt sich die Frage, ob der Unter-
nehmenszweck nicht auch bei einer (Teil-)Privati sierung erreicht 
werden kann.

Das Land Berlin ist an relati v vielen Unternehmen beteiligt, die 
durchaus der Privatwirtschaft  überlassen werden könnten bzw. 
wo das Ausmaß der öff entlichen Subventi onierung deutlich zu-
rückgefahren werden kann.

7.4 Brandenburg

In der Landeshaushaltsordnung Brandenburg gibt es keine Re-
gelung, die die Verwaltung zur Aufstellung eines Beteiligungs-
berichts verpfl ichtet. Auch der Corporate Governance Kodex des 

84 Die übrigen Anteile halten das Deutschlandradio (40 %), die Bundesrepublik Deutsch-
land (35 %) und der Rundfunk Berlin Brandenburg (5 %).

85 Vgl. Senatsverwaltung für Finanzen Berlin (2015), S. 188ff .
86 Ebd., S. 200f.



50

Landes Brandenburg stellt nur implizit auf die Erstellung eines 
solchen ab.87 Obgleich die Landeshaushaltsordnung bislang kei-
ne Publizitätspfl icht vorsieht, wird regelmäßig über den Beteili-
gungsstand Auskunft  erteilt. Die Beteiligungsberichte erscheinen 
alle zwei Jahre, der letzte liegt für das Jahr 2013 vor. Im Beteili-
gungsbericht sind die Beteiligungen an Unternehmen des priva-
ten und des öff entlichen Rechts aufgeführt. Im Jahr 2013 war das 
Land Brandenburg insgesamt an 24 Unternehmen unmitt elbar 
beteiligt.88

Zu den Beteiligungsunternehmen gehört die Flughafen Ber-
lin Brandenburg GmbH. An dieser sind die Länder Berlin und 
Brandenburg jeweils zu 37 Prozent beteiligt, die Bundesrepublik 
Deutschland hält die restlichen 26 Prozent der Anteile. Unterneh-
mensgegenstand der Gesellschaft  sind der Betrieb und der Aus-
bau des Flughafens Berlin-Schönefeld zum Flughafen Berlin Bran-
denburg Willy Brandt (BER) einschließlich der Inbetriebnahme. 
Im Konzernbericht wird für das Geschäft sjahr 2013 ein Fehlbetrag 
von 182 Mio. Euro ausgewiesen.89 Für den Steuerzahler ist der 
„BER“ eine äußerst teure Großbaustelle. Seit Baubeginn gab es 
immer wieder Planungsfehler, sodass die Inbetriebnahme immer 
weiter verschoben werden musste. So hat der „BER“ schon einige 
Milliarden Euro Steuergeld verschlungen. Wie viel der „BER“ am 
Ende insgesamt kosten wird, ist aktuell noch nicht absehbar. Die 
Probleme sind größtenteils hausgemacht. Vor Baubeginn wurde 

87 „Dem Fachressort obliegt, regelmäßig im Turnus von 2 Jahren im Vorfeld der Her-
ausgabe des Beteiligungsberichts des Ministeriums der Finanzen, die Prüfung, ob die 
Voraussetzungen für die Landesbeteiligung gemäß § 65 Abs. 1 Nr. 1 LHO fortbeste-
hen, ob also das wichti ge Landesinteresse auch weiterhin besteht und sich der vom 
Land verfolgte Zweck nach wie vor nicht besser und wirtschaft licher auf andere Weise 
erfüllen lässt.“ Siehe Corporate Governance Kodex für die Beteiligungen des Landes 
Brandenburg an privatrechtlichen Unternehmen, S. 5, Pkt. 2.2.

88 Vgl. Beteiligungsbericht des Landes Brandenburg 2013 (2014), S. 5.
89 Vgl. Flughafen Berlin Brandenburg GmbH, Jahresabschluss für das Geschäft sjahr vom 

1. Januar 2013 bis zum 31. Dezember 2013, veröff entlicht im Bundesanzeiger am 
09.04.2015.
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keine umfassende Bedarfsplanung erstellt, es fehlte an einer de-
taillierten Gesamtplanung und einer gezielten Projektsteuerung. 
Korrupti onsfälle, „Postengeschacher“ im Management und un-
klar defi nierte Zuständigkeiten taten ihr Übriges. Problemlösun-
gen sind zum jetzigen Zeitpunkt schwierig. Letztlich bleibt nur die 
Forderung, dem Steuerzahler gegenüber ehrlich zu sein und eine 
umfassende, detaillierte und aktuelle Kostenaufstellung zu veröf-
fentlichen. In Anbetracht der bereits entstandenen Kosten sollten 
die Bauarbeiten so schnell wie möglich beendet werden. 

Zudem halten die Länder Brandenburg und Berlin jeweils 50 
Prozent der Anteile an der Märkischen Entsorgungsanlagen-Be-
triebsgesellschaft  mbH (MEAB). In den Finanzanlagen der MEAB 
ist wiederum eine Finanzbeteiligung an der Ott o-Rüdiger Schul-
ze Holz- und Baustoff recycling GmbH & Co. KG enthalten. Die-
se Beteiligung betrug 24,9 Prozent. Geschäft sfelder der GmbH & 
Co. KG sind unter anderem das Altholz- und Kunststoff recycling, 
aber zum Beispiel auch der Containerdienst. Die GmbH & Co. KG 
schloss das Geschäft sjahr 2014 mit einem negati ven Jahresergeb-
nis von knapp 250.000 Euro. Hier stellt sich die Frage, warum – 
vor allem in Anbetracht der schwierigen Finanzlage – derzeit noch 
an dieser mitt elbaren Beteiligung festgehalten wird.90

Unter den Beteiligungsunternehmen befi ndet sich auch das Bran-
denburgische Haupt- und Landgestüt Neustadt (Dosse), das als 
Sti ft ung öff entlichen Rechts fi rmiert. Interessanterweise wird 
dieses Unternehmen nicht im Beteiligungsbericht aufgeführt. Ein 
Hinweis auf diese Sti ft ung fi ndet sich aber im Haushaltsplan des 
Landes Brandenburg. Unternehmenszweck der Sti ft ung ist neben 
der Pferdezucht auch die Ausbildung in der Reit- und Fahrschu-
le. Im Haushaltsplan des Landes Brandenburg (Entwurf) für die 

90 Vgl. Ott o-Rüdiger Schulze Holz- und Baustoff recycling GmbH & Co. KG, Jahresabschluss 
für das Geschäft sjahr vom 01.01.2014 bis zum 31.12.2014, veröff entlicht im Bundes-
anzeiger am 30.09.2015.
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Jahre 2015/2016 wird der Zuwendungsbedarf zwischen 2014 und 
2016 auf jährlich 2,1 bis 2,2 Mio. Euro beziff ert. Dieser soll vor 
allem durch einen jährlichen Zuschuss des Landes zum Betriebs-
haushalt in Höhe von 2,1 Mio. Euro gedeckt werden.91 Es muss 
bezweifelt werden, dass die Pferdezucht bzw. das Angebot einer 
Reit- und Fahrschule notwendigerweise eine staatliche Aufgabe 
ist, sodass – soweit dies möglich ist – eine private Lösung ange-
strebt werden sollte.92

Auf den ersten Blick ist die Anzahl der unmitt elbaren und mitt el-
baren Landesbeteiligungen relati v klein. Bei genauerem Blick in 
den Beteiligungsbericht fällt aber auf, dass die Sti ft ungen öff ent-
lichen Rechts nicht dargestellt sind. Eine Gesamtschau über das 
tatsächliche Engagement des Landes wird dadurch erschwert.93

7.5 Bremen

Auch die Landeshaushaltsordnung Bremen enthält keine Rege-
lung, die die Verwaltung zur Aufstellung eines Beteiligungsbe-
richts verpfl ichtet. Allerdings gibt es sowohl im Handbuch Betei-
ligungsmanagement der Freien und Hansestadt Bremen als auch 
im Public Corporate Governance Kodex der Stadtgemeinde und 
des Landes Bremen die Empfehlung, dass der Senator für Finan-
zen dem Senat und dem Haushalts- und Finanzausschuss jährlich 
in einem Beteiligungsbericht Auskunft  über die Beteiligungsun-
ternehmen erteilt und dass der Beteiligungsbericht im Internet 
veröff entlicht wird.94 Der letzte Beteiligungsbericht wurde für die 
Jahre 2012/2013 erstellt und im Mai 2014 veröff entlicht. Ein Blick 

91 Vgl. Ministerium der Finanzen des Landes Brandenburg (2015), S. 100.
92 Eine Übersicht über die bestehenden Landgestüte in Deutschland ist verfügbar unter: 

htt p://www.die-deutschen-landgestuete.de/kontakt.html.
93 Vgl. Beteiligungsbericht des Landes Brandenburg (2013).
94 Vgl. Handbuch Beteiligungsmanagement der Freien und Hansestadt Bremen (o. J.), 

S. 20 Pkt. 46 und Corporate Governance Kodex der Stadtgemeinde und des Landes 
Bremen, S. 3 und 8.
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in den Beteiligungsbericht off enbart, dass sowohl das Land als 
auch die Stadtgemeinde Bremen an einer Vielzahl von Eigenbe-
trieben und Unternehmen beteiligt sind.95

Eine 100-prozenti ge Beteiligung hält die Stadtgemeinde an der 
botanika GmbH. Die botanika GmbH ist eine Art Pfl anzensamm-
lungs- und Entdeckerzentrum. Hier wird versucht, mitt els ver-
schiedener Veranstaltungsformate Besucher anzulocken. Zu den 
aktuell angepriesenen Veranstaltungshöhepunkten gehören ein 
„Hinduisti sches Winterfest“, eine „Halloween-Ausstellung“ oder 
Vorträge zur „Entgift ung und Entschlackung“. Sogar „Traumhoch-
zeiten“ können in der botanika gefeiert werden.96 Genützt hat die 
Kreati vität off enbar bislang aber wenig, denn die botanika GmbH 
erwirtschaft ete zwischen 2010 und 2013 jeweils ein negati ves Jah-
resergebnis zwischen 1,2 und 1,4 Mio. Euro. Im Jahr 2012 hat die 
Freie Hansestadt Bremen einen Verlustausgleich durch eine Ge-
sellschaft ereinlage in Höhe von 590.000 Euro beschlossen.97 Der 
Betrieb eines solchen „Grünen Science Centers“ ist keine staatli-
che Kernaufgabe, sodass (insbesondere im Fall hoher Zuschüsse) 
mitt elfristi g eine Privati sierung angestoßen werden sollte. 

Die Freie Hansestadt Bremen (hier: Stadtgemeinde) hält zudem 
eine Beteiligung an der Bremer Bäder GmbH. Die Beteiligungs-
höhe beläuft  sich auf 97,65 Prozent. Zum Unternehmenszweck 
gehört nicht nur der Betrieb der öff entlichen Bäder, sondern 
auch der Eislauffl  ächen, Skaterbereiche, Saunen etc. Die Bremer 
Bäder GmbH betreibt insgesamt drei Kombibäder mit jeweils Hal-
len- und Freibadteil, fünf Hallenbäder, zwei Freibäder, fünf Bewe-
gungsbäder, eine Eissporthalle und ein Fitnessstudio. Laut Jah-
resabschluss 2013 erzielte die Gesellschaft  in diesem Jahr einen 

95 Vgl. Beteiligungsbericht 2012/2013 der Freien und Hansestadt Bremen (2014).
96 Vgl. Botanika GmbH (2015) sowie Auszug aus dem Veranstaltungsprogramm.
97 Vgl. Beteiligungsbericht 2012/2013 der Freien Hansestadt Bremen (2014), S. 84ff . so-

wie botanika Bremen GmbH, Jahresabschluss zum 31.12.2013, veröff entlicht im Bun-
desanzeiger am 17.09.2014.
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Fehlbetrag von mehr als 480.000 Euro. Die Zuschüsse der Stadt-
gemeinde Bremen zur Abdeckung der Defi zite und zur Sicherung 
der Liquidität beliefen sich 2013 auf 3,6 Mio. Euro (Betriebskos-
tenzuschuss) bzw. 0,8 Mio. Euro (Modernisierungszuschuss).98 
Staatliche Bäderbetriebe sind keineswegs eine Rarität. Zu einem 
gewissen Teil übernehmen diese durchaus auch Aufgaben, die 
der Daseinsvorsorge zuzurechnen sind, z. B. Schul- und Vereins-
schwimmen. Viele Bäderbetriebe konzentrieren sich aber nicht 
nur auf diesen Kernbereich, sondern versuchen durch verschie-
dene Wellness- und Freizeitangebote zusätzlich Att rakti vität zu 
gewinnen. So bietet die Bremer Bäder GmbH unterschiedlichste 
Kurse wie etwa „AquaZumba“, „AquaCycling“, „Qi Gong“ oder „Pi-
lates“ an. Auch die „Erlebnissauna für Sie und Ihn mit Banjazere-
monie“ inklusive Honigpeeling und „Abschlagen“ mit Birkenzwei-
gen gehört wohl kaum zu den staatlichen Kernaufgaben. In der 
Privatwirtschaft  werden bereits derarti ge Wellnessbehandlungen 
und Fitnesskurse angeboten. Daraus ergibt sich für öff entliche 
Einrichtungen nicht selten ein zusätzliches fi nanzielles Risiko. Da-
her lautet die Empfehlung, Spaß- und Wellnesseinrichtungen, die 
nicht zur Daseinsvorsorge gehören, grundsätzlich der Privatwirt-
schaft  zu überlassen.

Darüber hinaus ist das Land bzw. die Stadtgemeinde Bremen 
auch an zahlreichen Unternehmen beteiligt, die zwar ein positi ves
Jahresergebnis erzielen, bei denen allerdings fraglich ist, warum 
der Staat an dieser Stelle wirtschaft lich täti g wird. Ein Beispiel ist 
die Flughafen Bremen Elektrik GmbH, an der die Freie Hanse-
stadt Bremen über die Flughafen Bremen GmbH mitt elbar betei-
ligt ist.99 Über diese Beteiligungen tritt die öffentliche Hand selbst 

98 Vgl. Beteiligungsbericht 2012/2013 der Freien Hansestadt Bremen (2014), S. 72ff ., 
Bremer Bäder GmbH (2015) und Bremer Bäder GmbH, Jahresabschluss für das Ge-
schäft sjahr vom 01.01.2013 bis 31.12.2013, veröff entlicht im Bundesanzeiger am 
17.02.2015.

99 Vgl. Beteiligungsbericht 2012/2013 der Freien Hansestadt Bremen (2014),  S. 128ff .
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als Marktteilnehmer auf. Da hier keine Fälle eines Markt- oder 
Wettbewerbsversagens vorliegen, die ein solches Engagement 
rechtfertigen könnten, muss die staatliche Betätigung kritisiert 
werden.100 

Zusammenfassend gibt es auch in Bremen eine Vielzahl an öff ent-
lichen Unternehmen, die jährlich viel Steuergeld verschlingen und 
aufgrund ihres Unternehmenszwecks und/oder ihrer Zuschussbe-
dürft igkeit vollständig privati siert werden sollten.

7.6 Hamburg

Auch in der Haushaltsordnung der Freien und Hansestadt Ham-
burg fi ndet sich keine rechtliche Regelung zur Aufstellung eines 
Beteiligungsberichts. Allerdings wird die Erstellung eines solchen 
im Hamburger Corporate Governance Kodex empfohlen.101 Dem 
kommt die Freie und Hansestadt Hamburg auch nach und erteilt 
in regelmäßigen Abständen Auskunft  über das Beteiligungsma-
nagement. Der aktuelle Beteiligungsbericht bezieht sich auf das 
Jahr 2013. Er enthält eine Übersicht über die sechs Konzerne, an 
denen Hamburg in diesem Zeitraum beteiligt war bzw. ist. Zudem 
werden auch die weiteren Beteiligungsunternehmen nebst Ge-
schäft sberichten vorgestellt.102

Zu den Beteiligungsunternehmen gehört die Bäderland Ham-
burg GmbH. An dieser Gesellschaft  ist die Freie und Hansestadt 
Hamburg über die Hamburger Gesellschaft  für Vermögens- und 
Beteiligungsmanagement mbH zu 100 Prozent beteiligt. Dass es 
öff entlich betriebene Bäder gibt, ist zunächst einmal wenig ver-

100 Vgl. Flughafen Bremen Elektrik GmbH, Jahresabschluss für das Geschäft sjahr vom 
01.01.2014 bis zum 31.12.2014, veröff entlicht im Bundesanzeiger am 12.06.2015.

101 „Darüber hinaus erfolgt ein Bericht über die Corporate Governance der hamburgi-
schen öff entlichen Unternehmen im Rahmen des Beteiligungsberichts …“ Siehe Ham-
burger Corporate Governance Kodex, S. 5, Pkt. 3.8.

102 Vgl. Beteiligungsbericht der Freien und Hansestadt Hamburg 2013 (2014).
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wunderlich. Allerdings handelt es sich bei der Hamburger Bäder-
landschaft  um insgesamt 27 Hallen- und Freibadanlagen nebst ei-
ner Eislauf-Polarstati on und einem Fitness-Studio. Zum Angebot 
gehören verschiedenste Fitness- und Wellnessdienstleistungen, 
zum Beispiel die Mitt ernachtssauna „Afrika“, „Aqua-Kick-Punch“-
Kurse, das Spa-Menü „Nur mit Dir“ oder die Kuschel-Therme mit 
Rockballaden. Neuerdings wird auch ein „Meerjungfrauen-Ge-
burtstag“ angeboten. Das Ergebnis der gewöhnlichen Geschäft s-
täti gkeit belief sich 2014 auf minus 18,5 Mio. Euro. Die Erträge 
aus Verlustübernahme beliefen sich im gleichen Jahr auf rund 
19,6 Mio. Euro.103 Auch hier lautet die Empfehlung, dass sich die 
Bäder auf ihre Kernaufgaben (Schul-/Vereinsschwimmen) kon-
zentrieren. Hingegen können Zusatzgeschäft e wie Sauna-, Well-
ness-, Fitness-, Gastronomie- und Kosmeti kbereiche durchaus 
von einem Privaten betrieben werden. Das senkt das Kostenrisiko 
und spült Pachteinnahmen in die öff entlichen Kassen. Dies setzt 
allerdings voraus, dass solche Zusatzgeschäft e von Privaten mit 
Gewinn betrieben werden können. Ist dies nicht der Fall, fehlt es 
off enbar an einem tatsächlichen Bedarf, sodass solche Zusatzge-
schäft e aus Sicht der Nachfrager auch nicht erforderlich sind. 

Darüber hinaus ist die Freie und Hansestadt Hamburg auch an 
Unternehmen beteiligt, die zwar ein positi ves Jahresergebnis er-
zielen, bei denen allerdings fraglich ist, warum der Staat an dieser 
Stelle wirtschaft lich täti g wird. Ein Beispiel ist der Konzern Stadt-
reinigung Hamburg Anstalt öff entlichen Rechts, dessen Täti gkeit 
sich auch auf nicht-hoheitliche Bereiche wie Reinigungs-, Trans-
port- und Winterdienstleistungen für überwiegend gewerbliche 
Kunden bezieht.104 Diese staatliche Wirtschaft stäti gkeit verstößt 

103 Vgl. Beteiligungsbericht der Freien und Hansestadt Hamburg 2013 (2014), dort Bäder-
land Hamburg GmbH, Bäderland Hamburg GmbH (2015a) und Bäderland Hamburg 
GmbH (2015b).

104 Beteiligungsbericht der Freien und Hansestadt Hamburg 2013 (2014), dort  Konzern 
Stadtreinigung Hamburg Anstalt öff entlichen Rechts. Siehe auch Konzernbericht 
Stadtreinigung Hamburg 2014.
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gegen die Grundprämissen der Marktwirtschaft , nämlich dass 
Unternehmen, die einen Großteil ihrer Erträge über Steuern ab-
führen müssen, darauf vertrauen können müssen, dass der Staat 
nicht gleichzeiti g als Wett bewerber gegen sie auft ritt .

7.7 Hessen

Auch in der Landeshaushaltsordnung Hessen gibt es keine Rege-
lung, die sich auf die Aufstellung eines Beteiligungsberichts be-
zieht. Auch gibt es keinen Corporate Governance Kodex, der die 
Aufstellung eines solchen empfi ehlt. Entsprechend fi ndet sich auf 
der Internetseite des Hessischen Ministeriums der Finanzen in 
der Rubrik „Beteiligungen“ lediglich eine Beteiligungsübersicht. 
Hier sind die unmitt elbaren Beteiligungen des Landes in privater 
und öff entlich-rechtlicher Rechtsform nebst Stamm-/bzw. Grund-
kapital und dem jeweiligen Kapitalanteil des Landes aufgeführt.105 
Aufschlussreicher ist dagegen der jährlich aktualisierte Geschäft s-
bericht unter der Rubrik „Haushalt/Geschäft sberichte“. Dort fi n-
det sich als Anlage eine Aufl istung der unmitt elbaren Beteiligun-
gen mit dem jeweiligen Jahresergebnis. 

Zum ersten März 2015 hielt das Land Hessen 45 unmitt elbare Un-
ternehmensbeteiligungen. Dazu gehört die Flughafen GmbH Kas-
sel-Calden. Unternehmenszweck der Gesellschaft  ist der Betrieb 
des Flughafens Kassel-Calden (mitt lerweile umbenannt in „Kassel 
Airport“). An der Flughafen GmbH Kassel-Calden sind das Land 
Hessen (68 Prozent), die Stadt Kassel (13 Prozent), der Landkreis 
Kassel (13 Prozent) und die Gemeinde Calden (6 Prozent) betei-
ligt. Die Flughafen GmbH Kassel-Calden schloss das Geschäft sjahr 
2013 mit einem Jahresfehlbetrag von 6,7 Mio. Euro.106 Aufgrund 
der andauernden Verlustsituati on ist die GmbH auf Liquiditätszu-

105 Vgl. Hessisches Ministerium der Finanzen (2015).
106 Vgl. Flughafen GmbH Kassel Calden, Jahresabschluss zum Geschäft sjahr vom 01.01.2013 

bis 31.12.2013, veröff entlicht im Bundesanzeiger am 03.03.2015.
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schüsse der Gesellschaft er angewiesen. Im aktuellen Koaliti ons-
vertrag zwischen der CDU Hessen und Bündnis 90/Die Grünen 
Hessen ist vermerkt, dass sowohl eine Beteiligung privater Ge-
sellschaft er an der Flughafen GmbH Kassel-Calden als auch eine 
komplett e Privati sierung geprüft  werden sollen. Im Jahr 2017 
ist eine umfassende Evaluierung des Flughafens geplant. Sofern 
die Evaluierung nicht zu einem positi ven Ergebnis kommt, „wird 
ausdrücklich keine mögliche Maßnahme ausgeschlossen.“107 Der 
Regionalfl ughafen Kassel-Calden ist ein mahnendes Beispiel für 
Probleme, die entstehen können, wenn sich die öff entliche Hand 
wirtschaft lich betäti gt. Nähere Ausführungen zu den Regional-
fl ughäfen sind in Kapitel 4.2.2 und 4.2.3 enthalten.

Unter den Landesbetrieben ist das Landgestüt Dillenburg zu nen-
nen. Das Landgestüt Dillenburg gehört zum Landesbetrieb Land-
wirtschaft  Hessen. Hauptaufgabe des Landgestüts ist die Zucht 
und Haltung von Pferden. Presseinformati onen zufolge stellt das 
Land jährlich rund 1,5 Mio. Euro für die Bewirtschaft ung zur Ver-
fügung. Darüber hinausgehende Defi zite muss die Einrichtung 
über Einnahmen selbst ausgleichen.108 Wie bei den anderen Land-
gestüten auch stellt sich die Frage, ob die Pferdezucht eine staatli-
che Aufgabe ist und öff entlich betrieben werden muss. 

Eine weitere unmitt elbare Beteiligung hält das Land Hessen an 
der Hessische Staatsweingüter GmbH Kloster Eberbach. Die Be-
teiligung beläuft  sich auf 100 Prozent. Das Weingut verfügt über 
mehr als 200 Hektar Anbaufl äche. Zum Betrieb gehören mehre-
re Domänen und der Weinkeller am Steinberg. Geschäft szweck 
der Gesellschaft  sind die Erzeugung und Vermarktung von Wein 
und Sekt sowie die Durchführung der damit zusammenhängen-

107 Koaliti onsvertrag zwischen der CDU Hessen und Bündnis 90/Die Grünen Hessen für 
die 19. Wahlperiode des Hessischen Landtags 2014-2019 (2013), S. 69ff . Der Bund der 
Steuerzahler hatt e schon im Jahr 2005 in seinem Schwarzbuch vor einer Steuergeld-
verschwendung durch den Neubau des Regionalfl ughafens Kassel-Calden gewarnt.

108 Verweis auf Presseinformati on: Scharf/Dill-Post (2015).
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den Geschäft e. Die Hauptabsatzmärkte des Weinguts sind neben 
den Endverbrauchern auch der Lebensmitt eleinzelhandel, der 
Weinfachhandel, die gehobene Gastronomie und verschiedene 
Exportmärkte.109 Auf dem Weingut fi nden regelmäßig Veranstal-
tungen wie die „Schlenderprobe mit JazzTones“, die „Literarische 
Mundart-Schlenderweinprobe“, verschiedene Themenführun-
gen, Buchvorstellungen, Meditati onen und Vorträge statt .110 Die 
Gesellschaft  wies im Berichtsjahr 2013 einen Jahresüberschuss in 
Höhe von rund 103.000 Euro aus.111 Bei der Hessische Staatswein-
güter GmbH Kloster Eberbach stellt sich allerdings die Frage nach 
dem „öff entlichen Zweck“ der wirtschaft lichen Betäti gung, also 
der Rechtf erti gung dafür, dass sich das Land hier als Winzer be-
täti gt. In der Herstellung und Vermarktung von Qualitätsweinen 
(bzw. Sekt) sind viele Privatanbieter täti g, sodass ein wirtschaft li-
ches Engagement des Landes entbehrlich ist.  

Das Land Hessen veröff entlicht zwar einen Geschäft sbericht, 
stellt aber keinen Beteiligungs- bzw. Konsolidierungsbericht zur 
Verfügung. Erst auf Anfrage hat das Hessische Ministerium der Fi-
nanzen dem DSi eine Aufstellung der mitt elbaren Unternehmens-
beteiligungen übermitt elt. Im Jahr 2013 hielt das Land Hessen 
insgesamt 68 mitt elbare Beteiligungen. An vielen dieser Beteili-
gungen war das Land über die Fraport AG beteiligt.112 

Das Land Hessen ist – nach dem Stadtstaat Hamburg – das erste 
Flächenland, das einen Gesamtabschluss erstellt (erstmals zum 
Geschäft sjahr 2009). Um die Transparenz über die Landesbetei-
ligungen zu erhöhen, sollte das Land zudem einen Beteiligungs- 

109 Vgl. Hessische Staatsweingüter GmbH, Kloster Eberbach, Jahresabschluss zum Ge-
schäft sjahr vom 01.01.2013 bis 31.12.2013, veröff entlicht im Bundesanzeiger am 
16.02.2015.

110 Vgl. Kloster Eberbach (2015).
111 Vgl. Hessische Staatsweingüter GmbH, Kloster Eberbach, Jahresabschluss zum Ge-

schäft sjahr vom 01.01.2013 bis 31.12.2013, veröff entlicht im Bundesanzeiger am 
16.02.2015.

112 Vgl. Hessisches Ministerium der Finanzen (2014).
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bzw. Konsolidierungsbericht erstellen und in regelmäßigen Ab-
ständen über das Internet publizieren.

7.8 Mecklenburg-Vorpommern

In der Landeshaushaltsordnung Mecklenburg-Vorpommern ist 
keine Regelung enthalten, die die Landesverwaltung zur Auf-
stellung eines Beteiligungsberichts verpfl ichtet. Entsprechend 
wird auf der Internetseite des Finanzministeriums Mecklenburg-
Vorpommern auch nur eine Beteiligungsübersicht veröff entlicht. 
Die aktuellen Beteiligungsdaten gehen auf Juli 2014 zurück. Zu 
diesem Zeitpunkt war das Land Mecklenburg-Vorpommern an 
insgesamt 38 privatrechtlich organisierten Unternehmen und an 
8 öff entlich-rechtlich organisierten Unternehmen mitt el- und un-
mitt elbar beteiligt.113 

Aus der Beteiligungsübersicht des Landes Mecklenburg-Vorpom-
mern gehen nur wenige öff entliche Einrichtungen und Unterneh-
men hervor, bei denen sowohl der öff entliche Zweck als auch die 
Wirtschaft lichkeit infrage gestellt werden müssen. 

Nicht in der Beteiligungsübersicht erfasst sind Landesbetriebe. 
Bei Landesbetrieben handelt es sich um rechtlich-unselbststän-
dige Teile der Landesverwaltung, die erwerbswirtschaft lich aus-
gerichtet sein können. Um eine Gesamtschau über die Landesbe-
triebe zu bekommen, ist ein Blick in den aktuellen Haushaltsplan 
erforderlich. Zu den Landesbetrieben gehört zum Beispiel das 
Landgestüt Redefi n. Neben einer Pferdezucht, einer Reit- und 
Fahrschule sowie einem Gästehaus gehören auch verschiedene 
touristi sche Angebote (Führungen, Paraden, Konzerte) zu den 
Leistungen des Landgestüts.114 Das Landgestüt ist defi zitär und 
auf einen Landeszuschuss zum Verlustausgleich angewiesen. Für 

113 Vgl. Finanzministerium Mecklenburg-Vorpommern (2015).
114 Vgl. Landgestüt Redefi n (2015).
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die Jahre 2014 und 2015 wurde jeweils ein Landeszuschuss für 
laufende Zwecke in Höhe von 1,55 Mio. Euro angesetzt.115 Ver-
mutlich wird das Landgestüt auch in der Zukunft  keine schwarzen 
Zahlen schreiben. 1993 wurde das Gestüt von der Treuhandan-
stalt übernommen. Seitdem hängt es dem Land wie ein Mühl-
stein um den Hals. Die weitgehend marode Gebäudesubstanz, die 
hohe Zahl der Beschäft igten und mehrere Außenstellen im Land
erlaubten keinen kostendeckenden Betrieb. Versuche, das Gestüt 
zu privati sieren, scheiterten. Mitt lerweile hat man ein tragfähiges 
Finanzkonzept für das Landgestüt entwickelt, um die Effi  zienz der 
Einrichtung wesentlich zu verbessern. Dazu gehört, touristi sche 
Angebote (Gastronomie, Kutschfahrten) weitgehend durch priva-
te Betreiber durchführen zu lassen, damit das Betriebsrisiko nicht 
beim Land liegt. Somit bleibt es zwar dauerhaft  bei Zuschüssen, 
aber in einem vertretbaren Rahmen und mit klarer Zielvorstel-
lung.

Zusammenfassend wird die Gesamtschau über die öff entlichen 
Beteiligungen vor allem dadurch erschwert, dass kein Beteili-
gungsbericht und nur wenige Informati onen zu den mitt elbaren 
Beteiligungen veröff entlicht werden.116

7.9 Niedersachsen

Auch die Landeshaushaltsordnung Niedersachsen enthält keine 
Regelung zur Aufstellung eines Beteiligungsberichts. Eine ent-
sprechende Vorschrift  fi ndet sich aber in den „Beteiligungshin-

115 Vgl. Finanzministerium Mecklenburg-Vorpommern (2013), Einzelplan 08, S. 160. Hinzu 
kommt ein Landeszuschuss für Investi ti onen (0,8 Mio. Euro 2014, 2,4 Mio. Euro 2015). 
Es ist möglich, dass ein Teil der Zuschüsse aufgrund von Überzahlungen mitt lerweile 
wieder zurückgezahlt wurde, dazu fehlt es bislang aber an offi  ziellen Bekanntmachun-
gen. Siehe auch Entwurf Haushaltsplan 2016/2017, Einzelplan 08, S. 202.

116 Vgl. Finanzministerium Mecklenburg-Vorpommern (2015).
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weisen des Landes Niedersachsen“.117 Zuletzt wurde für das Jahr 
2013 ein Beteiligungsbericht erstellt.118 Aktuell ist das Land Nie-
dersachsen an 5 Unternehmen des öff entlichen Rechts und an 45 
Unternehmen des privaten Rechts unmitt elbar beteiligt.119

Das Land Niedersachsen ist an zahlreichen Unternehmen betei-
ligt, die zwar ein positi ves Jahresergebnis ausweisen, bei denen 
aufgrund ihres Unternehmenszwecks aber grundsätzlich die Fra-
ge gestellt werden muss, warum der Staat hier wirtschaft lich akti v 
wird:

Dazu gehört beispielsweise die mitt elbare Beteiligung des Landes 
Niedersachsen an der Volkswagen AG. Das Land Niedersachsen 
ist über die Hannoversche Beteiligungsgesellschaft  mbH mit rund 
20 Prozent an den sti mmberechti gten Stammakti en der Volkswa-
gen AG beteiligt.120 Unternehmensgegenstand der Volkswagen 
AG ist bekanntermaßen die Herstellung und der Vertrieb von Mo-
toren und Fahrzeugen aller Art sowie von Anlagen, Maschinen 
und Werkzeugen etc. Die Volkswagen AG ist wiederum an zahlrei-
chen Tochtergesellschaft en beteiligt. Die Volkswagen AG erzielt 
im Geschäft sjahr 2014 einen Jahresüberschuss in Höhe von rund 
2,5 Mrd. Euro.121 Dass mit einem wirtschaft lichen Engagement 
des Staates auch immer ein Risiko verbunden ist, zeigt der jüngs-
te Abgas-Skandal. Wie im Spätsommer 2015 bekannt wurde, hat 
VW mehrere Millionen Dieselfahrzeuge mit einer Soft ware zur 
Manipulati on von Abgaswerten ausgestatt et. Sollten die Gewin-
ne von VW deutlich einbrechen, ist davon auszugehen, dass das 

117 Vgl. Niedersächsisches Finanzministerium (2014), S. 8. Dort heißt es im Wortlaut: 
„Die Landesregierung unterrichtet den Landtag regelmäßig durch Vorlage des Beteili-
gungsberichts.“

118 Vgl. Beteiligungsbericht des Landes Niedersachsen 2013 (2014).
119 Vgl. Niedersächsisches Finanzministerium (2015). Siehe hierzu die aktuelle Beteiligungs-

übersicht. 
120 Für eine Übersicht zur Akti onärsstruktur siehe Volkswagen AG (2015).
121 Vgl. VW AG, Jahresabschluss zum Geschäft sjahr vom 01.01.2014 bis 31.12.2014, ver-

öff entlicht im Bundesanzeiger am 12.05.2015.
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Land Niedersachsen über die Hannoversche Beteiligungsgesell-
schaft  Niedersachsen eine deutlich geringere oder gar keine Di-
vidende erhält. Um die bestehende Machtpositi on bei VW zu be-
halten, könnte das Land Niedersachsen – im Falle einer erforder-
lichen Kapitalerhöhung – erwägen, weitere Akti en zu kaufen und 
weiteres Steuergeld in den VW-Konzern zu stecken.122 Das wäre 
aber gerade der falsche Weg. Eine wesentliche Ursache für die 
bestehenden Probleme in den Governance-Strukturen von VW 
ist die unvollendete Privati sierung. Nach dem zweiten Weltkrieg 
hatt en die Briten das VW-Werk im Einvernehmen mit der Bundes-
republik an das Land Niedersachsen übergeben. Die von der CDU 
geführte Bundesregierung unter Adenauer und Erhard favorisier-
te in den 1950er Jahren zwar eine weitgehende Privati sierung, 
konnte sich damit aber nicht gegen die SPD-Regierung in Nieder-
sachsen durchsetzen. Am Ende wurde mit dem „VW-Gesetz“ ein 
Kompromiss erzielt, der die Umwandlung der damaligen GmbH 
in eine AG und eine Teilprivati sierung vorsah. Zunächst blieben 
jeweils 20 Prozent der Akti en beim Bund bzw. beim Land Nieder-
sachsen. Während der Bund seine Anteile Ende der 1980er Jahre 
verkauft  hat, hielt das Land Niedersachsen an seiner Beteiligung 
fest. Dadurch wurden auch in den Aufsichts- und Kontrollgremien 
Machtstrukturen zementi ert, die den jüngsten VW-Skandal zu-
mindest nicht verhindert haben.123

Über die Hannoversche Beteiligungsgesellschaft  mbH hält das 
Land Niedersachsen zudem eine Beteiligung an der Salzgitt er AG. 
Der Anteil beläuft  sich auf rund 26,5 Prozent.124 Unternehmens-
zweck der Salzgitt er AG ist die Erzeugung und Verarbeitung von 

122 Eine Kapitalerhöhung – also die Ausgabe neuer Akti en – erfolgt bei VW nicht so wie 
bei anderen Konzernen. Damit das Land Niedersachsen als Anteilseigner seine Macht 
im Konzern nicht verliert, darf sich dessen Anteil an den Stammakti en nicht stark ver-
ringern. Eine geplante Kapitalerhöhung könnte das Land daher fakti sch zum Kauf zu-
sätzlicher Akti en zwingen.

123 Siehe dazu Döring (2015).
124 Für eine Übersicht zur Akti onärsstruktur siehe Salzgitt er AG (2015).



64

Stahl und anderen Werkstoff en sowie die Herstellung der damit 
verbundenen Produkte. Die Salzgitt er AG hält wiederum eine Rei-
he an Unterbeteiligungen. Der gesamte Konzern erwirtschaft ete 
2014 einen Fehlbetrag in Höhe von 31,9 Mio. Euro.125 Auch mit 
dieser Beteiligung geht das Land ein wirtschaft liches Risiko ein.

Bei staatlichen Unternehmensbeteiligungen und damit einherge-
henden Mitbesti mmungsrechten besteht grundsätzlich das Prob-
lem, dass es zu Kollisionen zwischen politi schen und wirtschaft li-
chen Interessen kommen kann. In der Folge können „Deals“ bzw. 
„Kompromisse“ vereinbart werden, die in einem rein privatwirt-
schaft lichen Unternehmensumfeld nicht zustande gekommen 
wären und die auf dem relevanten Markt zu Wett bewerbsverzer-
rungen führen können.

Zusammenfassend ist das Land Niedersachsen mitt elbar an einer 
Reihe von Unternehmen beteiligt, bei denen die Erfüllung eines 
„öff entlichen Zwecks“ doch erheblich in Zweifel zu ziehen ist. 

7.10  Nordrhein-Westf alen

Bislang fi nden sich weder in der Landeshaushaltsordnung Nord-
rhein-Westf alen noch im Public Corporate Governance Kodex des 
Landes Nordrhein-Westf alen Regelungen hinsichtlich eines Be-
teiligungsberichts.126 Aber auch ohne formale Grundlage veröf-
fentlicht das Finanzministerium des Landes Nordrhein-Westf alen 
jedes Jahr einen Beteiligungsbericht. Der letzte geht auf das Jahr 
2013 zurück. In ihm werden die unmitt elbaren Beteiligungen des 
Landes erfasst. Über die mitt elbaren Beteiligungen wird in den 

125 Vgl. Beteiligungsbericht des Landes Niedersachsen 2013 (2014), S. 48ff . Vgl. Salzgit-
ter AG, Konzernabschluss zum Geschäft sjahr vom 01.01.2014 bis 31.12.2014, veröf-
fentlicht im Bundesanzeiger am 27.05.2015 und Salzgitt er AG, Jahresabschluss zum 
Geschäft sjahr vom 01.01.2014 bis 31.12.2014, veröff entlicht im Bundesanzeiger am 
28.05.2015.

126 Vgl. Public Corporate Governance Kodex des Landes Nordrhein-Westf alen.
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meisten Fällen nur dann Auskunft  erteilt, wenn die Beteiligungs-
höhe größer ist als 25 Prozent.127

Unter den Landesbetrieben ist das Nordrhein-Westf älische Land-
gestüt Warendorf zu nennen. Zum Landgestüt gehören eine 
Pferdezucht und eine Reitschule. Auf dem Gestüt fi nden regel-
mäßig Veranstaltungen wie die „Symphonie der Hengste“ oder 
das „Westf älische Gartenfesti val“ statt . Der Zuschussbedarf des 
Landgestüts beläuft  sich im Jahr 2015 auf 2,8 Mio. Euro.128 Wie 
bereits bei den anderen Landesgestüten ausgeführt, ist die Tier-
zucht keine staatliche Aufgabe.

Zu den Beteiligungsunternehmen, die auf Zuwendungen des Lan-
des angewiesen sind, gehört die Expo Fortschritt smotor Klima-
schutz GmbH. Dem Land gehören 100 Prozent der Anteile. Die 
Expo Fortschritt smotor Klimaschutz GmbH soll ein Forum zum Kli-
maschutz bieten. Dafür initi iert und begleitet es unterschiedlichs-
te Projekte. Bis zum Jahr 2022 sollen 1.000 Projekte präsenti ert 
werden, die dem Umwelt- und Klimaschutz in Nordrhein-Westf a-
len dienen. Zu diesen Projekten gehört zum Beispiel die Initi ati ve 
„KlimaTour-Eifel“. Anliegen dieses Projekts ist es, unterschiedli-
che Maßnahmen aufzuzeigen, um den Urlaub „klimafreundlich“ 
zu gestalten. So können sich Interessierte zum Beispiel mit Hil-
fe eines Online-Tools die CO2-Emissionen ihrer geplanten Reise 
berechnen und entsprechende Einsparti pps anzeigen lassen.129 
Die Expo Fortschritt smotor Klimaschutz GmbH wurde im Jahr 
2013 gegründet. Die Zuwendungen des Landes beliefen sich im 
gleichen Jahr auf 180.000 Euro.130 Auch in den folgenden Jahren 

127 Vgl. Beteiligungsbericht der Landesregierung Nordrhein-Westf alen für das Jahr 2013 
(2014).

128 Vgl. Haushaltsplan des Landes NRW 2015, S. 283.
129 Vgl. Expo Fortschritt smotor Klimaschutz GmbH (2015).
130 Vgl. Beteiligungsbericht der Landesregierung Nordrhein-Westf alen für das Jahr 2013 

(2014), S. 8.
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sind im Haushaltsplan des Landes hohe Zuschüsse eingeplant.131 
Gerade in der Klimapoliti k ist der Nutzen von Einzelmaßnahmen 
nur schwer quanti fi zierbar. Eine umfassende Erfolgskontrolle 
stößt daher oft  an Grenzen der Messbarkeit. Bei dieser Beteili-
gung drängt sich die Frage auf, ob dieses Projekt nicht in Vergleich 
zu den Kosten klimapoliti sch weitgehend wirkungslos ist.

Ein weiteres Beteiligungsunternehmen ist die Flughafen Essen 
Mülheim GmbH. Die Landesbeteiligung beläuft  sich auf ein Drit-
tel.132 Unternehmensgegenstand ist die Errichtung und der Betrieb 
des Flughafens Essen/Mülheim sowie die Förderung des Flugwe-
sens. Im Geschäft sjahr 2014 wies die Gesellschaft  einen Fehlbe-
trag von mehr als einer halben Million Euro aus. In den letzten 
Jahren hatt en die Gesellschaft er immer wieder beschlossen, die 
Verluste durch Kapitaleinlagen auszugleichen. Da die Gesellschaft  
strukturell nach wie vor nicht in der Lage ist, ihre Kosten zu de-
cken, hat das Land in der Zwischenzeit versucht, aus der Flugha-
fen Essen Mülheim GmbH auszutreten. Ob dies zulässig ist, wird 
derzeit noch gerichtlich geklärt. Immerhin hat das Land angekün-
digt, sich ab 2015 nicht mehr an der Finanzierung der GmbH zu 
beteiligen. Die beiden übrigen kommunalen Gesellschaft er müss-
ten in diesem Fall allein für den Verlustausgleich 2015 aufk om-
men.133 Eine grundsätzliche Analyse zu Regionalfl ughäfen fi ndet 
sich in den Kapiteln 4.2.2 und 4.2.3.

Zu den Unternehmensbeteiligungen gehören auch eine Landes-
bank und eine „Bad Bank“. An der Ersten Abwicklungsanstalt 

131 Vgl. Haushaltsplan des Landes NRW 2015 unter Finanzministerium des Landes NRW 
(o. J.), S. 46.

132 Die restlichen Anteile halten die Stadt Essen und mitt elbar die Stadt Mülheim an der 
Ruhr zu je einem Dritt el.

133 Vgl. Flughafen Essen/Mülheim GmbH, Jahresabschluss zum 31.12.2014, veröff entlicht 
im Bundesanzeiger am 27.07.2015.
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(EAA) hält das Land einen Anteil von 48,2 Prozent.134 Die Erste 
Abwicklungsanstalt hat von der ehemaligen WestLB (heute Por-
ti gon AG) Risikovermögen übernommen. Ihre Aufgabe besteht in 
der Abwicklung dieses Risikovermögens. Die EAA wies 2014 einen 
Jahresüberschuss in Höhe von 62,5 Mio. Euro aus.135 Die letzte 
Finanzmarktkrise (2007/2008) und allein schon die Erforderlich-
keit, Risikopositi onen aus der ehemaligen WestLB auszulagern, 
unterstreichen, welches Wagnis mit einem entsprechenden En-
gagement der Länder verbunden war und ist. Rechtsnachfolgerin 
der WestLB ist die Porti gon AG. Die Porti gon AG soll den Rückbau 
der ehemaligen WestLB sicherstellen. An der Porti gon AG hält das 
Land eine direkte Beteiligung von 69,5 Prozent und über die NRW.
Bank eine mittelbare Beteiligung von 30,5 Prozent. Die Porti gon 
AG wies im Jahr 2014 einen Fehlbetrag in Höhe von 237 Mio. Euro 
aus.136 In der Presse wurde vielfach der Umstand kriti siert, dass 
die ehemalige WestLB über eine eigene Kunstsammlung verfügt. 
Im Zuge der Umstrukturierungen ist die Kunstsammlung (380 
Kunstwerke und 3 Instrumente) in das Eigentum der Porti gon AG 
übergegangen. Aus Steuerzahlersicht ist einem Verkauf der Kunst-
sammlung – soweit dies nicht unter „Marktwert“ geschieht –
sicherlich nichts entgegenzusetzen. Der Fall der ehemaligen 
WestLB zeigt, dass es viele gute Gründe gibt, die Privati sierung 

134 Die weiteren Anteile halten der Sparkassenverband Westf alen-Lippe (25 %), der 
Rheinische Sparkassen- und Giroverband (25 %), der Landschaft sverband Rheinland 
(0,9 %) und der Landschaft sverband Westf alen-Lippe (0,9 %). Siehe EAA (2015).

135 Vgl. Erste Abwicklungsanstalt, Finanzbericht 01.01. bis 31.12.2014, veröff entlicht im 
Bundesanzeiger am 27.05.2015.

136 Diese Daten beziehen sich auf den Einzelabschluss. Der Konzernabschluss weist für 
2014 einen Jahresfehlbetrag in Höhe von 221 Mio. Euro aus. Vgl. Porti gon AG, Jah-
res- und Konzernabschluss zum Geschäft sjahr vom 01.01.2014 bis zum 31.12.2014, 
veröff entlicht im Bundesanzeiger am 19.06.2015.
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aller Landesbanken voranzutreiben bzw. diese in ein oder zwei 
Insti tuten zusammenzufassen.137

Beim Beteiligungsbericht des Landes Nordrhein-Westf alen muss 
vor allem die Unvollständigkeit in Bezug auf die mitt elbaren Un-
ternehmensbeteiligungen beanstandet werden. Wie bereits er-
wähnt, werden hier nur solche Landesbeteiligungen genannt, die 
höher als 25 Prozent sind. Eine Gesamtschau öff entlichen Betei-
ligungsmanagements erfordert hingegen eine lückenlose Aufzäh-
lung sämtlicher Unternehmensbeteiligungen. Aus Steuerzahler-
sicht erfordern vor allem solche Unternehmensbeteiligungen, die 
durch Zahlungsströme zwischen Kern- und Unternehmenshaus-
halt gekennzeichnet sind, eine besondere Berichtspfl icht. 

7.11  Rheinland-Pfalz

Die Landeshaushaltsordnung Rheinland-Pfalz besti mmt, dass die 
Landesregierung dem Landtag alle zwei Jahre über den Stand und 
die Entwicklung der vom Land errichteten Sti ft ungen öff entlichen 
Rechts und der Anstalten öff entlichen Rechts berichtet. Diese 
Auskunft  erstreckt sich auch auf Beteiligungsunternehmen in pri-
vater Rechtsform.138 Eine solche Unterrichtung kann zum Beispiel 
in der Form eines Beteiligungsberichts erfolgen.139

Der letzte Beteiligungsbericht des Landes Rheinland-Pfalz geht 
auf das Jahr 2013 zurück. Darin werden sowohl die unmitt elba-
ren als auch die mitt elbaren Landesbeteiligungen erfasst. Dazu 

137 Vgl. dazu auch die Handlungsempfehlungen aus KBI (1994). Die darin enthaltenen 
Schlussfolgerungen sind noch immer aktuell. Es gibt fakti sch keine Gründe dafür, die 
bestehenden Ausnahmeregelungen der öff entlich-rechtlichen Bankensäule aufrecht 
zu erhalten. Diese Schlussfolgerung gilt auch für weitere Landesbanken, die sich in 
öff entlich-rechtlicher Trägerschaft  befi nden.

138 § 10 VI LHO Rheinland-Pfalz.
139 Für die öff entlichen Unternehmen in Rheinland-Pfalz gibt es einen Public Corporate 

Governance Kodex. Allerdings sieht dieser die Aufstellung eines Beteiligungsberichts 
nicht vor. Vgl. Public Corporate Governance Kodex des Landes Rheinland-Pfalz.
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gehören auch solche Unternehmen, an denen die öff entliche 
Hand eine Beteiligungsquote von weniger als 25 Prozent hält. 
Unternehmen, an denen das Land weniger als fünf Prozent am 
Grund- bzw. Stammkapital hält, werden in einer Kurzübersicht 
aufgelistet. Zu diesen geringfügigen Beteiligungen gehörte zum 
Beispiel die Haus des Weines in Neustadt an der Weinstraße 
GmbH. Der Beteiligungsanteil des Landes belief sich Ende 2013 
auf zwei Prozent. Eine Gewinn- und Verlustrechnung wurde nicht 
veröff entlicht. Auf der Internetseite der GmbH ist vermerkt, dass 
das Haus des Weines seit 27.12.2014 geschlossen ist.140 

Zu den Beteiligungsunternehmen gehört die Flughafen Frank-
furt-Hahn GmbH. Unternehmenszweck der GmbH ist der Betrieb 
des gleichnamigen Flugplatzes. An dieser Gesellschaft  hält das 
Land Rheinland-Pfalz einen Stammkapital-Anteil von 82,5 Pro-
zent. Die restlichen 17,5 Prozent der Anteile werden vom Land 
Hessen gehalten. Die Flughafen Frankfurt-Hahn GmbH schloss 
das Geschäft sjahr 2013 mit einem Jahresfehlbetrag in Höhe von 
11 Mio. Euro. 2014 schoss der Jahresfehlbetrag nach vorläufi gen 
Zahlen sogar auf 45 Mio. Euro hoch.141 In der Vergangenheit war 
die Gesellschaft  immer wieder auf Zuschüsse aus dem Landes-
haushalt angewiesen. Derzeit wird nach einem Käufer für den 
Flughafen gesucht.142 

Hoch zuschussbedürft ig waren auch verschiedene Staatsbäder-
Betriebe. Dazu gehört die Staatsbad Bad Bertrich GmbH. Im 
Beteiligungsbericht 2013 wird die Beteiligungshöhe des Landes 
mit 87,5 Prozent ausgewiesen.143 Unternehmenszweck der Ge-

140 Vgl. Beteiligungsbericht des Landes Rheinland-Pfalz 2013 (2014), S. 3-15. Vgl. Internet-
auft ritt  des Haus des Weines in Neustadt an der Weinstraße GmbH (2015).

141 Dies ist noch eine Planzahl, siehe Landtag RP, Kleine Anfrage des Abgeordneten Alex-
ander Licht vom 09.04.2015, LT-Drs. 16/4861.

142 Vgl. Flughafen Frankfurt-Hahn GmbH, Jahresabschluss für das Geschäft sjahr vom 
01.01.2013 bis 31.12.2013, veröff entlicht im Bundesanzeiger am 23.02.2015.

143 Die restlichen Anteile hielt die Gemeinde Bad Bertrich.
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sellschaft  ist der Betrieb einer Therme (Vulkaneifel-Therme). Zur 
Therme gehören fünf Erlebnissaunen, Ruheräume, Bibliothek 
und Kaminlounge. Zudem verfügt die Therme noch über Solari-
en sowie eine Bad- und Saunagastronomie. Es werden verschie-
dene Wellness- und Entspannungszeremonien angeboten.144 Im 
Geschäft sjahr 2013 erwirtschaft ete die Gesellschaft  einen Jahres-
fehlbetrag von fast einer Million Euro.145 Auch andere Staatsbäder 
in Rheinland-Pfalz, wie etwa die Staatsbad Bad Ems GmbH oder 
die Staatsbad Bergzabern GmbH, wiesen 2013 hohe Jahresfehl-
beträge aus.146 In den letzten Jahren hat das Land Rheinland-Pfalz 
mit einer Umstrukturierung der Staatsbad GmbHs begonnen. So 
betreiben die Staatsbad-Gesellschaft en in den Staatsbädern Bad 
Bertrich und Bad Bergzabern nur noch die örtlichen Thermalbä-
der. Die übrigen Aufgabenfelder wurden jeweils durch die Ge-
meinde übernommen. Bei der Staatsbad Bad Ems GmbH wurde 
das Thermalbad auf einen Privati nvestor übertragen. Um die Be-
lastungen der Steuerzahler so gering wie möglich zu halten, sollte 
sich das Land bei den Staatsbädern auf Kernaufgaben konzent-
rieren. Annexgeschäft e wie Erlebnis- und Wellnessbereiche sind 
keine Staatsaufgabe und sollten der Privatwirtschaft  überlassen 
werden.147

144 Vgl. Vulkaneifel Therme Bad Bertrich (2015).
145 Vgl. Staatsbad Bad Bertrich GmbH, Jahresabschluss zum Geschäft sjahr vom 01.01.2013 

bis 31.12.2013, veröff entlicht im Bundesanzeiger am 20.01.2015. Die Zuschüsse für 
das Geschäft sjahr 2012 können dem Beteiligungsbericht des Landes Rheinland-Pfalz 
2013, S. 74 entnommen werden.

146 Vgl. Beteiligungsbericht des Landes Rheinland-Pfalz 2013 (2014), S. 114ff . und S. 76ff . 
Ende 2014 hatt e das Land Rheinland-Pfalz bekanntgegeben, sich als Gesellschaft er 
des Staatsbads Bad Dürkheim zurückzuziehen. Am 13.10.2015 beschloss der Stadt-
rat Bad Dürkheim die Übernahme des Staatsbads Bad Dürkheim, sodass die Stadt 
die Staatsbad GmbH als alleiniger Gesellschaft er weiterführt. Bislang wurde zu dieser 
Entscheidung kein offi  zieller Beschluss veröff entlicht. Vgl. Ministerium der Finanzen 
Rheinland-Pfalz (2015). Siehe auch Staatsbad Bad Bergzabern GmbH, Jahresabschluss 
zum Geschäft sjahr vom 01.01.2013 bis zum 31.12.2013, veröff entlicht im Bundes-
anzeiger am 04.02.2015 und Staatsbad Bad Ems GmbH, Jahresabschluss zum Ge-
schäft sjahr vom 01.01.2013 bis zum 31.12.2013, veröff entlicht im Bundesanzeiger am 
04.03.2015. Neue Daten zur Beteiligungshöhe/Ergebnis liegen nicht vor.

147 Informati onen resulti eren aus Korrespondenzen mit dem Ministerium der Finanzen 
Rheinland-Pfalz.
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Der Beteiligungsbericht des Landes Rheinland-Pfalz ist vergleichs-
weise gut strukturiert. Besonders positi v ist, dass auch Daten 
über die mittelbaren Unternehmensbeteiligungen ausgewiesen 
werden. Insgesamt ist bei den Beteiligungen die vergleichsweise 
große Anzahl an Staatsbädern auff ällig.

7.12  Saarland

In der Landeshaushaltsordnung des Saarlandes gibt es keine Re-
gelung, die sich auf die Erstellung und Publikati on eines Beteili-
gungsberichts bezieht. Dass eine solche Regelung aber durchaus 
erforderlich ist, zeigt ein Blick auf die Internetseite des Ministeri-
ums für Finanzen und Europa Saarland. Hier werden zwar einige 
Beteiligungsberichte veröff entlicht, der letzte geht allerdings auf 
das Jahr 2011 zurück. Ende 2011 war das Saarland an 34 Unter-
nehmen unmitt elbar und an 14 mitt elbar beteiligt.148

Zu den Beteiligungsunternehmen des Saarlandes gehört die Flug-
hafen Saarbrücken GmbH. Dabei handelt es sich um eine mit-
telbare Beteiligung über die Verkehrsholding Saarland GmbH. 
Unternehmensgegenstand der Flughafen Saarbrücken GmbH ist 
der Betrieb des Verkehrsfl ughafens Saarbrücken und der damit 
verbundenen Nebengeschäft e.149 Mit der Verkehrsholding Saar-
land GmbH besteht seit dem 1. Januar 1997 ein Ergebnisabfüh-
rungsvertrag. Aufgrund dessen übernahm die Verkehrsholding 
Saarland GmbH den im Geschäft sjahr 2013 ausgewiesenen Fehl-
betrag der Flughafen Saarbrücken GmbH in Höhe von 9,3 Mio. 
Euro.150 Alleiniger Gesellschaft er der Verkehrsholding Saarland 
GmbH ist das Saarland. Die Verkehrsholding Saarland GmbH wies 
im Geschäft sjahr 2013 einen Jahresfehlbetrag in Höhe von 7,6 

148 Vgl. Beteiligungsbericht des Saarlandes 2011 (2012), S. 10-14.
149 Ebd., S. 27ff .
150 Vgl. Flughafen Saarbrücken GmbH, Jahresabschluss für das Geschäft sjahr vom 

01.01.2013 bis 31.12.2013, veröff entlicht im Bundesanzeiger am 10.02.2015.
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Mio. Euro aus. Wie im Jahresabschluss vermerkt, hängt das Jah-
resergebnis der Verkehrsholding Saarland GmbH stark von den 
Ergebnissen der Tochtergesellschaft en ab – neben der Flughafen 
Saarbrücken GmbH auch die Hafenbetriebe Saarland GmbH. Das 
Beteiligungsergebnis belief sich Ende 2013 auf minus 7,7 Mio. 
Euro. Das Land hat gegenüber der Verkehrsholding Saarland 
GmbH zur Abdeckung des Liquiditätsbedarfs unterjährig Kapital-
zuführungen geleistet, die den Ausgleich des Jahresfehlbetrags 
durch eine Entnahme aus der Kapitalrücklage ermöglichten.151 
Mitt e des Jahres wurden die Hafenbetriebe Saarland GmbH mit 
der Flughafen Saarbrücken GmbH verschmolzen. Name der neu-
en Gesellschaft  ist die Flug-Hafen-Saarland-GmbH. Zu den Prob-
lemen und Handlungsempfehlungen in Bezug auf Regionalfl ughä-
fen siehe Kapitel 4.2.1 und 4.2.2.

Zu den weiteren Beteiligungsunternehmen gehört die Congress-
Centrum Saar GmbH. An dieser ist das Saarland zu 80 Prozent be-
teiligt. Die anderen 20 Prozent werden von der Stadt Saarbrücken 
gehalten. Unternehmenszweck der Gesellschaft  ist die Durchfüh-
rung von Kongressen und Veranstaltungen und der damit verbun-
denen Dienstleistungen.152 Auf der Internetseite der Gesellschaft  
wird zum Beispiel die Betreuung einer Hochzeitsfeier (Räumlich-
keiten, Catering, Feuerwerk) angeboten.153 Im Jahresabschluss 
für das Jahr 2013 wird ein Verlust von rund 3,5 Mio. Euro ausge-
wiesen. Dieser wurde durch die Gesellschaft er abgedeckt.154 Die 

151 Vgl. Verkehrsholding Saarland GmbH, Jahresabschluss für das Geschäft sjahr vom 
01.01.2013 bis 31.12.2013, veröff entlicht im Bundesanzeiger am 05.11.2014. Auch im 
Jahr 2014 wurden vom Gesellschaft er Kapitalzuführungen in Höhe von 3,9 Mio. Euro 
zur Einstellung in die Kapitalrücklage geleistet. Vgl. Verkehrsholding Saarland GmbH, 
Jahresabschluss für das Geschäft sjahr vom 01.01.2014 bis 31.12.2014, veröff entlicht 
im Bundesanzeiger am16.10.2015.

152 Vgl. Beteiligungsbericht des Saarlandes 2011 (2012), S. 70ff .
153 Vgl. Congress-Centrum Saar (2015).
154 Vgl. Congress-Centrum Saar GmbH, Jahresabschluss zum Geschäft sjahr 2013, veröf-

fentlicht im Bundesanzeiger am 12.01.2015. Vgl. auch Beteiligungsbericht des Saar-
landes 2011 (2012), S. 70ff .
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Congress-Centrum Saar GmbH hält zudem eine Beteiligung von 
20 Prozent an der KONTOUR-Kongress und Tourismus Service Re-
gion Saarbrücken GmbH. Diese Gesellschaft  bietet verschiedene 
touristi sche Dienstleistungen wie zum Beispiel Stadtf ührungen 
an. Ende 2011 erzielte sie ein Jahresergebnis von minus 11.000 
Euro. Im Jahr 2012 erzielte die Gesellschaft  ebenfalls einen Fehl-
betrag.155 Im Jahr 2013 verbuchte die KONTOUR ein positi ves Er-
gebnis in Höhe von rund 21.000 Euro.156 Auch der Betrieb von 
Kongress- und Tourismuseinrichtungen gehört wohl kaum zu den 
staatlichen Kernaufgaben. Um das Kostenrisiko der öff entlichen 
Hand zu verringern, bietet es sich an, zumindest den Betrieb die-
ser Einrichtungen vollständig zu privati sieren.

Der letzte Beteiligungsbericht des Saarlandes geht auf das Jahr 
2011 zurück. Dadurch ergibt sich für den Bürger ein erhebliches 
Informati onsdefi zit.157

7.13  Sachsen 

Auch die Landeshaushaltsordnung Sachsen sieht keine Beteili-
gungsberichtspfl icht vor. Die Landesverwaltung ist seit dem Jahr 
2010 dazu übergegangen, nur noch Beteiligungsübersichten zu 
erstellen. Die letzte Übersicht bildet den Beteiligungsstand im 
Jahr 2014 ab. Die Zahl der unmitt elbaren Beteiligungen belief 
sich damals auf 33 und die Zahl der mitt elbaren Beteiligungen 
auf 46.158

Bevor auf die eigentlichen Beteiligungsunternehmen des Freistaa-
tes Sachsen eingegangen wird, erfolgt zunächst eine kurze Bewer-

155 Vgl. Beteiligungsbericht des Saarlandes 2011 (2012), S. 73ff . und KONTOUR – Kongress 
und Touristi k Service Region Saarbrücken GmbH, Jahresabschluss zum Geschäft sjahr 
2012, veröff entlicht im Bundesanzeiger am 20.12.2013.

156 Vgl. Congress-Centrum Saar GmbH, Jahresabschluss zum Geschäft sjahr 2013, veröf-
fentlicht im Bundesanzeiger am 12.01.2015.

157 Vgl. Beteiligungsbericht des Saarlandes 2011 (2012).
158 Vgl. Sächsisches Staatsministerium der Finanzen (2015).
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tung des Landgestüts Moritzburg. Dabei handelt es sich um das 
gemeinsame Gestüt der Länder Thüringen und Sachsen. Aufgabe 
dieses Gestüts ist neben der Pferdezucht und der Durchführung 
von Hengst- und Stutenprüfungen auch das Tourismusgeschäft , 
was sich z. B. an den regelmäßig dargebotenen Hengstparaden 
beobachten lässt. Das Landgestüt Moritzburg gehört seit 2004 
zum Staatsbetrieb Sächsische Gestütsverwaltung. Aus dem Wirt-
schaft splan der Sächsischen Gestütsverwaltung geht hervor, dass 
der Staatsbetrieb im Jahr 2013 einen Fehlbetrag von 280.000 Euro 
ausweisen musste. Der Freistaat Sachsen bezuschusste 2013 so-
wohl den laufenden Betrieb (2,8 Mio. Euro) als auch Investi ti onen 
(0,4 Mio. Euro). An diesen hohen Zuschussbedarfen soll sich auch 
bis zum Jahr 2016 nichts ändern.159 Wie in den vorangegangenen 
Kapiteln angemerkt, gibt es ordnungspoliti sch keine Begründung 
für durch den Staat vorgehaltene Gestüte. 

Zu den Beteiligungsunternehmen des Freistaates Sachsen gehö-
ren die Sächsische Staatsbäder GmbH und die Staatliche Por-
zellan-Manufaktur Meißen GmbH. An beiden Gesellschaft en ist 
der Freistaat zu 100 Prozent beteiligt. Die Sächsische Staatsbäder 
GmbH betreibt Kureinrichtungen und dient der Förderung des 
Fremdenverkehrs in Bad Brambach und Bad Elster. Zum Angebot 
der Sächsischen Staatsbäder GmbH gehören nicht nur Kur-, son-
dern auch diverse Schönheits- und Fitnessangebote. Die GmbH 
schloss das Geschäft sjahr 2013 mit einem Fehlbetrag (vor Ver-
lustausgleich) in Höhe von 3,4 Mio. Euro ab.160 Zum Unterneh-
menszweck der Staatlichen Porzellan-Manufaktur Meißen GmbH 
gehören die Herstellung und der Vertrieb von Porzellanen aller 
Art sowie die Unterhaltung und der Betrieb eines Porzellanmu-
seums, die Führung eines betrieblichen Archivs und eines Porzel-

159 Vgl. Wirtschaft splan der Sächsischen Gestütsverwaltung als Anlage zum Haushalts-
plan 2015/2016, Einzelplan 09, Staatsministerium für Umwelt und Landwirtschaft .

160 Vgl. Sächsische Bäder GmbH, Jahresabschluss für das Geschäft sjahr 2013, veröff ent-
licht im Bundesanzeiger am 03.12.2014.
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landepots. Die GmbH schloss das Geschäft sjahr 2013 mit einem 
Jahresfehlbetrag von 2,2 Mio. Euro ab.161 Auch hier stellt sich die 
Frage nach der ordnungspoliti schen Rechtf erti gung dieses staat-
lichen Engagements. 

Auch die Flughafen Leipzig/Halle GmbH konnte im Geschäft sjahr 
2013 nur negati ve Erträge aus gewöhnlicher Geschäft stäti gkeit 
erwirtschaft en. An dieser Gesellschaft  hält das Land allerdings 
nur eine Minderheitsbeteiligung in Höhe von 5,5 Prozent.162 Un-
ternehmensgegenstand ist der Betrieb des Flughafens Leipzig/
Halle. Im Jahr 2014 belief sich das Ergebnis der gewöhnlichen 
Geschäft stäti gkeit auf mehr als minus 37 Mio. Euro. Der Verlust-
ausgleich erfolgte über die Konzernmutt er, die Mitt eldeutsche 
Flughafen AG.163 An dieser AG hält der Freistaat einen Anteil in 
Höhe von 77,29 Prozent.164 Eine genauere Analyse zu den Regio-
nalfl ughäfen erfolgte in den Kapiteln 4.2.1 und 4.2.2.

Über die Sächsische Aufb aubank (SAB) hält der Freistaat Sach-
sen zudem eine 100-prozenti ge Beteiligung an der Sächsisches 
Staatsweingut GmbH. Auf dem Erlebnisweingut wird eine Fläche 
von 104 Hektar bewirtschaft et. Hier wird nicht nur Wein und Sekt 
verkauft , sondern es fi nden auch unterschiedliche Führungen und 
Veranstaltungen, z. B. der „Sommernachtsball Kalifornien, Land 
der Träume“ oder „Wackerbarths Lichterfest“, statt. Angeboten 
werden auch Wanderungen, Führungen und ein Tagungsservice. 
Zum Staatsweingut gehört auch ein Gasthaus.165 Die Gesellschaft  
wies im Geschäft sjahr 2013 einen Jahresfehlbetrag von rund 1,5 

161 Vgl. Staatliche Porzellan-Manufaktur Meißen GmbH, Jahresabschluss für das Ge-
schäft sjahr 2013, veröff entlicht im Bundesanzeiger am 15.01.2015.

162 Die restlichen Anteile halten die Mitt eldeutsche Flughafen AG (94 %), der Landkreis 
Nordsachsen (0,25 %) und die Stadt Schkeuditz (0,25 %).

163 Vgl. Flughafen Leipzig/Halle GmbH, Jahresabschluss  für das Geschäft sjahr 2014, ver-
öff entlicht im Bundesanzeiger am 24.08.2015.

164 Vgl. Sächsisches Staatsministerium der Finanzen (2015).
165 Ebd.
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Mio. Euro aus.166 Auch hier stellt sich die Frage, ob die Führung 
eines Weinguts eine staatliche Aufgabe ist und inwiefern zumin-
dest perspekti visch eine (materielle) Privati sierung infrage kom-
men kann.

Am Beispiel Sachsen erfolgt an dieser Stelle ein kurzer Exkurs zur 
Organisati on des Glücksspielmarkts: In Deutschland gilt ein ge-
nerelles Glücksspielverbot. Legal sind nur Glücksspiele, die eine 
Konzession, also eine Erlaubnis haben. Die Erlaubnis zum Be-
treiben einer Spielbank erteilen die Bundesländer. Die einzelnen 
Spielbankengesetze sehen unterschiedliche Betreiberformen vor 
(staatlich, halbstaatlich oder privat). Hintergrund dieser Regelun-
gen ist, die Bürger vor Spielsucht zu schützen. Diese Argumenta-
ti on ist vor allem deswegen ambivalent, weil die Länder an der 
„Spielsucht mitverdienen“: Das Aufk ommen aus der Spielbankab-
gabe betrug im Jahr 2013 95 Mio. Euro.167 

In Sachsen ist das Spielbankengesetz restrikti v ausgestaltet. Hier 
dürfen neben dem Freistaat selbst nur solche (privatrechtlich 
oder öff entlich-rechtlich organisierten) Unternehmen Betreiber 
einer Spielbank sein, an denen der Freistaat ausschließlich betei-
ligt ist.168 Dazu gehören die Sächsische Spielbankenbeteiligungs-
GmbH und die Sächsische Spielbanken-GmbH & Co. KG. An 
beiden Gesellschaft en ist der Freistaat zu 100 Prozent beteiligt. 
Unternehmenszweck der Spielbanken-Beteiligungs-GmbH ist die 
Beteiligung an der Spielbanken GmbH & Co. KG. Unternehmens-
zweck der GmbH & Co. KG ist der Betrieb von Spielbanken. Die 
Spielbanken-Beteiligungs-GmbH erzielte im Geschäft sjahr 2013 
einen Jahresüberschuss in Höhe von rund 241 Euro.169 Die Sächsi-

166 Vgl. Sächsische Staatsweingut GmbH, Jahresabschluss für das Geschäft sjahr vom 
01.01.2013 bis 31.12.2013,  veröff entlicht im Bundesanzeiger am 12.03.2015.

167 Vgl. BMF (2015).
168 § 2 I SächsSpielbG.
169 Vgl. Sächsische Spielbanken-Beteiligungs-GmbH, Jahresabschluss für das Geschäft s-

jahr vom 01.01.2013 bis 31.12.2013, veröff entlicht im Bundesanzeiger am 16.10.2014.
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sche Spielbanken-GmbH & Co. KG erzielte im Geschäft sjahr 2013 
einen Überschuss von 1,9 Mio. Euro.170 Auch wenn die Spielban-
ken-GmbH & Co. KG hier ein positi ves Jahresergebnis erzielen 
konnte, stellt sich die Frage, ob ein (vollständig) privati siertes 
Unternehmen nicht an gleicher Stelle effi  zienter gewirtschaft et 
hätt e bzw. inwiefern ein wirtschaft liches Engagement des Staates 
im Glücksspielbereich überhaupt noch zu rechtf erti gen ist.

Insgesamt stellt das Sächsische Staatsministerium der Finanzen 
relati v aktuelle Zahlen zu den unmitt elbaren Beteiligungen zur 
Verfügung. Hier wäre es wünschenswert, dass sich das Informati -
onsangebot auch auf die mitt elbaren Beteiligungen erstreckt. Zu-
dem gehen die meisten Finanz- und Erfolgskennzahlen kaum über 
die im Bundesanzeiger veröff entlichten Informati onen hinaus.171

7.14  Sachsen-Anhalt 

Wie die vorangegangenen Landeshaushaltsordnungen sieht auch 
die sachsen-anhalti nische172 die Erstellung und Publikati on eines 
Beteiligungsberichts nicht vor. Allerdings hat das Ministerium der 
Finanzen 2013 ein Beteiligungshandbuch veröff entlicht.173 Dem 
Beteiligungshandbuch zufolge soll die Landesregierung den Land-
tag einmal pro Jahr durch die Vorlage eines Beteiligungsberichts 
über den Stand, die Entwicklung und die wesentlichen Kennzah-
len der Beteiligungen informieren. 174 Der letzte Beteiligungsbe-
richt wurde Anfang 2015 erstellt. Im Beteiligungsportf olio befi n-
den sich 58 Unternehmen des privaten Rechts und 12 Anstalten 
öff entlichen Rechts.175

170 Vgl. Sächsische Spielbanken-GmbH & Co. KG, Jahresabschluss für das Geschäft sjahr 
vom 01.01.2013 bis 31.12.2013, veröff entlicht im Bundesanzeiger am 09.10.2014.

171 Vgl. Sächsisches Staatsministerium der Finanzen (2015).
172 Landeshaushaltsordnung des Landes Sachsen-Anhalt (LHO) vom 30. April 1991 (GVBl. 

LSA 1991, 35), zuletzt geändert am 17. Februar 2012 (GVBl. LSA S. 52, 54).
173 Vgl. Ministerium der Finanzen des Landes Sachsen-Anhalt (2013), S. 765.
174 Ebd., S. 765.
175 Vgl. Ministerium der Finanzen des Landes Sachsen Anhalt (2015), S. 1-10.
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Zu den Beteiligungsunternehmen gehört die Agrarmarketi ngge-
sellschaft  Sachsen-Anhalt mbH.176 Die Beteiligungshöhe beläuft  
sich auf rund 25 Prozent.177 Unternehmensgegenstand sind Mar-
keti ng- und Beratungsdienstleistungen für land- und ernährungs-
wirtschaft liche Unternehmen in Sachsen-Anhalt. Dazu gehören 
auch Öff entlichkeitsmaßnahmen zur Imageverbesserung der 
Landwirtschaft  wie z. B. das Landeserntedankfest. Die Agrarmar-
keti nggesellschaft  Sachsen-Anhalt mbH erwirtschaft ete 2012 und 
2013 nur ein knapp positi ves Jahresergebnis. Sie war auf hohe Zu-
schüsse angewiesen. Diese beliefen sich in beiden Jahren jeweils 
auf rund 1 Mio. Euro.178 Auch bei dieser Beteiligung stellt sich die 
Frage, warum der Staat einen besti mmten Wirtschaft sbereich – 
hier die Landwirtschaft  – mit öffentlichen Mitteln fördert. Zudem 
sind Maßnahmen zur Imageverbesserung der Landwirtschaft 
wohl kaum eine Staatsaufgabe. In Anbetracht der erforderlichen 
Zuschüsse sollte das Land prüfen, inwiefern ein Beteiligungsver-
kauf infrage kommt bzw. ob die Leistungen überhaupt weiterhin 
erbracht werden müssen.

Über die Landgesellschaft  Sachsen-Anhalt mbH ist das Land an der 
Landesweingut Kloster Pforta GmbH beteiligt. Die Landesweingut 
Kloster Pforta GmbH ist seit Anfang 2013 ein hundertprozenti ges 
Tochterunternehmen der Landgesellschaft  Sachsen-Anhalt mbH. 
Unternehmensgegenstand ist die Erzeugung und der Vertrieb 
von Saale-Unstrut-Weinen und ähnlichen Produkten sowie der 
Betrieb der damit in Zusammenhang stehenden Geschäft e. Die 
Gewinn- und Verlustrechnung weist für 2013 ein Jahresergebnis 

176 Stand September 2014.
177 Die übrigen Gesellschaft er sind aktuell der Landesbauernverband Sachsen-Anhalt 

e. V., der Verband der Ernährungswirtschaft  Niedersachsen-Bremen-Sachsen-Anhalt 
e. V., der Marketi ngpool Ernährungswirtschaft  Sachsen-Anhalt e. V. und der Landvolk-
verband Sachsen-Anhalt e. V.

178 Vgl. Ministerium der Finanzen des Landes Sachsen Anhalt (2015), S. 16f.
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von minus 160.000 Euro aus.179 Auch der Betrieb eines Weinguts 
ist keine staatliche Aufgabe. Aus ordnungspoliti scher Sicht kann 
nur eine Privati sierung die einzig richti ge Handlungsempfehlung 
sein.

Zudem ist das Land Sachsen-Anhalt an der Mitt eldeutschen Flug-
hafen Akti engesellschaft  beteiligt. Die Beteiligung beläuft  sich 
auf 18,54 Prozent. Wie bereits beschrieben, hält die AG unter 
anderem eine direkte Beteiligung an der Flughafen Leipzig/Halle 
GmbH.180 

Der Beteiligungsbericht Sachsen-Anhalts ist relati v übersichtlich 
und gibt auch über die Geschäft sentwicklung im Mehrjahresver-
gleich Auskunft . Insgesamt fällt auf, dass das Land an relati v vie-
len Unternehmen beteiligt ist, die im Agrarsektor täti g sind.181

7.15  Schleswig-Holstein

Im Unterschied zu den anderen Bundesländern und Stadtstaaten 
regelt die Landeshaushaltsordnung Schleswig-Holstein, dass ein 
Beteiligungsbericht erstellt werden soll: 

 „Die Landesregierung soll dem Landtag mindestens einmal in je-
der Wahlperiode einen Beteiligungsbericht erstatt en, der Anga-
ben über die Zielsetzungen und die Erfolgskontrolle der jeweiligen 
Beteiligungen enthalten muß.“ 182

179 Vgl. Kloster Pforta GmbH, Jahresabschluss zum Geschäft sjahr 2013, veröff entlicht im 
Bundesanzeiger am 24.03.2015.

180 Vgl. Ministerium der Finanzen des Landes Sachsen Anhalt (2015), S. 57f.
181 Ebd. Zu den Beteiligungsunternehmen gehört auch die Landgestüt Sachsen-Anhalt 

GmbH. An dieser ist das Land zu 100 Prozent beteiligt. Die Gesellschaft  wurde erst im 
Spätsommer 2014 gegründet. Aktuelle Ergebniszahlen liegen derzeit noch nicht vor.

182 Landeshaushaltsordnung Schleswig-Holstein (LHO) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 29. Juni 1992 (GOVBl. 1992, S. 381), zuletzt geändert am 11.12.2014 
(GOVBl., S. 464).
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Auch im Corporate Governance Kodex von Schleswig-Holstein ist 
vorgesehen, dass das Bundesland einen Beteiligungsbericht er-
stellen soll.183 Damit ist die Landesverwaltung an die Erstellung 
eines solchen Berichts gebunden. Der letzte Beteiligungsbericht 
wurde im März 2014 erstellt und informiert über den Beteili-
gungsstand zum 31.12.2013. Insgesamt war das Land Schleswig-
Holstein zum damaligen Zeitpunkt an 32 Gesellschaft en bzw. 
Anstalten öff entlichen Rechts unmitt elbar beteiligt. In Bezug auf 
die mitt elbaren Beteiligungen ist der Beteiligungsbericht wenig 
auskunft sfreudig. Zum Teil wird lediglich die Summe der Unter-
beteiligungen genannt, sodass weder die Namen der Unterneh-
menstöchter und -enkel noch deren fi nanzielle Gesamtsituati on 
dargestellt werden. Darüber hinaus werden Einrichtungen, die 
rechtlich unselbstständig sind, wie z. B. Landesbetriebe oder auch 
Sti ft ungen, nicht im Beteiligungsbericht erwähnt.184

Unter den Beteiligungsunternehmen ist die Filmförderung Ham-
burg/Schleswig-Holstein GmbH zu nennen. Unternehmenszweck 
der Filmförderung Hamburg/Schleswig-Holstein GmbH ist die För-
derung der Filmkultur und Filmwirtschaft  in Hamburg und Schles-
wig-Holstein. Dafür werden Erfolg versprechende Film- und Fern-
sehprodukti onen aller Genres gefördert. Am Stammkapital dieser 
Gesellschaft  hält das Land Schleswig-Holstein einen Anteil von 
25,2 Prozent.185 Wie dem Beteiligungsbericht 2014 zu entnehmen 
ist, fi nanzierte sich die Gesellschaft  zwischen 2010 und 2012 zu 
einem Großteil aus Zuwendungen der öff entlichen Hand. Die Zu-
wendungen des Landes Schleswig-Holstein beliefen sich zwischen 
2010 und 2012 auf jährlich zwischen 140.000 und 145.000 Euro. 
Zudem bekam die Gesellschaft  in diesem Zeitraum noch Mitt el 

183 Vgl. Finanzministerium des Landes Schleswig-Holstein (2015), S. 13.
184 Vgl. Finanzministerium des Landes Schleswig-Holstein (2014), S. 6-10.
185 Die restlichen Anteile hält die Freie und Hansestadt Hamburg (74,8 %). Ähnliche Ein-

richtungen wie die Filmförderung Hamburg/Schleswig-Holstein GmbH haben auch 
viele andere Bundesländer.
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aus dem Rundfunkgebührenaufk ommen Schleswig-Holsteins und 
Hamburgs in Höhe von 2,1 Mio. Euro pro Jahr.186 Auf die Probleme 
der regionalen Filmförderung wurde bereits eingegangen. Beson-
ders zu kriti sieren ist hier, dass sich die Subventi onen gleich aus 
mehreren Töpfen, nämlich sowohl aus öff entlichen Zuwendungen 
als auch aus Rundfunkgebühren (heute: Rundfunkbeiträge), spei-
sen. Der Rundfunkbeitrag ist keine Steuer, die einer konkreten Ge-
genleistung entbehrt, sondern eine Art Nutzungsgebühr für den 
Empfang und Konsum öff entlich-rechtlicher Rundfunkleistungen. 
Eine Verwendung dieser Zwangsentgelte für die regionale Film-
förderung ist zwar staatsvertraglich zulässig, kommt de facto aber 
einer Zweckentf remdung gleich.187

Wie einige andere Bundesländer, hält auch das Land Schleswig-
Holstein zudem eine Beteiligung an einer Landesbank – hier der 
HSH Nordbank AG. Unabhängig von der grundsätzlichen Forde-
rung, Landesbanken aufgrund ihrer zumindest zweifelhaft en „öf-
fentlichen Aufgaben“ zunächst formell und dann vollständig ma-
teriell zu privati sieren,188 spielt bei der HSH Nordbank AG auch 
die volati le Finanzlage eine entscheidende Rolle. Nach Abzug 
des Steueraufwands blieb der HSH Nordbank im Jahr 2013 ein 
Konzernergebnis von -769 Mio. Euro. Dieses Ergebnis hat sich im 
Jahr 2014 deutlich verbessert, sodass 160 Mio. Euro ausgewiesen 

186 Die Höhe der Zuwendungen aus dem Rundfunkbeitragsaufk ommen, das den Ländern 
Schleswig-Holstein und Hamburg zugerechnet wird, ist in § 55 IV Nr. 2 des Geset-
zes zum Staatsvertrag über das Medienrecht in Hamburg und Schleswig-Holstein 
(Medienstaatsvertrag HSH) geregelt. Demnach stehen der Filmförderung Hamburg/
Schleswig-Holstein GmbH mindestens 1,8 Mio. Euro jährlich und der Unternehmens-
tochter „Filmwerkstatt “ für die Förderung des Filmfesti vals in Schleswig-Holstein 
300.000 Euro jährlich zu. Laut § 55 II erhöht sich der Anteil aus dem Rundfunkbei-
tragsaufk ommen, das in die Filmförderung Hamburg/Schleswig-Holstein GmbH fl ießt, 
ab 2013 auf 400.000 Euro. Auch die fi nanzielle Förderung des Landes Schleswig-Hol-
stein für die Filmwerkstatt  Kiel soll ab 2014 angehoben werden. Vgl. Finanzministeri-
um des Landes Schleswig-Holstein (2014), S. 40-43.

187 Aktuellere Daten sind dem Jahresabschluss der Filmförderung Hamburg/Schleswig 
Holstein GmbH für das Jahr 2013, veröff entlicht im Bundesanzeiger am 28.01.2015, 
leider nicht zu entnehmen.

188 Vgl. dazu KBI (1994), S.143ff .
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werden konnten.189 Haupteigentümer der HSH-Nordbank sind mit 
einem Anteil von gut 85 Prozent die Freie und Hansestadt Ham-
burg und das Land Schleswig-Holstein. Von diesem Anteil entf al-
len 65 Prozent auf die HSH Finanzfonds AöR. Die HSH Finanzfonds 
AöR ist eine von der Freien und Hansestadt Hamburg und vom 
Land Schleswig-Holstein gemeinsam geführte Anstalt öff entli-
chen Rechts.190 Auf die Probleme von Landesbanken wurde be-
reits in Zusammenhang mit der WestLB eingegangen (siehe Kapi-
tel 7.10). Die HSH Nordbank war aufgrund von Fehlspekulati onen 
vor einigen Jahren in eine schwere Krise gestürzt und musste mit 
staatlichen Garanti en gestützt werden. Im Rahmen eines Beihil-
feverfahrens hat die Europäische Kommission entschieden, dass 
die HSH Nordbank künft ig in eine Holdinggesellschaft  und in eine 
zu privati sierende operati ve Gesellschaft  aufgespalten werden 
soll.191

Zusammenfassend ist es im Hinblick auf die Transparenz und 
Informati on der Bürger durchaus zu begrüßen, dass die Landes-
haushaltsordnung die regelmäßige Erstellung und Publikati on 
eines Beteiligungsberichts vorschreibt. Die in der Landeshaus-
haltsordnung vorgesehenen Regelungen müssten allerdings noch 
weiter gehen, insbesondere hinsichtlich der Informati onen über 
mitt elbare und öffentlich-rechtliche Beteiligungen.

7.16  Thüringen

Die Landeshaushaltsordnung des Freistaates Thüringen sieht 
keine Regelung für die Erstellung bzw. Publikati on eines Beteili-

189 Vgl. HSH Nordbank (AG), Konzernabschluss zum Geschäft sjahr vom 01.01.2014 bis 
zum 31.12.2014, veröff entlicht im Bundesanzeiger am 13.05.2015.

190 Vgl. Finanzministerium des Landes Schleswig-Holstein (2014), S. 62.
191 Vgl. European Commission (2015): Statement/15/5866, Brüssel. Im Jahresabschluss 

der HSH Nordbank AG wird für das Geschäft sjahr 2014 ein Fehlbetrag in Höhe von 312 
Mio. Euro ausgewiesen (HGB Einzelinsti tut). Vgl. HSH Nordbank AG, Jahresabschluss 
zum Geschäft sjahr vom 01.01.2014 bis zum 31.12.2014, veröff entlicht im Bundesan-
zeiger am 13.05.2015.
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gungsberichts vor. Auch ohne diese formale Vorgabe wird die-
ser aber in regelmäßigen Abständen von der Landesverwaltung 
veröff entlicht, zuletzt für das Jahr 2013.192 Anfang 2015 war der 
Freistaat Thüringen an 20 Unternehmen in Privatrechtsform un-
mitt elbar beteiligt. Hinzu kamen fünf unmitt elbare Beteiligungen 
an juristi schen Personen des öff entlichen Rechts.193

Zu den Beteiligungsunternehmen gehört die Flughafen GmbH Er-
furt. Unternehmensgegenstand der Gesellschaft  ist der Betrieb 
und der Ausbau des Verkehrsfl ughafens Erfurt sowie der damit 
verbundenen Geschäft e. Aus der Beteiligungsübersicht geht her-
vor, dass der Freistaat derzeit eine Beteiligung von 95 Prozent 
an der Flughafen GmbH Erfurt hält.194 Die GmbH wies im Jahres-
abschluss 2014 einen Fehlbetrag von 901.000 Euro aus. Für das 
Geschäft sjahr 2014 beläuft  sich die Höhe der nichtrückzahlbaren 
Zuwendung aus dem Landeshaushalt auf 2,09 Mio. Euro. Der 
Fortbestand und die zukünft ige Entwicklung des Flughafens sind 
davon abhängig, ob die Zuwendungen im Einklang mit dem EU-
Beihilferichtlinien stehen.195 Auf die Risiken von Regionalfl ughä-
fen wurde an anderer Stelle bereits ausführlich eingegangen.

Wie viele andere Bundesländer hält auch Thüringen eine Betei-
ligung an einer Messe-Gesellschaft . An der Messe Erfurt GmbH 
ist das Land Thüringen zu 100 Prozent beteiligt. Unternehmens-
gegenstand ist der Betrieb, die Planung und Finanzierung des 
Messegeländes in Erfurt sowie die Durchführung verschiedener 
Veranstaltungen wie Kongresse, Messen o. ä. Zum Angebot der 
Messe Erfurt GmbH gehört auch die Organisati on von außerge-
wöhnlichen Veranstaltungen, z. B. von „Green Meeti ngs“. „Green 
Meeti ngs“ sind nach Angaben der Messe Erfurt GmbH Veranstal-

192 Vgl. Finanzministerium des Freistaates Thüringen (o. J.).
193 Vgl. Finanzministerium des Freistaates Thüringen (2015).
194 Ebd. Der Stadt Erfurt gehören die übrigen fünf Prozent der Anteile.
195 Vgl. Flughafen Erfurt GmbH, Jahresabschluss zum Geschäft sjahr 2014, veröff entlicht 

im Bundesanzeiger am 23.10.2015.
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tungen, auf denen mitt els einer nachhalti gen Organisati on ver-
sucht wird, den Klimawandel zu bekämpfen. Dies soll zum Beispiel 
durch ein nachhalti ges Catering mit Wasserkaraff en, „Fair Trade 
Lebensmitt eln“ und „papierlosen Meeti ngs“ erreicht werden.196 
Der Beteiligungsbericht weist für die Gesellschaft  in den Jahren 
2011 bis 2013 jeweils hohe Fehlbeträge zwischen 2,7 Mio. Euro 
und 3,5 Mio. Euro aus.197 Im Geschäft sjahr 2013 leistete das Land 
Zuzahlungen im Zusammenhang mit der Finanzierung langfristi -
ger Investi ti onen. Dementsprechend wurde die Kapitalrücklage 
um insgesamt 2,95 Mio. Euro erhöht. Zum teilweisen Ausgleich 
des Jahresfehlbetrags 2013 wurden der Kapitalrücklage 2,95 Mio. 
Euro  entnommen.198 Auch der Betrieb einer Messe gehört nicht 
zu den staatlichen Kernaufgaben und muss aus ordnungspoliti -
scher Sicht kriti siert werden. Hier sollte über eine materielle 
(Teil-)Privati sierung nachgedacht werden.

Unter den Beteiligungen des Landes Sachsen wurde bereits das 
Landgestüt Moritzburg erwähnt. Dabei handelt es sich um das 
gemeinsame Gestüt der Länder Thüringen und Sachsen. Im ak-
tuellen Haushaltsentwurf 2016/2017 werden zur „Erstatt ung von 
Kooperati onsbeziehungen/Landgestüt Moritzburg“ Bewilligun-
gen in Höhe von 251.000 Euro angesetzt. Zu den näheren Ausfüh-
rungen siehe Kapitel 7.13.199

Zudem hält der Freistaat Thüringen weitere Beteiligungen, auch in 
der gewerblichen Wirtschaft ; so z. B. eine mitt elbare Beteiligung 
an der Jenopti k AG. Die Jenopti k AG ist ein Photonik-Konzern, der 
opti sche Technologien für Unternehmen der Halbleiterausrüs-
tungsindustrie, der Automobil- und Automobilzulieferindustrie, 

196 Vgl. Messe Erfurt GmbH (2015).
197 Vgl. Finanzministerium des Freistaates Thüringen (o. J.), S. 32.
198 Vgl. Messe Erfurt GmbH, Jahresabschluss für das Geschäft sjahr vom 01.01.2013 bis 

zum 31.12.2013, veröff entlicht im Bundesanzeiger am 22.01.2015.
199 Vgl. Landeshaushaltsplan des Freistaates Thüringen 2016/2017, Haushaltsentwurf, 

Einzelplan 10, S. 219.
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der Medizintechnik, der Sicherheits- und Wehrtechnik sowie der 
Luft fahrti ndustrie entwickelt und anbietet. Die Thüringer Indus-
triebeteiligungs GmbH & Co. KG hält einen Anteil von 11 Prozent 
am Grundkapital der Jenopti k AG. Die Thüringer Industriebeteili-
gungs GmbH & Co. KG ist eine mitt elbare Tochter der Thüringer 
Aufb aubank, der Förderbank des Freistaates Thüringen.200 Auch 
bei dieser Beteiligung stellt sich die Frage nach der ordnungspoli-
ti schen Rechtf erti gung.

Insgesamt weist der Freistaat Thüringen ein relati v kleines Netz 
an unmitt elbaren Beteiligungen auf. Auf den ersten Blick stechen 
diese Beteiligungsunternehmen nicht durch ihren Unterneh-
menszweck hervor. Viele dieser Unternehmen sind im Verkehrs-, 
Kultur-, Bildungs- und Gesundheitsbereich täti g. Einige dieser 
Beteiligungsunternehmen haben wiederum Anteile an Unter-
nehmenstöchtern und -enkeln. Die Unterbeteiligungen werden 
im Beteiligungsbericht aber lediglich namentlich und mit der ent-
sprechenden Beteiligungshöhe erwähnt. Über die Ertrags- und 
Finanzlage werden keine Daten bereitgestellt. Dementsprechend 
wird dem Bürger und Steuerzahler kein umfassender Blick über 
die tatsächliche Beteiligungsstruktur des Landes ermöglicht.201

200 Vgl. Jenopti k (2015), S. 1-20.
201 Vgl. Finanzministerium des Freistaates Thüringen (2015).



86

8. Fazit und Handlungsempfehlungen

Viele Länder sind über öff entliche Unternehmen bzw. Unterneh-
mensbeteiligungen wirtschaft lich täti g. Damit schränken sie den 
Handlungsspielraum der Privatwirtschaft  ein und leisten Wett -
bewerbsverzerrungen Vorschub. Dem Subsidiaritätsgrundsatz 
zufolge soll der Staat stets nur ergänzend zur Privatwirtschaft  tä-
ti g werden. So kann ein staatliches Engagement zum Beispiel bei 
Vorliegen eines Markt- oder Wett bewerbsversagens gerechtf er-
ti gt sein – vorausgesetzt, der jeweilige Versagenstatbestand kann 
nicht durch eine andere wirtschaft spoliti sche oder insti tuti onelle 
Korrektur beseiti gt werden.202 Dass die Realität aber ein anderes 
Bild zeichnet, wird in dieser Studie exemplarisch untermauert. 

8.1  Pfl icht zur Erstellung eines vollständigen Beteiligungs-
berichts

Um den öff entlichen Druck zur Beachtung des Subsidiaritätsprin-
zips zu erhöhen, sollten die Bürger möglichst klar und umfassend 
über die Wirtschaft stäti gkeit des Staates informiert werden. Häu-
fi g ist das aber eben nicht der Fall. Um die bestehenden Transpa-
renzprobleme zu lösen, sollten die Beteiligungsberichtspfl ichten 
der Länder deutlich ausgeweitet werden und einem einheitlichen 
Standard entsprechen. So empfi ehlt es sich, die Verpfl ichtung zur 
Erstellung und Vorlage eines Beteiligungsberichts in allen Landes-
haushaltsordnungen detailliert zu regeln. Als Anknüpfungspunkt 
bietet sich eine Klausel wie in § 65 VII LHO Schleswig-Holstein an:

„Die Landesregierung soll dem Landtag mindestens einmal in je-
der Wahlperiode einen Beteiligungsbericht erstatt en, der Anga-
ben über die Zielsetzungen und die Erfolgskontrolle der jeweiligen 
Beteiligungen enthalten muß.“

202 Vgl. Eickhof (2000), S. 11.
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Allerdings ist diese Klausel hinsichtlich der Pfl icht, Breite und Tie-
fe des Beteiligungsberichts zu präzisieren. Das Deutsche Steuer-
zahlerinsti tut empfi ehlt die Implementi erung einer „Muss-Vor-
schrift “ in die Landeshaushaltsordnungen. Die Einhaltung die-
ser Vorschrift  obliegt der parlamentarischen Kontrolle. Die zu 
implementi erende Regelung muss sich auch auf die konkreten 
Berichtsinhalte beziehen. Selbstverständlich sollte in der Landes-
haushaltsordnung die jährliche Erstellung eines Beteiligungsbe-
richts vorgeschrieben werden. Der Bericht muss allen Interessier-
ten öff entlich zugänglich gemacht werden. Er soll eine Übersicht 
über sämtliche mitt elbaren und unmitt elbaren Unternehmensbe-
teiligungen enthalten – unabhängig von der Rechtsform und Be-
teiligungshöhe. Erfasst werden müssen auch solche Beteiligungs-
unternehmen, die ihren Sitz in anderen Bundesländern oder im 
Ausland haben.

8.2  Konkreti sierung der Berichtsinhalte

Zudem muss in den Landeshaushaltsordnungen und den dazu 
gehörigen Verwaltungsvorschrift en eine Ausweitung der Beteili-
gungsberichtsinhalte fi xiert werden: Dazu gehören der Name, der 
Sitz und die Geschäft sführung des Beteiligungsunternehmens, 
die Besetzung und Vergütung der Geschäft sführungsorgane, der 
Gegenstand des Beteiligungsverhältnisses, die Beteiligungshöhe, 
der öff entliche Zweck der staatlichen Betäti gung, Angaben zur 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage, zur Verschuldungssituati -
on, zur Kapitalstruktur, zur Liquidität, zum Personalstand und zu 
den Personalkosten des Beteiligungsunternehmens sowie Infor-
mati onen zur fi nanziellen Verfl echtung mit dem Landeshaushalt 
(Verlustübernahmen, Ergebnisabführungen, Zuwendungen, Zu-
schüsse, Bürgschaft en etc.).

Für unmitt elbare und mitt elbare Beteiligungen, an denen der öf-
fentliche Träger nur eine Minderheitsbeteiligung von z. B. weniger 
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als zehn Prozent hält, können vereinfachte Berichtspfl ichten gel-
ten. Zwingend sollten aber folgende Informati onsanforderungen 
sein: Besetzung der Gesellschaft sorgane, fi nanzielle Verfl echtun-
gen und etwaige interne Kreditbeziehungen zum Landeshaushalt, 
Angaben zur Vermögens- und Schuldensituati on und in regelmä-
ßigen Abständen ausführliche Begründungen der öff entlichen Be-
teiligung.

Um alle erwerbswirtschaft lich ausgerichteten Täti gkeiten des Lan-
des zu erfassen, sollen auch die rechtlich unselbstständigen Teile 
der Landesverwaltung, sprich Landesbetriebe, mit ihren Erfolgs- 
und Finanzplänen nebst Zuschussbedarfen ausgewiesen werden.

8.3 Stärkung der Beteiligungsüberwachung

Darüber hinaus bietet es sich an, die Kontrollkompetenzen des 
Stabilitätsrats hinsichtlich der Extrahaushalte und Sonderver-
mögen der Länder zu stärken. Wie im Eingangskapitel erwähnt, 
schlummerten Ende 2014 Schulden in Höhe von 112 Milliarden 
Euro in den öff entlichen Einrichtungen und Unternehmen der 
Länder. Daraus ergibt sich auch für die Kernhaushalte ein beacht-
liches Risikopotenzial, das in die Prognose etwaiger Haushalts-
schief- oder -notlagen und in die Berichterstatt ung durchaus mit 
einfl ießen sollte. Ergänzend sind die Beteiligungsberichtspfl ich-
ten von den zuständigen Landesrechnungshöfen zu kontrollieren.

8.4 Verwirklichung des Subsidiaritätsprinzips

Jegliche Staatsinterventi onen sind unter eine Rechtf erti gungs- 
und Begründungpfl icht zu stellen. Dazu bietet sich die Einfügung 
einer „Subsidiaritätsklausel“ an. Wie bereits beschrieben, sehen 
die meisten Landeshaushaltsordnungen vor, dass das Land ein 
Unternehmen (in Privatrechtsform) nur gründen bzw. sich daran 
beteiligen darf, wenn  sich der vom Land angestrebte Zweck nicht 
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besser und wirtschaft licher auf andere Weise erreichen lässt. 
Zielführend wäre an dieser Stelle eine Verschärfung der bisheri-
gen Soll-Vorschrift  dahingehend, dass 

„die Gründung oder Beteiligung an einem solchen Unternehmen 
bereits dann nicht erlaubt ist, wenn sich der jeweilige vom Land 
angestrebte Zweck zumindest ebenso gut durch die Privatwirt-
schaft  erreichen lässt.“ 

Des Weiteren muss in der Landeshaushaltsordnung defi niert wer-
den, was ein „öff entlicher Unternehmenszweck“ ist oder wann 
genau ein „wichti ges Interesse des Landes“ vorliegt – etwa im 
 Sozial- oder Gesundheitswesen. Das Beteiligungsmanagement 
hat in regelmäßigen Abständen zu prüfen, ob die genannten Be-
teiligungsvoraussetzungen noch erfüllt sind. Zudem ist sicher-
zustellen, dass die Haft ungsverpfl ichtung der öff entlichen Hand 
auf einen besti mmten Betrag begrenzt ist. Freilich müssen für 
Hoheitsbetriebe (Feuerwehr etc.) besondere Regelungen gelten.

8.5 Vermeidung von Interessenkonfl ikten

Oft mals fi nden sich in den Geschäft sführungs- und Kontrollgre-
mien öff entlicher Unternehmen Vertreter der Lokal- oder Landes-
politi k. Wenn dies der Fall ist, muss sichergestellt werden, dass 
Politi ker ausdrücklich und vorrangig den Interessen des öff ent-
lichen Trägers verpfl ichtet sind. Darüber hinaus bedarf es strikter 
Vorgaben und Regelungen, damit die Aufsichtsgremien über die 
nöti gen Fachkompetenzen verfügen. Hier kann § 65 IV der Säch-
sischen Haushaltsordnung eine mögliche Vorlage sein:

„Die auf Veranlassung des Staates gewählten oder entsandten 
Mitglieder der Aufsichtsorgane der Unternehmen haben bei ih-
rer Täti gkeit auch die besonderen Interessen des Staates zu be-
rücksichti gen. Als Mitglieder nach Satz 1 sind nur Personen zu 
bestellen, die über die für diese Aufgabe erforderliche betriebs-
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wirtschaft liche Erfahrung und Sachkunde verfügen. Der Freistaat 
Sachsen soll ihnen Gelegenheit geben, regelmäßig an Fortbil-
dungsveranstaltungen teilzunehmen, die der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben dienlich sind.“

Die genannten Regeln können dazu beitragen, die Governance 
und Transparenz staatlicher Wirtschaft stäti gkeit zu verbessern 
und entsprechende Staatsinterventi onen unter einen größeren 
Rechtf erti gungsdruck zu stellen.
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A3: Übersicht Berichtspfl ichten der einzelnen Bundesländer und Stadtstaaten

Baden-Württ emberg

Beteiligungsberichtspfl ichten in LHO nein

Regelmäßigkeit des Beteiligungsberichts jährlich

Jahr des letzten Beteiligungsberichts 2014

Anzahl Beteiligungen 75 (unmitt elbar)

Informati on über öff entlich-rechtliche Beteiligungen

Informati on über privatrechtliche Beteiligungen

Informati on über mitt elbare Beteiligungen eingeschränkt

Informati on über mitt elbare Minderheitsbeteiligungen eingeschränkt

Bayern

Beteiligungsberichtspfl ichten in LHO nein

Regelmäßigkeit des Beteiligungsberichts jährlich

Jahr des letzten Beteiligungsberichts 2014

Anzahl Beteiligungen 70 (unmitt elbar)

Informati on über öff entlich-rechtliche Beteiligungen

Informati on über privatrechtliche Beteiligungen

Informati on über mitt elbare Beteiligungen eingeschränkt

Informati on über mitt elbare Minderheitsbeteiligungen eingeschränkt

Berlin

Beteiligungsberichtspfl ichten in LHO indirekt

Regelmäßigkeit des Beteiligungsberichts jährlich

Jahr des letzten Beteiligungsberichts 2015

Anzahl Beteiligungen 55

Informati on über öff entlich-rechtliche Beteiligungen

Informati on über privatrechtliche Beteiligungen

Informati on über mitt elbare Beteiligungen eingeschränkt

Informati on über mitt elbare Minderheitsbeteiligungen eingeschränkt
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Brandenburg

Beteiligungsberichtspfl ichten in LHO nein

Regelmäßigkeit des Beteiligungsberichts alle 2 Jahre

Jahr des letzten Beteiligungsberichts 2013

Anzahl Beteiligungen 24 (unmitt elbar)

Informati on über öff entlich-rechtliche Beteiligungen

Informati on über privatrechtliche Beteiligungen

Informati on über mitt elbare Beteiligungen eingeschränkt

Informati on über mitt elbare Minderheitsbeteiligungen eingeschränkt

Bremen

Beteiligungsberichtspfl ichten in LHO nein

Regelmäßigkeit des Beteiligungsberichts jährlich

Jahr des letzten Beteiligungsberichts 2012/2013

Anzahl Beteiligungen  56 (unmitt elbar)

Informati on über öff entlich-rechtliche Beteiligungen

Informati on über privatrechtliche Beteiligungen

Informati on über mitt elbare Beteiligungen eingeschränkt

Informati on über mitt elbare Minderheitsbeteiligungen eingeschränkt

Hamburg

Beteiligungsberichtspfl ichten in LHO nein

Regelmäßigkeit des Beteiligungsberichts jährlich

Jahr des letzten Beteiligungsberichts 2013

Anzahl Beteiligungen (einschließlich Hamburger Gesell-
schaft  für Vermögens- und Beteiligungsmanagement mbH)

87 (unmitt elbar)

Informati on über öff entlich-rechtliche Beteiligungen

Informati on über privatrechtliche Beteiligungen

Informati on über mitt elbare Beteiligungen eingeschränkt

Informati on über mitt elbare Minderheitsbeteiligungen eingeschränkt
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Hessen

Beteiligungsberichtspfl ichten in LHO nein

Aktualität der Beteiligungsübersicht März 2015

Anzahl Beteiligungen 45 (unmitt elbar)

Informati on über öff entlich-rechtliche Beteiligungen

Informati on über privatrechtliche Beteiligungen

Informati on über mitt elbare Beteiligungen eingeschränkt

Informati on über mitt elbare Minderheitsbeteiligungen eingeschränkt

Mecklenburg-Vorpommern

Beteiligungsberichtspfl ichten in LHO nein

Aktualität der Beteiligungsübersicht 2014

Anzahl Beteiligungen 30 (unmitt elbar)

Informati on über öff entlich-rechtliche Beteiligungen

Informati on über privatrechtliche Beteiligungen

Informati on über mitt elbare Beteiligungen eingeschränkt

Informati on über mitt elbare Minderheitsbeteiligungen eingeschränkt

Niedersachsen

Beteiligungsberichtspfl ichten in LHO nein

Aktualität des Beteiligungsberichts 2013

Anzahl Beteiligungen 50 (unmitt elbar)

Informati on über öff entlich-rechtliche Beteiligungen  

Informati on über privatrechtliche Beteiligungen

Informati on über mitt elbare Beteiligungen eingeschränkt

Informati on über mitt elbare Minderheitsbeteiligungen eingeschränkt
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Nordrhein-Westf alen

Beteiligungsberichtspfl ichten in LHO nein

Aktualität des Beteiligungsberichts 2013

Anzahl Beteiligungen ca. 50 (unmitt elbar)

Informati on über öff entlich-rechtliche Beteiligungen  

Informati on über privatrechtliche Beteiligungen

Informati on über mitt elbare Beteiligungen eingeschränkt

Informati on über mitt elbare Minderheitsbeteiligungen eingeschränkt

Rheinland-Pfalz

Beteiligungsberichtspfl ichten in LHO nein

Aktualität des Beteiligungsberichts 2013

Anzahl Beteiligungen 51 (unmitt elbar)

Informati on über öff entlich-rechtliche Beteiligungen  

Informati on über privatrechtliche Beteiligungen

Informati on über mitt elbare Beteiligungen eingeschränkt

Informati on über mitt elbare Minderheitsbeteiligungen eingeschränkt

Saarland

Beteiligungsberichtspfl ichten in LHO nein

Aktualität des Beteiligungsberichts 2011

Anzahl Beteiligungen 34 (unmitt elbar)

Informati on über öff entlich-rechtliche Beteiligungen  

Informati on über privatrechtliche Beteiligungen

Informati on über mitt elbare Beteiligungen eingeschränkt

Informati on über mitt elbare Minderheitsbeteiligungen eingeschränkt
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Sachsen

Beteiligungsberichtspfl ichten in LHO nein

Aktualität der Beteiligungsübersicht 2014

Anzahl Beteiligungen 33 (unmitt elbar)

Informati on über öff entlich-rechtliche Beteiligungen  

Informati on über privatrechtliche Beteiligungen

Informati on über mitt elbare Beteiligungen eingeschränkt

Informati on über mitt elbare Minderheitsbeteiligungen eingeschränkt

Sachsen-Anhalt

Beteiligungsberichtspfl ichten in LHO nein

Aktualität des Beteiligungsberichts 2015

Anzahl Beteiligungen 
70 (unmitt elbar/

mitt elbar)

Informati on über öff entlich-rechtliche Beteiligungen

Informati on über privatrechtliche Beteiligungen

Informati on über mitt elbare Beteiligungen eingeschränkt

Informati on über mitt elbare Minderheitsbeteiligungen eingeschränkt

Schleswig-Holstein

Beteiligungsberichtspfl ichten in LHO

Aktualität des Beteiligungsberichts 2013

Anzahl Beteiligungen 32 (unmitt elbar)

Informati on über öff entlich-rechtliche Beteiligungen  

Informati on über privatrechtliche Beteiligungen

Informati on über mitt elbare Beteiligungen eingeschränkt

Informati on über mitt elbare Minderheitsbeteiligungen eingeschränkt
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Thüringen

Beteiligungsberichtspfl ichten in LHO nein

Aktualität des Beteiligungsberichts 2013

Anzahl Beteiligungen 25 (unmitt elbar)*

Informati on über öff entlich-rechtliche Beteiligungen  

Informati on über privatrechtliche Beteiligungen

Informati on über mitt elbare Beteiligungen eingeschränkt

Informati on über mitt elbare Minderheitsbeteiligungen eingeschränkt

*Stand Januar 2015.
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